Herausgegeben vom Chef der Staatskanzlei

Teil I

2021

Ausgegeben zu Saarbriicken, 7. Juli 2021

Nr.52 A

A. Amtliche Texte

Inhalt

Verordnung zur Anderung infektionsrechtlicher Verordnungen zur Bekimpfung der Corona-Pandemie.

Vom 7. Juli 2021

Anderung der Verordnung zu Hygienerahmenkonzepten auf der Grundlage der Verordnung zur Bekimp-

fung der Corona-Pandemie. Vom 7. Juli 2021




1683 2

Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 7. Juli 2021

A. Amtliche Texte

Verordnungen

235 Verordnung zur Anderung
infektionsrechtlicher Verordnungen
zur Bekimpfung der Corona-Pandemie

Vom 7. Juli 2021

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit
§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie § 28a, § 54 und § 73
Absatz la Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
(IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBIL. I S. 1045), zuletzt
gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Mai
2021 (BGBI. I S. 1174), des Saarlandischen CO-
VID-19-Mafinahmengesetzes vom 22. Januar 2021
(Amtsbl. I S. 220) und § 5 Absatz 3 des Landesorgani-
sationsgesetzes (LOG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. Médrz 1997 (Amtsbl. S. 410), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Juni 2018
(Amtsbl. I S. 358), verordnet die Landesregierung:

Artikel 1
Verordnung zur Bekdmpfung
der Corona-Pandemie (VO-CP)

§1
Grundsatz der Abstandswahrung

(1) Physisch-soziale Kontakte zu anderen Menschen
aullerhalb der Angehorigen des eigenen Haushaltes
sind auf ein absolut ndtiges Minimum zu reduzieren.
Dabei wird empfohlen den Kreis der Kontakte stets auf
die gleichen Personen zu begrenzen (,,social bubble).
Wo immer méglich ist ein Mindestabstand zu anderen
Personen von eineinhalb Metern einzuhalten.

(2) Ausgenommen von der Verpflichtung zur Einhal-
tung des Mindestabstandes nach Absatz 1 Satz 3 sind
Kontakte zu Ehegatten, Lebenspartnern und Partnern
einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft sowie Ver-
wandten in gerader Linie, Geschwistern, Geschwister-
kindern und deren jeweiligen Haushaltsangehorigen
(familidrer Bezugskreis).

(3) Bei privaten Zusammenkiinften zu Hause in ge-
schlossenen Raumen sollen die Hygiene- und Ab-
standsregelungen umgesetzt und fiir ausreichend Be-
liftung gesorgt werden. Wo die Moglichkeit besteht,
sollen die privaten Zusammenkiinfte im Freien abge-
halten werden.

§2
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung

(1) Im offentlichen Raum sind bei jedem nicht nur
kurzfristigen Kontakt mit nicht zum eigenen Haushalt
gehorenden Personen und einer Unterschreitung des
Mindestabstandes von eineinhalb Metern, sofern nicht

eine andere, gleichwertige Infektionsschutzmafinahme
gewdhrleistet ist, eine medizinische Gesichtsmaske
(OP-Masken) oder auch Masken der Standards KN95/
NO5 oder FFP2 oder hoherer Standards zu tragen, so-
fern gesundheitliche Griinde nicht entgegenstehen.
Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjah-
res, Personen, die drztlich bescheinigt aufgrund einer
gesundheitlichen Beeintrdchtigung, einer drztlich be-
scheinigten chronischen Erkrankung oder einer Be-
hinderung keine Atemschutzmaske tragen konnen,
und gehorlose und schwerhorige Menschen und Per-
sonen, die mit diesen kommunizieren, sowie ihre Be-
gleitpersonen sind von der Pflicht zum Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung ausgenommen. Eltern und
Sorgeberechtigte haben dafiir Sorge zu tragen, dass
ihre Kinder oder Schutzbefohlenen ab Vollendung des
sechsten Lebensjahres die Verpflichtung zum Tragen
einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder
auch von Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2
oder hoherer Standards einhalten, sofern diese dazu in
der Lage sind.

(2) Medizinische Gesichtsmasken (OP-Masken) oder
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder
hoherer Standards sind, sofern gesundheitliche Griinde
nicht entgegenstehen, verpflichtend ab der Vollendung
des sechsten Lebensjahres zu tragen von:

1. Personen bei der Nutzung des o6ffentlichen Perso-
nenverkehrs (Eisenbahnen, StraBenbahnen, Busse,
Taxen und Passagierflugzeuge) sowie an Bahn-
hofen, Flughéfen, Haltestellen und in Warteberei-
chen im Innenbereich alle Fahrgéste und Besucher
ab Vollendung des sechsten Lebensjahres sowie das
Personal, bei Féhren und Fahrgastschiffen aller-
dings nur beim Ein- und Ausstieg und insoweit, als
der Mindestabstand von eineinhalb Metern nicht
eingehalten werden kann; die entgegenstehenden
gesundheitlichen Griinde sind bei der Nutzung des
offentlichen Personenverkehrs nachzuweisen,

2. Personen wihrend des Aufenthaltes auf Mes-
sen, Spezial-, Jahr- und Wochenmaérkten sowie in
Ladenlokalen, in den zugehdrigen Wartebereichen
und Warteschlangen alle Kunden und Besucher ab
Vollendung des sechsten Lebensjahres, soweit die
Art der Leistungserbringung nicht entgegensteht,
sowie das Personal, soweit nicht arbeitsschutz-
rechtliche Bestimmungen entgegenstehen oder
eine andere, gleichwertige Infektionsschutzmali-
nahme gewéhrleistet ist,

3. Gisten wihrend des Aufenthaltes in Gaststétten
im Sinne des Saarlidndischen Gaststittengesetzes
(SGastG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. April 2011 (Amtsbl. I S. 206), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 Nummer 1 des Gesetzes
vom 11. November 2020 (Amtsbl. I S. 1262), und
sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art sowie
Clubs und Discotheken abseits eines festen Platzes
im Innenbereich sowie bei der Abholung oder Ent-
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gegennahme von Speisen, auch in den gegebenen-
falls entstehenden Warteschlangen,

Gisten wihrend des Aufenthaltes in 6ffentlich zu-
géanglichen Bereichen von Hotels, Beherbergungs-
betrieben, Campingplitzen und bei der sonstigen
Zurverfiigungstellung von Unterkiinften im Innen-
bereich,

allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern bei 6ffent-
lichen Veranstaltungen nach § 6 Absatz 2 und bei
Veranstaltungen nach § 6 Absatz 3 Satz 2,

allen Besucherinnen und Besuchern von Gottes-
diensten und gemeinsamen Gebeten unter freiem
Himmel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen sowie
in sonstigen Réaumlichkeiten, die zur Grundrechts-
ausiibung gemil Artikel 4 des Grundgesetzes ge-
nutzt werden, abseits eines festen Platzes,

Kunden und dem Personal bei Erbringern von
Dienstleistungen unmittelbar am Menschen, bei
denen aufgrund ihrer Natur der Mindestabstand
des § 1 Absatz 1 Satz 3 zwangsldufig nicht einge-
halten werden kann (kdrpernahe Dienstleistungen),
soweit die Natur der Dienstleistung dem nicht ent-
gegensteht,

Kunden und Personal bei der Erbringung sexueller
Dienstleistungen im Sinne des § 7 Absatz 7,

Besuchern in Krankenhéusern, Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen sowie Patienten und
Besuchern in Arzt- und Psychotherapeutenpraxen,
Psychologischen Psychotherapeutenpraxen, Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeutenpraxen,
Zahnarztpraxen, ambulanten Pflegediensten und
den tibrigen an der Patientenversorgung beteiligten
ambulanten und stationdren Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens, soweit nicht die Art der Behand-
lung oder Leistungserbringung entgegensteht,

dem Personal in Gaststétten nach dem Saarléndi-
schen Gaststittengesetz sowie sonstiger Gastro-
nomiebetriebe jeder Art, Clubs und Discotheken
sowie von Hotels, Beherbergungsbetrieben, Cam-
pingplédtzen und bei der sonstigen Zurverfiigung-
stellung von Unterkiinften, sofern nicht arbeits-
schutzrechtliche Bestimmungen entgegenstehen
oder eine andere, gleichwertige Infektionsschutz-
mafBnahme gewéhrleistet ist,

Besuchern und Kunden wihrend des Aufenthaltes
in geschlossenen Raumen, die o6ffentlich oder im
Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs zu-
génglich sind, soweit die Pflicht nicht bereits auf-
grund der Nummern 1 bis 10 besteht,

Personen in Arbeits- und Betriebsstéitten. Die
Pflicht gilt nicht am Arbeitsplatz, soweit der Min-
destabstand nach § 1 Absatz 1 Satz 3 eingehalten
werden kann. Weitere Abweichungen von Satz 1
sind nur auf der Grundlage einer aktuellen rechts-
konformen Gefédhrdungsbeurteilung unter Beach-
tung der SARS-CoV-2-Regeln des Arbeitsschutzes
zuléssig.

Die Regelungen der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver-
ordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021
V1), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 25. Juni 2021 (BAnz AT 28.06.2021 V1), in der
jeweils geltenden Fassung bleiben unberiihrt.

(3) Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen der
in Absatz 2 genannten Einrichtungen haben die Ein-
haltung der Pflichten nach Absatz 2 in ihrem jeweili-
gen Verantwortungsbereich sicherzustellen. Satz 1 gilt
nicht bei den Betreibern des 6ffentlichen Personenver-
kehrs (Eisenbahnen, Stra3enbahnen, Busse, Taxen und
Passagierflugzeuge); diese haben auf die Pflicht ledig-
lich hinzuweisen.

(4) Die Ortspolizeibehorden werden ermichtigt, eine
Pflicht zum Tragen einer Maske der Standards nach § 2
Absatz 1 auf bestimmten, stark frequentierten 6ffentli-
chen Plitzen und Straflen anzuordnen.

§3
Kontaktnachverfolgung

Die Verpflichtung zur Gewéhrleistung der Kontakt-
nachverfolgung richtet sich nach den §§ 6 bis 8 des
Saarldndischen COVID-19-Malnahmengesetzes vom
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220). Dariiber hinaus ist
eine Kontaktnachverfolgung geméal3 § 6 Absatz 2, § 7
und § 8 des Saarldndischen COVID-19-Malinahmen-
gesetzes im Falle des Besuchs von Museen, Gedenk-
statten und Galerien zu gewéhrleisten.

§4
Betretungsbeschrinkungen

(1) Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen
sdamtlicher nach dieser Verordnung nicht untersagten
Einrichtungen, Anlagen und Betriebe, die Veranstalter
von Veranstaltungen nach § 6 sowie die Verantwort-
lichen im Kurs-, Trainings- und Wettkampfbetrieb im
Sport sind im Rahmen eines liberwiegend dynamischen
Betriebs- oder Veranstaltungsgeschehens verpflichtet,
die Gesamtzahl der gleichzeitig anwesenden Kunden
und Besucher dergestalt zu begrenzen, dass auf einer
dem Publikumsverkehr zuginglichen Gesamtfldche,
im Falle des Handels die Verkaufsfliche, pro 5 Qua-
dratmeter nur eine Person Zutritt hat. Bei Einhaltung
des Mindestabstandes im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 3
sind vier Kunden oder Besucher unabhingig von der
Gesamtfliche stets zuldssig.

(2) Absatz 1 gilt nicht im Rahmen von iiberwiegend
statischem Betriebs- oder Veranstaltungsgeschehen
sowie fiir den Betrieb eines Gaststdttengewerbes nach
dem Saarléndischen Gaststittengesetz und den Betrieb
sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art oder den Be-
trieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben und Cam-
pingplétzen sowie die Zurverfligungstellung jeglicher
Unterkiinfte. Es gelten die Pflicht zur Erstellung eines
Hygienekonzeptes gemdl § 5 Absatz 1, 2 sowie die Be-
schrinkungen der Hygienerahmenkonzepte nach MaB3-
gabe des § 5 Absatz 3.
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§5
Hygienekonzepte

(1) Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen
samtlicher nach dieser Rechtsverordnung nicht unter-
sagten Einrichtungen, Anlagen und Betriebe, die Ver-
anstalter von Veranstaltungen nach § 6 sowie die
Verantwortlichen im Kurs-, Trainings- und Wettkampf-
betrieb im Sport haben entsprechend den spezifischen
Anforderungen des jeweiligen Angebots ein individu-
elles Schutz- und Hygienekonzept zu erstellen und auf
Verlangen der zustéindigen Behdrde vorzulegen.

(2) Konzepte nach Absatz 1 miissen Mafinahmen zur
Reduzierung von Kontakten, insbesondere bei Ein- und
Auslasssituationen oder im Zusammenhang mit Warte-
schlangen, zur Sicherstellung der Einhaltung des Min-
destabstandes nach § 1 Absatz 1 Satz 3, zum Schutz
von Kunden, Besuchern und des Personals vor Infek-
tionen sowie zur Durchfithrung von verstirkten Reini-
gungs- und Desinfektionsintervallen enthalten. Dabei
sind insbesondere die einschldgigen Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts (RKI) zum Infektionsschutz in
ihrer jeweiligen Fassung, die Vorgaben der jeweiligen
Arbeitsschutzbehorden und der zustindigen Berufsge-
nossenschaften zu beachten.

(3) Nahere und besondere Anforderungen zu Schutz-
und Hygienekonzepten trifft das Ministerium fiir
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem fachlich
zustindigen Ressort.

Bereichsspezifische Hygienerahmenkonzepte sind ins-
besondere erforderlich fiir

1. den Betrieb eines Gaststittengewerbes nach dem
Saarldndischen Gaststittengesetz sowie den Be-
trieb sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art,

2. den Betrieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben
und Campingplétzen sowie die Zurverfiigungstel-
lung jeglicher Unterkiinfte,

3. den Probenbetriecb von Theatervorstellungen,
Opern oder Konzerten sowie fiir andere Einrich-
tungen und Vereine oder Gruppierungen, die kul-
turelle Auffithrungen veranstalten, sowie den ent-
sprechenden Veranstaltungsbetrieb,

den Kinobetrieb,

den Sportbetrieb,

die Durchfiihrung sonstiger Veranstaltungen,
die Veranstaltung von Reisebusreisen,

die Erbringung von kdrpernahen Dienstleistungen,

X N 0 Bk

Veranstaltungen unter Beteiligung von Schausteller-
betrieben,

10. Prostitutionsstétten und das Prostitutionsgewerbe
sowie

11. Schwimmbéder.

§ 5a
Testung

(1) Soweit in der Folge die Vorlage eines Nachweises
iiber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus vorgesehen ist, gelten die Voraussetzun-
gen fiir getestete Personen im Sinne des § 2 Nummer 6
der COVID-19-SchutzmaBBnahmen-Ausnahmenver-
ordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1).

(2) Nachweise nach § 2 Nummer 7 der COVID-
19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung  sind
den nach § 12 Absatz 1 dieser Verordnung genannten
Behorden im Rahmen ihrer Kontrolltitigkeit auf Ver-
langen vorzuweisen.

§5b
Immunisierte Personen

(1) Personen mit einem Nachweis liber das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus im
Sinne des § 5a Absatz 1 dieser Verordnung stehen ge-
miB § 7 der COVID-19-Schutzmafnahmen-Ausnah-
menverordnung geimpfte Personen und genesene Per-
sonen gleich.

(2) Nachweise nach § 2 Nummer 3 und 5 der COVID-
19-SchutzmafBinahmen-Ausnahmenverordnung  sind
den nach § 12 Absatz 1 dieser Verordnung genannten
Behorden im Rahmen ihrer Kontrolltdtigkeit auf Ver-
langen vorzuweisen.

§6
Kontaktbeschrinkungen

(1) Private Zusammenkiinfte im o6ffentlichen Raum,
in privat genutzten Rdumen und auf privat genutzten
Grundstiicken werden auf hochstens zehn gleichzeitig
anwesende Personen begrenzt. Kinder bis 14 Jahre sind
jeweils von der Hochstzahl ausgenommen.

Ansammlungen mit mehr als zehn Personen sind ver-
boten.

(2) Offentliche sowie private Veranstaltungen sind bis
zu einer jeweiligen Auslastung von 50 Prozent der fiir
die Veranstaltungsstitte ordnungsrechtlich geltenden
Personenhochstzahl zuléssig; in jedem Fall sind zulés-
sig fiir offentliche sowie private Veranstaltungen unter
freiem Himmel bis zu 500 Besucherinnen und Besu-
cher gleichzeitig und in geschlossenen Réumen bis
zu 250 Besucherinnen und Besucher gleichzeitig. Be-
sucherinnen und Besucher von Veranstaltungen nach
Satz 1 haben einen Nachwesis iiber das Nichtvorliegen
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus nach § 5a
Absatz 1 zu fiihren. Veranstaltungen mit mehr als 20
anwesenden Personen sind unter Angabe des Veran-
stalters der Ortspolizeibehdrde anzuzeigen. Der Ver-
anstalter hat geeignete Mafinahmen zur vollstindigen
Nachverfolgbarkeit nach Maf3lgabe des § 6 Absatz 1 des
Saarldndischen COVID-19-Malinahmengesetzes zu
treffen und besondere infektionsschutzrechtliche Auf-
lagen zu beachten. Von den Maf3lgaben nach Satz 1 bis
4 ausgenommen sind:
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1. Veranstaltungen und Zusammenkiinfte, die dem
Betrieb von Einrichtungen, die nicht nach dieser
Verordnung untersagt sind, zu dienen bestimmt
sind; die fiir den Betrieb der jeweiligen Einrichtung
geltenden Hygienevorschriften sind einzuhalten,

2. Veranstaltungen und Zusammenkiinfte, die ausge-
hend von einer Bezugsperson nur Angehorige de-
ren familidren Bezugskreises im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 sowie Angehorige hochstens eines weiteren,
nicht dem familidren Bezugskreis zuzurechnenden
Haushaltes umfassen,

3. Veranstaltungen mit bis zu zehn Personen; Kinder
bis 14 Jahre sind von der Hochstzahl ausgenom-
men.

Die zustindige Ortspolizeibehorde kann in besonders
begriindeten Fillen auf Antrag eine die nach Satz 1 zu-
lassige Hochstzahl iibersteigende Anzahl an Personen
zulassen.

Der Mindestabstand nach Mal3gabe dieser Verordnung
ist bei allen Veranstaltungen und Zusammenkiinften
wo immer moglich einzuhalten.

(3) Das Selbstorganisationsrecht des Landtages, der
Gebietskorperschaften und sonstiger Korperschaften,
Stiftungen und Anstalten des offentlichen Rechts so-
wie die Tétigkeit der Gerichte bleiben unberiihrt. Dies
gilt auch fiir die Tatigkeit der Parteien, Wéhlergruppen
und Vereinigungen im Sinne des Artikels 9 Absatz 3
des Grundgesetzes mit der Mallgabe, dass bei Veran-
staltungen und Zusammenkiinften der Mindestabstand
nach § 1 Absatz 1 Satz 3 einzuhalten ist sowie weitere
veranstaltungsspezifische Hygienemallnahmen umge-
setzt werden.

(4) Gottesdienste und gemeinsame Gebete sind unter
freiem Himmel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen so-
wie in sonstigen Raumlichkeiten, die zur Grundrechts-
ausiibung gemdfB Artikel 4 des Grundgesetzes genutzt
werden, zuldssig, wenn die aus Infektionsschutzgriin-
den gebotene Begrenzung der Teilnehmerzahl nach
MaBgabe des Mindestabstandes nach § 1 Absatz 1
Satz 3 sowie die besonderen Schutz- und Hygienerege-
lungen gewéhrleistet sind. Die Betretungsbeschriankun-
gen des § 4 Absatz 1 finden keine Anwendung.

(5) Versammlungen im Sinne des Versammlungsgeset-
zes sind zuldssig, sofern der Mindestabstand der Teil-
nehmer nach § 1 Absatz 1 Satz 3 sichergestellt wird
und besondere infektionsschutzrechtliche Auflagen be-
achtet werden. Sie miissen ortsfest oder als Standkund-
gebung stattfinden. Die Versammlungsbehorde kann
im Einzelfall Ausnahmen von Satz 2 erteilen, wenn
dies nach epidemiologischen Gesichtspunkten vertret-
bar ist.

(6) Fiir geimpfte Personen und genesene Personen gel-
ten die Ausnahmen von der Beschrinkung von Zusam-
menkiinften nach § 8 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit
§ 2 Nummer 2 und 4 der COVID-19-Schutzmafnah-
men-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz
AT 08.05.2021 V1).

§7
Betriebsbeschrinkungen und -untersagungen
sowie Schlieung von Einrichtungen

(1) Unter der Einschridnkung, dass die Besucherinnen
und Besucher sowie Kundinnen und Kunden einen
Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer Infektion mit
dem SARS-CoV-2-Virus nach § 5a Absatz 1 zu fiihren
haben, sind zuléssig:

1. die Erbringung korpernaher Dienstleistungen, bei
denen nicht dauerhaft eine Mund-Nasen-Bede-
ckung im Sinne von § 2 getragen werden kann; die
Pflicht zur Vorlage eines Nachweises nach § 5a Ab-
satz 1 gilt nicht im Gesundheitsbereich bei der Er-
bringung medizinischer oder therapeutischer Leis-
tungen,

2. der Betrieb von Freizeitparks und anderer Freizeit-
aktivitdten im Innenbereich,

3. geeignete, kontaktfreie Angebote zur kulturellen
Betétigung in Gruppen im Innenbereich durch
darauf ausgerichtete Einrichtungen; von der Test-
pflicht ausgenommen sind Minderjéhrige,

4. der Betrieb von Theatern, Konzerthdusern, Opern
und Kinos,

5. der Betrieb von Wettannahmestellen privater
Anbieter,

6. der Betrieb von Schwimm- und SpaBbédern; von
der Testpflicht sind Besucherinnen und Besucher
von Strand- und Freibddern ausgenommen,

7. der Betrieb von Spielhallen und Spielbanken.

(2) Der Betrieb eines Gaststittengewerbes nach dem
Saarldndischen Gaststéttengesetz, der Betrieb sonsti-
ger Gastronomiebetriebe jeder Art und der Betrieb von
Betriebskantinen und Mensen ist unter Einhaltung des
Hygienerahmenkonzepts fiir den Betrieb eines Gast-
stittengewerbes nach dem Saarldndischen Gaststét-
tengesetz sowie den Betrieb sonstiger Gastronomie-
betriebe jeder Art nach § 5 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1
zuldssig in Form:

1. der Bewirtung vor Ort mit festem Sitzplatz; bei
einer Bewirtung im Innenbereich haben Géste den
einen Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer In-
fektion mit dem SARS-CoV-2-Virus nach § 5a Ab-
satz 1 zu fiihren,

2. der Abgabe und Lieferung von mitnahmeféhigen
Speisen und Getrianken fiir den Verzehr nicht an
Ort und Stelle,

3. des Betriebs von Betriebskantinen und Mensen im
Innenbereich, wenn die Arbeitsabldufe im Betrieb
eine SchlieBung nicht zulassen, insbesondere wenn
der Verzehr mitnahmefahiger Speisen und Getrén-
ke an anderer Stelle nicht zumutbar ist,

4. von Rastanlagen an Bundesautobahnen und gastro-
nomischen Betrieben an Autohdfen.

(3) Ubernachtungsangebote sowie hoteltypische gast-
ronomische Angebote zu privaten touristischen Zwe-
cken sind mit der MaBgabe zuléssig, dass die Géste bei
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Anreise einen Nachweis liber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus nach § 5a Ab-
satz 1 zu fithren haben.

Werden ausschlieBBlich Géste beherbergt, die beruflich
veranlasst oder aus unabweisbaren personlichen Griin-
den anreisen, gilt die Pflicht zur Vorlage eines Nach-
weises nach Satz 1 nicht; hier ist der hoteltypische
Betrieb zuldssig. Werden auch touristische Reisende
beherbergt, gelten die Maligaben des Satzes 1 fiir alle
beherbergten Giéste.

Die Zuléssigkeit weiterer dariiber hinausgehender An-
gebote in den Betrieben richtet sich nach den Vorschrif-
ten dieser Verordnung.

Die Durchfiihrung von touristischen Reisebusreisen,
Schiffsreisen oder dhnlichen Angeboten ist unter der
Bedingung der Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-
Tests nach MaBgabe des § 5a der Teilnehmenden ge-
stattet.

(4) Der Freizeit- und Amateursportbetrieb einschlief3-
lich des Betriebs von Tanzschulen sowie der Betrieb
von Fitnessstudios und vergleichbaren Sporteinrich-
tungen ist zuldssig in der Form von

1. kontaktfreiem Sport und Kontaktsport im Aufen-
bereich,

2. kontaktfreiem Sport und Kontaktsport im Innenbe-
reich mit der Maf3gabe, dass alle Teilnehmerinnen
und Teilnehmer einen Nachweis iiber das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus
nach § 5a Absatz 1 zu fithren haben. Von der Test-
pflicht ausgenommen sind Minderjéhrige.

Zuschauer sind nach den MaBigaben des § 6 Absatz 2
erlaubt. Satz 2 gilt auch fiir Zuschauer beim Wett-
kampf- und Trainingsbetrieb des Berufssports und des
Kadersports.

(5) Der Betrieb von Thermen und Saunen ist mit der
MaBgabe zulidssig, dass die zuldssige Auslastung auf
die Halfte der sonst dort zugelassenen Besucherhdchst-
zahl beschréinkt ist und die Besucherinnen und Be-
sucher einen Nachweis {iber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus nach § 5a Ab-
satz 1 zu fithren haben; der Betreiber hat sicherzustel-
len, dass in den einzelnen Rdumen der Mindestabstand
eingehalten wird.

(6) Die Offnung von Clubs und Diskotheken fiir bis zu
250 Besucherinnen oder Besucher ist zuléssig. Es gel-
ten

1. das Abstandsgebot nach § 1 Absatz 1 Satz 3,

2. die Maskenpflicht nach § 2 Absatz 2 Nummer 3
und 10 mit der Maligabe, dass eine medizinische
Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der
Standards KN95/N95 oder FFP2 oder eines ver-
gleichbaren Standards zu tragen ist; die Masken-
pflicht entfallt, wenn Personen unter Wahrung des
Abstandsgebotes einen Sitz- oder Stehplatz ein-
nehmen,

3. die Pflicht zur Personenbegrenzung nach § 4 Ab-
satz 1,

4. die Pflicht zur Kontakterfassung nach § 3 Satz 1
sowie

5. die Testpflicht nach § Sa.

Der Betreiber hat eine ausreichende Liiftung der Raum-
lichkeiten durch technische Vorrichtungen sicherzustel-
len. Der Betreiber hat ein Hygienekonzept vorzuhalten,
aus dem sich effektive Maflnahmen zur Kontrolle der
Vorgaben nach den Sétzen 1 bis 3 ergeben.

(7) Verboten ist die Ausiibung des Prostitutionsgewer-
bes im Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 3 des Prostitu-
iertenschutzgesetzes vom 21. Oktober 2016 (BGBI. 1
S. 2372), zuletzt gedndert durch Artikel 5 Absatz 1 des
Gesetzes vom 9. Mirz 2021 (BGBL. 1 S. 327). Im Ub-
rigen ist die Erbringung sexueller Dienstleistungen im
Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 des Prostituiertenschutz-
gesetzes nur gestattet fiir Kundinnen und Kunden, die
einen negativen SARS-CoV-2-Test nach Maligabe des
§ Sa vorlegen konnen, und unter Beachtung der Auf-
lagen zur Hygiene nach § 5.

(8) Die Ortspolizeibehdrden werden erméchtigt, auf
belebten Plitzen und Stralen den Verzehr von alkoho-
lischen Getrdnken zu untersagen.

(9) Die zustindige Ortspolizeibehérde kann in atypi-
schen Einzelfdllen auf Antrag Ausnahmegenehmigun-
gen erteilen, soweit dies aus Sicht des Infektionsschut-
zes unbedenklich ist und der Zweck dieser Verordnung
gewahrt wird. Die Ausnahmegenehmigung kann zeit-
lich befristet werden.

§8
Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderung

Die Beschiftigung und Betreuung in Einrichtungen
gemdl dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch ist ge-
stattet und zuldssig, sofern der Leistungserbringer ein
Infektionsschutz-, Hygiene- und Reinigungskonzept
vorhilt, das auch die Fahrdienste umfasst und sich an
den Empfehlungen der Bundesregierung zum Arbeits-
schutz in Zeiten der Corona-Pandemie ,,Arbeitsschutz-
standard SARS-CoV-2* in der aktuell giiltigen Fassung
orientiert. Die Maligaben der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung in der jeweils giiltigen Fassung fin-
den Anwendung. Es sind geeignete Mallnahmen zur
vollstdndigen Kontaktnachverfolgung nach Maligabe
des § 6 Absatz 1 des Saarlandischen COVID-19-Ma6-
nahmengesetzes vom 22. Januar 2021 in der jeweils
giiltigen Fassung und zum Einhalten des Mindestab-
standes nach § 1 Absatz 1 Satz 3 sicherzustellen. Fiir
die Einhaltung und Fortschreibung des Konzepts ist der
Leistungserbringer verantwortlich. Nahere Einzelhei-
ten hierzu regelt das Handlungskonzept des Saarlandes
zum Infektionsschutz und zum gleichzeitigen Schutz
vulnerabler Gruppen im Bereich der Eingliederungs-
hilfe im Rahmen der Corona-Pandemiemafnahmen in
der jeweils giiltigen Fassung. Im Ubrigen wird auf die
Regelungen fiir den Bereich der Eingliederungshilfe in
§ 9 verwiesen.
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§ 8a
Einrichtungen der Sozial- und Jugendhilfe sowie
vergleichbare soziale Einrichtungen und Angebote

(1) Der Betrieb von Einrichtungen der Sozial- und
Jugendhilfe sowie vergleichbarer Einrichtungen und
Angebote ist gestattet. § 8 Satz 1 bis 4 gilt entspre-
chend den spezifischen Anforderungen der Sozial- und
Jugendhilfe.

(2) Die Durchfiihrung von MaBnahmen nach § 11
SGB VIII eintigig oder mehrtdgig auch mit Ubernach-
tungen fiir Kinder und Jugendliche nach § 1 Absatz 5
Nummer 7 des Kinder- und Jugendférderungsgesetzes
vom 1. Juni 1994, zuletzt gedndert durch das Gesetz
vom 28. Oktober 2008 (Amtsbl. S. 2053), ist in festen
Gruppen mit bis zu 100 Personen zuziiglich des Be-
treuungspersonals erlaubt. Dabei miissen die Hygi-
enemalBnahmen nach den Empfehlungen des Robert
Koch-Instituts sowie in Anlehnung an die Verordnung
zu Hygienerahmenkonzepten auf der Grundlage dieser
Verordnung eingehalten werden. Im Ubrigen gelten die
Regelungen fiir Beherbergungsbetriebe entsprechend.
Die Teilnehmenden miissen bei Anreise den Nachweis
eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach § Sa fiihren.
Wochenveranstaltungen, die als Tagesveranstaltung in
festen Gruppen durchgefiihrt werden, sind zuldssig;
hierbei muss zweimal in der Woche der Nachweis tiber
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus gefiihrt werden.

Bei mehrtégigen Aufenthalten ist der Testnachweis zu
Beginn und Ende der Maflnahme zu fiihren.

§9
Einrichtungen zur Pflege, Vorsorge-
und Rehabilitationseinrichtungen, Krankenhéuser
und weitere Leistungsbereiche

(1) Das Betreten von Einrichtungen der teilstationé-
ren Tages- und Nachtpflege ist zulédssig, sofern der
Trager der teilstationdren Einrichtungen der Tages-
und Nachtpflege ein Infektionsschutz-, Hygiene- und
Reinigungskonzept vorhilt, das auch die Fahrdienste
umfasst und sich an den Empfehlungen der Bundesre-
gierung zum Arbeitsschutz in Zeiten der Corona-Pan-
demie ,,Arbeitsschutzstandard SARS-CoV-2“ in der
aktuell giiltigen Fassung orientiert. Fiir die Einhaltung
und Fortschreibung des Konzepts ist der Triager verant-
wortlich. Weiter findet § 5b Anwendung auf Besucher
der Einrichtungen.

Die Zurverfiigungstellung von Betreuungsgruppen-
angeboten fiir Pflegebediirftige wird erlaubt, sofern
die Vorgaben des Musterhygieneschutzkonzepts des
Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie eingehalten werden. Dies ist den fiir die An-
erkennung von Angeboten zur Unterstiitzung im Alltag
zustandigen Landkreisen und dem Regionalverband
vor Wiederaufnahme der Betreuungstitigkeit schrift-
lich zu bestitigen. Die Zustidndigkeiten gemall § 12
dieser Verordnung bleiben hiervon unberiihrt.

(2) Einrichtungen nach den § la Absatz 1 und 2 und
§ 1b des Saarlédndischen Wohn-, Betreuungs- und Pfle-
gequalititsgesetzes miissen ein einrichtungsbezogenes

Infektionsschutz-, Hygiene- und Besuchskonzept vor-
halten. Hierzu sind die Vorgaben des Landesrahmen-
konzepts des Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie einzuhalten. Das Landesrahmen-
konzept umfasst insbesondere Festlegungen zu Infekti-
onsschutz, Hygiene, Reinigung, Testung und Besuchen
unter Beriicksichtigung des aktuellen Infektionsge-
schehens und der jeweils giiltigen Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts. Fiir die Einhaltung und Fort-
schreibung des einrichtungsinternen Konzepts ist der
Triger verantwortlich.

(3) Fiir den Betrieb von Krankenhdusern, Vorsorge-
und Rehabilitationseinrichtungen werden nachstehen-
de MafBnahmen angeordnet:

1. Essind geeignete Mallnahmen zu ergreifen, um den
Eintrag von Coronaviren zu erschweren, Patienten
und Personal zu schiitzen und personliche Schutz-
ausriistung einzusparen. Bei der Auswahl der MaB3-
nahmen sind auch patientenbezogene Aspekte zu
beriicksichtigen.

2. Die Krankenhduser und Rehabilitationseinrichtun-
gen haben auf der Basis der unterschiedlichen bau-
lichen Voraussetzungen, des differenzierten Versor-
gungsauftrags und der unterschiedlichen Aufgaben
in ambulanter, tagesklinischer und stationirer Ver-
sorgung ein Hygienekonzept unter Einbindung der
zustdndigen Gesundheitsdmter zu erstellen und
soweit erforderlich fortlaufend zu aktualisieren.
Dabei haben sie die Vorgaben der jeweils giiltigen
Nationalen Teststrategiec SARS-CoV-2 und die Vor-
gaben der saarldndischen Teststrategie sowie die
jeweils aktuellen Hinweise des RKI zur Testung
von Patienten auf Infektionen mit dem neuartigen
Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten.

3. Die Einrichtungen haben jedem Patienten die Mog-
lichkeit eines tiglichen Besuchs von einer Stunde
und von einer Person einzurdumen. Eine Auswei-
tung des Besuchsrechts kann von den Einrichtun-
gen bei einer Sieben-Tages-Inzidenz kleiner 50
selbst festgelegt werden. Dabei sind die Besuchs-
zeiten so einzurichten, dass auch berufstéitigen An-
gehorigen ein Besuch ermoglicht wird. Ein Besuch
ist nur bei negativem Antigentest, bestitigt durch
ein Saarlandzertifikat geméa § 5a, moglich. Alle
Besucher miissen namentlich bei der Einrichtung
registriert sein. Fiir den Besuch sind geeignete
Schutzmafinahmen einzuhalten und eine Hygiene-
unterweisung ist regelméfBig durchzufiihren.

4. § 5b findet Anwendung fiir die Mitarbeitenden mit
der Auflage, entsprechend ihrem Einsatzbereich
bei der Dienstausiibung die Hygienevorgaben ein-
zuhalten und die personliche Schutzausriistung zu
tragen. Weiter findet § 5b Anwendung auf Besu-
cher der Einrichtungen.

5. In Abweichung von diesem grundsétzlichen Be-
suchsrecht in den Krankenhdusern und den Rehabi-
litationseinrichtungen kann dieses bei einem aktu-
ellen Ausbruchsgeschehen in der Einrichtung oder
einer Sieben-Tages-Inzidenz grofer 50 im Saar-
land von den Einrichtungen selbst eingeschrinkt
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werden. Ausgenommen von dieser Moglichkeit
der Einschrinkung des Besuchsrechts sind aller-
dings medizinisch oder ethisch-sozial angezeigte
Besuche, wie zum Beispiel Besuche bei Patienten
mit schwersten Erkrankungen, Besuche auf Kin-
derstationen oder bei Geburten, bei Palliativ- und
Demenzpatientinnen und -patienten, filir die Be-
gleitung bei Aufklarungsgespriachen bei risiko-
behafteten Eingriffen und Behandlungen oder fiir
seelsorgerische Besuche. Die Begleitung Sterben-
der muss jederzeit gewahrleistet sein.

(4) Von den Betretungsverboten der Absdtze 1 bis 3
sind Betretungen zum Zweck der Rechtspflege und der
sozialleistungsrechtlichen Bedarfsermittlung durch So-
zialleistungstriager ausgenommen.

(5) In Einrichtungen nach § la des Saarldndischen
Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalititsgesetzes vom
6. Mai 2009 (Amtsbl. S. 906), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. August 2018 (Amtsbl. [
S. 674), sind Bewohnerinnen und Bewohner, Besuche-
rinnen und Besucher sowie Beschéftigte gemédl dem
aktuell geltenden Landesrahmenkonzept zu testen, das
durch das Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Frau-
en und Familie verdffentlicht wird. Fiir die Einrichtun-
gen der teilstationdren Tages- und Nachtpflege gelten
die Regelungen zur Testung entsprechend dem Landes-
rahmenkonzept nach Absatz 2. Fiir die Einhaltung der
Mafgaben des Landesrahmenkonzepts ist der Tréger
verantwortlich.

Fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rettungs-
dienstes des Zweckverbandes fiir Rettungsdienst und
Feuerwehralarmierung Saar (ZRF), die die genannten
Einrichtungen aufsuchen, wird in Abweichung der Vor-
gaben zur tdglichen Testung eine PoC-Testung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter von dreimal wochentlich
vorgegeben, wenn sie in Vollschutz ihrer personlichen
Schutzausriistung die Einrichtungen betreten. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter haben einen entspre-
chenden Nachweis mit sich zu fiihren. § 5b findet mit
der MaBgabe Anwendung, dass die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des ZRF die Einrichtungen mit FFP2-
Maske und Schutzhandschuhen betreten.

Beschiftigte im Bereich der Pflege, der Eingliede-
rungshilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe erhalten
einen Anspruch auf Durchfithrung eines PCR-Tests im
saarldndischen Testzentrum nach Beendigung einer be-
hordlich angeordneten Absonderung oder Quaranténe.

(6) Personen, die Aufgaben der Rechtspflege wahrneh-
men, sowie Beamte des Polizei- und Justizvollzugs-
dienstes im Rahmen ihrer Dienstausiibung sind von
den Testpflichten nach den Absidtzen 2, 3 und 5 mit
der Maligabe freigestellt, dass ihnen Zutritt aufgrund
einer durch ihren Dienstherrn ausgestellten Bescheini-
gung iiber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus zu gewidhren ist, wenn die zu-
grunde liegende Testung nicht ldnger als 24 Stunden
zuriickliegt. Wird eine Bescheinigung des Dienstherrn
nicht vorgelegt, wird ein Test von der Einrichtung vor-
genommen; in diesem Fall gelten Absatz 5 Satz 5 und
6 entsprechend. Bei der dienstlich veranlassten Be-
gleitung dringender medizinischer Notfélle sowie bei

sonstiger dienstlich veranlasster Eilbediirftigkeit ist der
Zutritt ohne Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zu gestatten.

(7) Alle Beschiftigten einschlieBlich aller Ehrenamt-
lichen und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitneh-
mer nach Absatz 5 Satz 1 sind zum Tragen einer medi-
zinischen Gesichtsmaske gemél dem aktuell geltenden
Landesrahmenkonzept, das durch das Ministerium fiir
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie veroffent-
licht wird, verpflichtet.

§10
Hochschulen, Berufsakademien und
wissenschaftliche Forschungseinrichtungen;
Staatliche Priifungen, Ausbildungsgiinge
sowie Fortbildungen

(1) Der Hochschulbetrieb der Universitéit des Saarlan-
des, der Hochschule fiir Technik und Wirtschaft des
Saarlandes, der Hochschule der Bildenden Kiinste Saar
und der Hochschule fiir Musik Saar einschlieBlich des
Studien-, Lehr- und Priifungsbetriebs in Prasenzform
ist unter der Malligabe der Einhaltung von Hygiene-
maBnahmen nach den Empfehlungen des RKI und der
Beriicksichtigung der aktuellen Pandemiepline der je-
weiligen Hochschule gestattet. Am Prisenzunterricht
diirfen ausschlieBlich Personen teilnehmen, die zwei-
mal in der Woche mittels eines anerkannten Tests auf
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 ge-
testet werden. Die Einhaltung des erforderlichen Min-
destabstandes von eineinhalb Metern ist im Rahmen
von Prisenzveranstaltungen sicherzustellen; hiervon
kann abgewichen werden, wenn eine Sitzordnung nach
dem Schachbrettmuster erfolgt und fiir die gesamte
Dauer der Veranstaltung eine Mund-Nasen-Bedeckung
getragen wird. Bei der Durchfithrung des Lehrbetriebs
sind Online-Angebote zu beriicksichtigen. Ndhere Be-
stimmungen zur Anpassung von Lehre, Studium und
Priifungen konnen von der fiir die jeweilige Hochschu-
le zustidndigen Aufsichtsbehorde erlassen werden.

(2) Die Hochschulen kénnen im jeweiligen Einzelfall
im Einvernehmen mit den betroffenen Studierenden
entscheiden, ob sie miindliche Priifungen per Video-
konferenz durchfiihren. Hierfiir konnen auch die gén-
gigen kommerziellen Systeme genutzt werden, wobei
die Sicherheit sowie die Identititsfeststellung zu ge-
wihrleisten sind.

(3) Die Priifungséamter sind angehalten, die Bearbei-
tungszeiten laufender Qualifizierungsarbeiten, insbe-
sondere Hausarbeiten, Bachelor-, Master- und Staats-
examensarbeiten, entsprechend anzupassen.

(4) Absatz 1 gilt entsprechend fiir im Saarland staat-
lich anerkannte Hochschulen in freier Tragerschaft, fiir
staatlich anerkannte Berufsakademien und fiir wissen-
schaftliche Forschungseinrichtungen im Saarland.

(5) Staatliche Priifungen bleiben von dieser Verord-
nung unberiihrt und koénnen unter Beachtung der im
Einzelfall erforderlichen InfektionsschutzmafBnahmen
durchgefiihrt werden. Dasselbe gilt flir Prasenzveran-
staltungen im Rahmen staatlicher Ausbildungsgénge
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und Fortbildungen. Die ndheren Bestimmungen trifft
die jeweils zustdndige Aufsichtsbehorde.

(6) Eignungs- und Kenntnispriifungen sowie Studier-
fahigkeitstests in den Bereichen Medizin, Pharmazie
und Psychotherapie konnen unter Beachtung der erfor-
derlichen Infektionsschutzmafnahmen durchgefiihrt
werden. Die Teilnahme in Prisenzform kann von der
Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach MaB-
gabe des § 5a abhingig gemacht werden.

§11
Landesaufnahmestelle

(1) Personen, die neu oder nach mindestens sieben Ta-
gen dauernder Abwesenheit erneut in der Landesauf-
nahmestelle aufgenommen werden, sind verpflichtet,
sich in eine zugewiesene Unterkunft zu begeben und
sich fiir einen Zeitraum von zehn Tagen stindig dort
abzusondern. Sofern es sich um Personen handelt, die
sich in den letzten zehn Tagen vor ihrer Aufnahme nach
Satz 1 in einem Virusvariantengebiet nach § 2 Num-
mer 3 Buchstabe b der Coronavirus-Einreiseverord-
nung (CoronaEinreiseV) vom 12. Mai 2021 (BAnz AT
12.05.2021 V1), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 9. Juni 2021 (BAnz AT 10.06.2021
V2), in der jeweils geltenden Fassung aufgehalten ha-
ben, betrdgt die Dauer der Absonderung abweichend
von Satz 1 14 Tage. Den in den Sétzen 1 und 2 genann-
ten Personen ist es, solange eine Pflicht zur Absonde-
rung besteht, nicht gestattet, Besuch von Personen zu
empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehdren.

(2) Die in der Landesaufnahmestelle wohnpflichtigen
Personen sind beim Auftreten von Symptomen, die auf
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im
Sinne der dafiir jeweils aktuellen Kriterien des Robert
Koch-Instituts hinweisen, verpflichtet, den Leiter der
Einrichtung hieriiber unverziiglich zu informieren, sich
in eine zugewiesene, geeignete Unterkunft zu begeben
und sich dort bis zur Vorlage eines Testergebnisses {iber
eine mogliche Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 stindig abzusondern. Die Landesaufnahmestelle
hat das zusténdige Gesundheitsamt hieriiber unverziig-
lich zu informieren. Die Einrichtung kann den betrof-
fenen Personen jederzeit neue Unterbringungsbereiche
zuweisen und Ausnahmen von den Verpflichtungen der
Sdtze 1 und 2 zulassen.

(3) Personen, die neu oder nach mindestens sieben Ta-
gen erneut in der Landesaufnahmestelle aufgenommen
werden, haben unmittelbar nach der Aufnahme auf
Anforderung des zustindigen Gesundheitsamts oder
der Landesaufnahmestelle einen Testnachweis nach
§ 2 Nummer 6 CoronaEinreiseV vorzulegen. Wird ein
solcher Testnachweis nicht vorgelegt, sind die genann-
ten Personen verpflichtet, die drztliche Untersuchung
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 zu dulden. Dies umfasst auch eine
molekularbiologische Testung auf das Vorliegen einer
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 ein-
schlieBlich einer Abstrichnahme zur Gewinnung des
Probenmaterials.

§12
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vor-
sitzlich oder fahrldssig den Ge- oder Verboten des § 2
Absatz 2, 3 und 4 sowie der §§ 4 bis 11 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemif § 73 Absatz 2
des Infektionsschutzgesetzes mit einer Geldbuf3e bis zu
fiinfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Eine Strafbarkeit, insbesondere nach den §§ 74, 75
des Infektionsschutzgesetzes, bleibt unberiihrt.

§13
Zustindige Behorden

(1) Zustdndig fiir die Ausfithrung und Durchsetzung
dieser Verordnung sowie des § 28c des Infektions-
schutzgesetzes sind vorbehaltlich anderweitiger Rege-
lungen in dieser Verordnung die Ortspolizeibehorden
und unbeschadet von § 1 der Verordnung iiber Zu-
standigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom
12. September 2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt gedndert
durch die Verordnung vom 22. April 2021 (Amtsbl. I
S. 1050), ergénzend die Vollzugspolizei; dies umfasst
auch die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften die-
ser Verordnung sowie des § 28c des Infektionsschutz-
gesetzes. Zustindige Verwaltungsbehorden fiir die Ver-
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach
dieser Verordnung sind die Gemeindeverbinde. Die
Ortspolizeibehdrden und die Vollzugspolizei werden
erméchtigt, bei VerstdBen gegen die buligeldbewehrten
Vorschriften des § 2 Absatz 2 Verwarnungen zu ertei-
len und Verwarnungsgelder in Hohe von 50 Euro zu
erheben.

(2) Die Vollzugspolizei leistet Amts- und Vollzugshilfe;
die polizeilichen Gefahrenabwehraufgaben nach dem
Saarldndischen Polizeigesetz bleiben unberiihrt und
bestehen weiterhin fort.

(3) Als zustindige Behorde zur Durchfithrung der
Coronavirus-Einreiseverordnung vom 12. Mai 2021
(BAnz AT 12.05.2021 V1), zuletzt gedndert durch Ar-
tikel 1 der Verordnung vom 9. Juni 2021 (BAnz AT
10.06.2021 V2), hinsichtlich § 6 Absatz 2 Nummer 3
Satz 1 CoronaFinreiseV wird das Ministerium fiir So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie, im Ubrigen die
zustindige Ortspolizeibehdrde bestimmt. Zustindige
Verwaltungsbehorden fiir die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach der Coronavirus-Ein-
reiseverordnung sind die Gemeindeverbénde. Die Vor-
schriften nach der Verordnung iiber die Zustiandigkeiten
nach dem Infektionsschutzgesetz vom 12. September
2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt gedndert durch die
Verordnung vom 22. April 2021 (Amtsbl. I S. 1050),
bleiben unbertihrt.

§14
Geltungsvorrang des Bundesrechts

Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vorbe-
haltlich der vorrangigen Geltung der auf der Grundlage
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des § 28c des Infektionsschutzgesetzes durch die Bun-
desregierung erlassenen Rechtsverordnungen.

§15
Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 9. Juli 2021 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Bekdmpfung
der Corona-Pandemie vom 23. Juni 2021 (Amtsbl. I
S. 1645 _2) auBler Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 22. Juli 2021
auller Kraft.

Artikel 2
Verordnung zum Schulbetrieb und zum Betrieb
sonstiger Bildungseinrichtungen sowie zum Betrieb
von Kindertageseinrichtungen wihrend der
Corona-Pandemie

Kapitel 1
Schulbetrieb und Betrieb von
Kindertageseinrichtungen,
Kindergrofitagespflegestellen und
heilpiidagogischen Tagesstitten wiihrend
der Corona-Pandemie

§1
Schulbetrieb wihrend der Corona-Pandemie

(1) Zur Gewdhrleistung des Schulbetriebs sind alle
Schulen verpflichtet, die Vorgaben des ,,Muster-
hygieneplans Saarland zum Infektionsschutz in
Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemafinah-
men* vom 7. August 2020 in der jeweils geltenden
Fassung (https://www.saarland.de/DE/portale/corona/
service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld
hygienemassnahmen-schule.pdf? _blob=publication-
File&v=5/) einzuhalten. Dieser ergénzt den gemail3
§ 36 Infektionsschutzgesetz von der jeweiligen Schule
zu erstellenden Hygieneplan um weitere Vorgaben zur
Pandemiebekédmpfung.

Die in dieser Verordnung getroffenen Regelungen und
die Vorgabe des ,,Musterhygieneplans Saarland zum
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Coro-
na-Pandemiemafinahmen® gehen der SARS-CoV-2-
Arbeitsschutzverordnung vom 25. Juni 2021 (BAnz AT
28.06.2021 V1) im Schulbereich (§§ 1 bis 1b) vor als
abweichende Regelungen im Sinne des § 1 Absatz 2
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung  beziehungs-
weise konkretisieren die Umsetzung der in der SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung getroffenen Vorgaben
fiir den Schulbereich.

(2) Im Falle einer stabilen Unterschreitung des Schwel-
lenwertes von 100 auf Landesebene (auf der Basis der
durch das Robert Koch-Institut verdffentlichten An-
zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Ta-
gen, Sieben-Tages-Inzidenz) findet in den Landkreisen,
in denen die Sieben-Tages-Inzidenz den Schwellen-
wert von 100 an fiinf aufeinanderfolgenden Werktagen

unterschritten hat, schulischer Pridsenzunterricht im
Vollbetrieb statt; das Nahere regelt das Ministerium fiir
Bildung und Kultur.

(3) Ist die Vorgabe des Absatzes 2 einer stabilen Unter-
schreitung des Schwellenwertes von 100 auf Landes-
ebene nicht erfiillt, erfolgt der Prédsenzschulbetrieb
weiterhin eingeschrinkt wie im Folgenden dargestellt:

1. Fir die Schiilerinnen und Schiiler, die sich im
zweiten Halbjahr der Gymnasialen Oberstufe an
Gemeinschaftsschulen und Gymnasien befinden,
findet schulischer Prisenzunterricht statt. Gleiches
gilt fiir die entsprechende Jahrgangsstufe an beruf-
lichen Schulen, wobei die Beschulung standortab-
hingig auch im Wechselmodell erfolgen kann.

2. Die Schiilerinnen und Schiiler der Abschlussklas-
sen in den Fachoberschulen, den Fachschulen, der
Berufsfachschulen, der hoheren Berufsfachschulen
und der Berufsschulen werden im Wechsel zwi-
schen schulischem Présenzunterricht und der Be-
schulung im ,,Lernen von zu Hause* beschult.

3. In den Grundschulen, Forderschulen und in den
Klassenstufen 5 bis 10 der Gymnasien und den
Klassenstufen 5 bis 11 der Gemeinschaftsschulen
erfolgt die Beschulung im Wechsel zwischen schu-
lischem Présenzunterricht und der Beschulung im
,Lernen von zu Hause“. Die weiteren Vorgaben
trifft das Ministerium fiir Bildung und Kultur.

(4) Die Teilnahme am Pridsenzschulbetrieb ist nur fiir
Personen (Schiilerinnen und Schiiler, Lehrkrifte, alle
anderen an der Schule titigen Personen) zuléssig, die
zweimal in der Woche mit dem Ergebnis des Nicht-
vorliegens einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-
Virus getestet sind. Diese Obliegenheit wird durch die
Teilnahme an den zweimal wochentlich in der Schule
stattfindenden Testungen erfiillt. Sie kann auch durch
Vorlage eines anderweitigen Nachweises iiber das
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus im Sinne des § 5b der Verordnung zur Be-
kédmpfung der Corona-Pandemie erfiillt werden. Dieses
Zutrittsverbot besteht, soweit der Testung im Ausnah-
mefall keine zwingenden Griinde entgegenstehen. Das
Vorliegen derartiger Griinde ist durch arztliches Attest
nachzuweisen. Das Nihere regelt das Ministerium fiir
Bildung und Kultur.

(5) Fiir die in den Sommerferien an den Schulen statt-
findende Ferienbetreuung sowie fiir die weiteren an
den Schulen stattfindenden Ferienangebote gilt Ab-
satz 1 entsprechend. Voraussetzung fiir die Teilnahme
an den vorgenannten Angeboten ist, dass zweimal in
der Woche der Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus gefiihrt wird.

(6) Die Schulpflicht bleibt fiir alle Schiilerinnen und
Schiiler unberiihrt, auch wenn der Prisenzschulbetrieb
eingeschrinkt ist.

(7) Von der Teilnahme am Prédsenzunterricht werden
auf Antrag befreit

1. Schiilerinnen und Schiiler, die nach ndaherer Mal3-
gabe des Ministeriums fiir Bildung und Kultur als
vulnerabel zu betrachten sind oder mit als vulnera-


https://www.saarland.de/DE/portale/corona/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.pdf?__blob=publicationFile&v=5/
https://www.saarland.de/DE/portale/corona/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.pdf?__blob=publicationFile&v=5/
https://www.saarland.de/DE/portale/corona/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmen-schule.pdf?__blob=publicationFile&v=5/
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bel zu betrachtenden Personen in einem Haushalt
leben; die Vulnerabilitit ist durch arztliches Attest
nachzuweisen,;

2. Schiilerinnen und Schiiler, die den Zutrittsbe-
schrinkungen des Absatzes 4 unterliegen (Abmel-
dung vom Prisenzunterricht).

Die Befreiung gilt nicht fiir die Teilnahme an schriftli-
chen und miindlichen Priifungen sowie fiir die nach den
schulrechtlichen Vorgaben in Priasenzform zu erbrin-
genden Leistungsnachweise. Insoweit sind besondere
Schutzmalinahmen zu treffen; das Néhere regeln der
»~Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemalinah-
men‘ sowie das Ministerium fiir Bildung und Kultur.

(8) Sofern der Priasenzunterricht wegen der in Ab-
satz 2 genannten Vorgaben eingeschriankt ist sowie fiir
Schiilerinnen und Schiiler, die nach Absatz 7 oder aus
Infektionsschutzgriinden aufgrund einer entsprechen-
den Quarantdneanordnung nicht am Présenzunterricht
teilnehmen, erfiillt die Schule ihren Bildungs- und Er-
ziehungsauftrag durch ein padagogisches Angebot im
,Lernen von zu Hause“. Die Schulpflicht wird in die-
sen Fillen durch die Wahrnehmung des padagogischen
Angebots und das Nachkommen der damit verbunde-
nen Verpflichtungen im ,,Lernen von zu Hause* erfiillt.

(9) Sofern der Prasenzunterricht wegen der in Absatz 2
genannten Vorgaben eingeschréinkt ist, wird bis ein-
schlieBlich der Klassenstufe 6 der allgemeinbildenden
Schulen an der Schule im Vormittagsbereich ein ange-
passtes padagogisches Angebot vorgehalten fiir Schii-
lerinnen und Schiiler, die im Falle der Einschrankung
des Priasenzschulbetriebs fiir die Phase des ,,Lernens
von zu Hause™ eine entsprechende Betreuung benoti-
gen, die keinen geeigneten hauslichen Arbeitsplatz ha-
ben oder fiir die die héusliche Lernsituation nicht aus-
reichend forderlich ist. Bei Bedarf wird am Nachmittag
ein Angebot im Rahmen des freiwilligen und gebun-
denen Ganztags gewihrleistet. Ab der Klassenstufe 7
der weiterfiihrenden Schulen wird bei Bedarf ein schu-
lischer Arbeitsplatz zur Verfligung gestellt fiir Schiile-
rinnen und Schiiler, die keinen geeigneten hauslichen
Arbeitsplatz haben; ein angepasstes piddagogisches
Angebot kommt auch in Betracht fiir Schiilerinnen und
Schiiler, fiir die die hausliche Lernsituation nicht aus-
reichend forderlich ist. Das Nahere regelt das Ministe-
rium fiir Bildung und Kultur.

(10) Personen, die weder an der Schule titig noch
Schiilerin oder Schiiler sind und sich nicht nur kurz-
fristig oder ohne Kontakt zu den der Schule angehori-
gen Personen auf dem Schulgeldnde authalten, ist der
Zutritt zum Schulgeldnde nur erlaubt, wenn sie einen
tagesaktuellen Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus im Sinne des
§ 5a der Verordnung zur Bekdmpfung der Corona-
Pandemie vorweisen oder einen Test iiber das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus
bei Zutritt durchfiihren.

(11) Uber die Zutrittsverbote nach Absatz 4 und nach
Absatz 9 sind im Eingangsbereich des Geldndes der
Schule Hinweise anzubringen.

(12) Die an den weiterfiihrenden Schulen vorgesehenen
Abschlusspriifungen werden in Pridsenzform durch-
gefiihrt. Die Regelungen der Absdtze 4 und 7 Satz 1
kommen dabei fiir die an den Priifungen teilnehmenden
Schiilerinnen und Schiiler nicht zur Anwendung. Schii-
lerinnen und Schiiler, bei denen bei einer Testung am
Vortag der Priifung oder am Priifungstag mindestens
basierend auf einem Antigen-Schnelltest (§ 5Sa VO-CP)
das Ergebnis das Vorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus anzeigt, sind nicht zur Teilnahme
an dem fiir den Tag vorgesehenen Priifungsteil berech-
tigt. Bei einer engen Kontaktperson, fiir die durch die
Gesundheitsbehdrde eine Quarantine ausgesprochen
wurde, besteht ein Recht zur Teilnahme an dem fiir den
Tag vorgesehenen Priifungsteil, wenn sie am Priifungs-
tag einen Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer In-
fektion mit dem SARS-CoV-2-Virus mittels eines am
Tag der Priifung durchgefiihrten und von der Schule
beaufsichtigten Antigen-Schnelltests erbringt.

(13) Die Dienstpflicht der Lehrkrifte gilt fort. Uber die
Art und Weise der Erfiillung entscheidet im Falle des
eingeschrankten Prasenzschulbetriebs die Schulleitung
nach den besonderen standortbezogen organisatori-
schen Gegebenheiten.

§1a
Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes

(1) Im Priasenzangebot der Schule besteht fiir alle
Schiilerinnen und Schiiler sowie fiir Lehrkréfte und das
sonstige padagogische Personal der Schule im Schul-
gebdude nach Maligabe der folgenden Absétze die Ver-
pflichtung zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes in
Form einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-Mas-
ke). Statt eines solchen Mund-Nasen-Schutzes konnen
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder
hoherer Standards (ohne Ausatemventil) getragen wer-
den. Im Freien, insbesondere auf dem Schulhof oder
dem Schulgeldnde, besteht keine Verpflichtung zum
Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes.

(2) Die Verpflichtung besteht nicht im Unterricht im
Klassen- und Unterrichtsraum, nicht im Sportunterricht
und nicht im Betreuungsraum.

(3) Auch fiir Schiilerinnen und Schiiler mit Unter-
stiitzungsbedarf im Bereich geistige Entwicklung ist
das Tragen eines solchen Mund-Nasen-Schutzes nach
Malgabe der Absidtze 1 und 2 verpflichtend, soweit die
Schiilerinnen und Schiiler hierzu in der Lage sind. Bei
Schiilerinnen und Schiilern mit Unterstiitzungsbedarf
Horen kommen als Schutzmafinahme alternativ aus-
nahmsweise Visiere oder durchsichtige Masken anstel-
le eines Mund-Nasen-Schutzes infrage.

(4) Die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schut-
zes gilt, soweit dem im Einzelfall keine medizinischen
Griinde entgegenstehen. Dies ist in geeigneter Weise,
in der Regel durch ein drztliches Attest, glaubhaft zu
machen.

(5) Nihere Einzelheiten regelt der ,,Musterhygieneplan
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen
der Corona-Pandemiemalinahmen®.
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§2
Kindertageseinrichtungen,
Kindergrofitagespflegestellen und
heilpidagogische Tagesstiitten

Beim Betrieb der nach § 45 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) erlaubnispflichtigen Kin-
dertageseinrichtungen und der nach § 43 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) erlaubnispflich-
tigen KindergroBtagespflegestellen und der heilpad-
agogischen Tagesstitten sind die ,,Empfehlungen des
Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie zum Infektionsschutz in Kindertageseinrich-
tungen im Rahmen der Corona-PandemiemaBnahmen*
in der jeweils geltenden Fassung (https://www.saar-
land.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/
formularelja/downloads.html) zu beriicksichtigen.
Der gemiB § 36 des Infektionsschutzgesetzes erstellte
Hygieneplan ist um weitere Hygienevorschriften ge-
méf den oben genannten Empfehlungen zu ergéinzen.

§3
Vorbereitung fiir Nichtschiilerinnen und
Nichtschiiler auf die Abschlusspriifungen

(1) Einrichtungen, die MaBnahmen zur Vorbereitung
auf die Priifungen zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses oder des mittleren Bildungsabschlusses im
allgemeinbildenden Bereich fiir Nichtschiilerinnen und
Nichtschiiler anbieten, konnen diesen Betrieb aufneh-
men, wenn sie dabei die Vorgaben des Infektionsschut-
zes, wie sie fiir den Schulbereich gelten, erfiillen; § 1
Absatz 2 und § 1a gelten entsprechend.

(2) § 1 Absatz 3 und 4 ist entsprechend anwendbar.

Kapitel 2
Pflegeschulen und Schulen fiir
Gesundheitsfachberufe

§4

Prasenzunterricht

(1) Im Falle einer stabilen Unterschreitung des Schwel-
lenwertes von 100 auf Landesebene (auf der Basis der
durch das Robert Koch-Institut verdffentlichten Anzahl
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen, Sie-
ben-Tages-Inzidenz) kann in den Landkreisen,

in denen die Sieben-Tages-Inzidenz den Schwellen-
wert von 100 an flinf aufeinanderfolgenden Werktagen
unterschritten wurde, schulischer Préasenzunterricht
im Vollbetrieb stattfinden; das Néhere regelt das Mi-
nisterium fiir Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie. Ist die Vorgabe einer stabilen Unterschreitung des
Schwellenwertes von 100 auf Landesebene nicht er-
fiillt, erfolgt der Prasenzschulbetrieb eingeschrankt wie
im Folgenden dargestellt:

1. Fiir Schiilerinnen und Schiiler der Abschlussklas-
sen im letzten Jahr der Ausbildung kann der theo-
retische und praktische Unterricht in Présenz erfol-
gen.

2. Die iibrigen Schiilerinnen und Schiiler werden im
Wechsel zwischen schulischem Présenzunterricht
unter der Schulung im ,.Lernen von zu Hause*
durch Nutzung digitaler oder anderer geeigneter
Unterrichtsformate beschult.

(2) Der Unterricht nach MaB3gabe des Absatzes 1 findet
in den Klassen der Pflegeschulen und Schulen fiir Ge-
sundheitsfachberufe unter Einhaltung der einschlégigen
Hygieneregeln und Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts sowie unter Beriicksichtigung der Hygiene-
pléne der jeweiligen Schule statt. Die PraventionsmaB-
nahmen in Schulen wihrend der COVID-19-Pandemie
des Robert Koch-Instituts, die unter der Adresse www.
rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/
Praevention-Schulen.html verdffentlicht sind, finden
in ihrer jeweils geltenden Fassung entsprechende An-
wendung.

(3) Sofern der Présenzunterricht wegen der in Absatz 1
genannten Vorgaben eingeschrinkt ist sowie fiir Schii-
lerinnen und Schiiler, die aus Infektionsschutzgriinden
aufgrund einer entsprechenden Quarantineanordnung
nicht am Préasenzunterricht teilnehmen, vermittelt die
Schule die Ausbildungsinhalte im hiuslichen Umfeld
durch digitale oder anderer geeigneter Unterrichtsfor-
mate. Der Triger der praktischen Ausbildung hat nach
Absprache mit der Schule die Auszubildenden fiir diese
Zeit freizustellen.

(4) An der Schule téitigen Personen sowie Schiilerinnen
und Schiilern ist der Zutritt zum Schulgelidnde und die
Teilnahme am Prisenzschulbetrieb nur gestattet, wenn
sie wochentlich im Umfang der an der Schule hierzu
bereitgestellten Kapazititen bis zu zweimal wdchent-
lich an einer Testung auf das Nichtvorliegen einer In-
fektion mit dem SARS-CoV-2-Virus teilnehmen oder
in demselben Umfang anderweitig einen Nachweis ge-
méf § 5b der Verordnung zur Bekdmpfung der Corona-
Pandemie iiber das Nichtvorliegen einer Infektion mit
dem SARS-CoV-2-Virus erbringen. Das Zutrittsverbot
besteht, soweit der Testung im Ausnahmefall keine
zwingenden Griinde entgegenstehen. Dies ist durch ein
drztliches Attest nachzuweisen. Anderen Personen, die
sich nicht nur sehr kurzfristig oder ohne Kontakt zu
den der Schule angehorigen Personen auf dem Schul-
geldnde aufhalten, ist der Zutritt zum Schulgeldnde nur
gestattet, wenn sie einen Nachweis iiber das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus vor-
weisen oder einen tagesaktuellen Test iiber das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus
bei Zutritt durchfithren. Uber die Zutrittsverbote sind
im Eingangsbereich des Gelédndes der Schule entspre-
chende Hinweise anzubringen.

(5) Die Regelungen zum Tragen eines Mund-Nasen-
Schutzes nach § la Absétze 1, 2, 4 und 5 gelten ent-
sprechend. Soweit baulich oder schulorganisatorisch
moglich, ist im Schulgebdude sowie auf dem Schul-
geldnde der Mindestabstand von eineinhalb Metern
zwischen Personen einzuhalten. Hierzu sind durch die
Schulleitung organisatorische MaBnahmen zu treffen,
insbesondere die Markierung von Wegfithrungen fiir
eine geordnete Zufithrung sowie die versetzte Planung
der Anfangs-, End- und Pausenzeiten.
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(6) Die Verordnung zur Sicherung der Ausbildungen
in den Gesundheitsfachberufen wahrend einer epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite vom 10. Juni
2020 (BAnz AT 12.06.2020 V1) gilt fiir die Ausbil-
dung und Priifung in der Krankenpflegehilfe nach der
Verordnung zur Durchfiihrung der Ausbildung und
Priifung in der Krankenpflegehilfe vom 1. Juli 2004
(Amtsbl. S. 1418), zuletzt gedndert durch das Gesetz
vom 15. Mérz 2017 (Amtsbl. I S. 476), in Verbindung
mit § 59 Absatz 2 Satz 1 des Pflegeassistenzgesetzes
vom 24. Juni 2020 (Amtsbl. I S. 529) sowie fiir die Aus-
bildung in der Altenpflegehilfe nach der Ausbildungs-
und Priifungsverordnung fiir den Altenpflegehilfeberuf
vom 9. September 2003 (Amtsbl. S. 2518), zuletzt ge-
andert durch die Verordnung vom 24. November 2015
(Amtsbl. T S. 894), in Verbindung mit § 59 Absatz 1
Satz 1 des Pflegeassistenzgesetzes entsprechend.

§5
Priifungsverfahren

(1) In Pflege- und Gesundheitsfachberufen ist die
Durchfiihrung von gesetzlich vorgeschriebenen miind-
lichen und schriftlichen Priifungen unter Einhaltung
der infektionsschutzrechtlichen Mafigaben grundsitz-
lich zuléssig.

(2) Praktische Priifungen koénnen unter Einhaltung der
infektionsschutzrechtlichen Malgaben durchgefiihrt
werden. Gegeniiber dem Landesamt fiir Soziales —
Zentralstelle fiir Gesundheitsberufe — ist anzuzeigen,
wenn die praktische Priifung auf Grundlage der ein-
schlagigen berufsrechtlichen Regelungen als Simula-
tionspriifung durchgefiihrt wird.

§o
Durchfithrung von Weiterbildungen

Die Regelungen der §§ 4 und 5 gelten fiir Weiterbildun-
gen auf Grundlage des Gesetzes tiber die Weiterbildung
in den Gesundheits- und Altenpflegefachberufen und
die Ausiibung des Berufs der Hebamme und des Ent-
bindungspflegers vom 25. November 1998 (Amtsbl.
1999 S. 142), zuletzt gedndert durch das Gesetz vom
11. November 2015 (Amtsbl. I S. 878), in der jeweils
geltenden Fassung entsprechend.

. Kapitel 3
Offentliche und private Bildungseinrichtungen
im auBlerschulischen Bereich

§7
Auflerschulische Bildungsveranstaltungen

(1) AuBerschulische Bildungseinrichtungen im priva-
ten und offentlichen Bereich sind in Prisenzform unter
Einhaltung von Hygienemafinahmen nach den Emp-
fehlungen des Robert Koch-Instituts, unter der Bedin-
gung der Vorlage eines Nachweises iiber das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie in Anlehnung
an den ,,Musterhygieneplan Saarland zum Infektions-
schutz in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemie-

mafnahmen® zuldssig. Von der Pflicht zur Vorlage ei-
nes negativen Testnachweises sind die berufliche Aus-,
Weiter- und Fortbildung sowie die Integrationskurse
und die Ausbildung von Rettungssanititerinnen und
Rettungssanitéitern nach der Verordnung iiber die Aus-
bildung und Priifung von Rettungssanititerinnen und
Rettungssanititern vom 7. Juli 1995 (Amtsbl. S. 823),
zuletzt gedndert durch Artikel 6 der Verordnung vom
24. November 2015 (Amtsbl. I S. 894), in der jeweils
geltenden Fassung sowie die damit zusammenhéngen-
den Priifungen ausgenommen. Bei mehrtigiger pada-
gogisch begleiteter Seminararbeit fiir Freiwillige nach
dem Jugendfreiwilligendienstegesetz (JFDG) und dem
Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) mit Uber-
nachtung der Teilnehmenden (sog. social bubble) ist
der Testnachweis zu Beginn und Ende des Seminars zu
fiihren.

(2) Des Weiteren sind auBerschulische Bildungsveran-
staltungen, die der Durchfiihrung von Mallnahmen zur
Verhiitung {ibertragbarer Krankheiten, beispielswei-
se von Corona-Infektionen, zu dienen bestimmt sind,
in Prasenzform zulédssig. Hierzu zdhlen insbesonde-
re Schulungen von Personal in Impfzentren, mobilen
Impfteams, Corona-Testzentren sowie Einrichtungen
des oOffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizi-
nische Untersuchungen, Praventionsmaflnahmen oder
ambulante Behandlungen durchgefiihrt werden, die im
Zusammenhang mit Maflnahmen zur Verhiitung von
SARS-CoV-2-Infektionen sowie dessen Verbreitung
erfolgen.

(3) Der Betrieb von Fahrschulen, Fahrlehrerausbil-
dungsstétten und sonstigen im fahrerischen Bereich té-
tigen Bildungseinrichtungen in Priasenzform (theoreti-
scher und praktischer Fahrschulunterricht) ist nur nach
Vorlage eines Nachweises iiber das Nichtvorliegen
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus gestattet.
Es gelten das Abstandsgebot nach § 1 Absatz 1 Satz 3
sowie die Pflicht, eine medizinische Gesichtsmaske
(OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/
N95 oder FFP2 oder hoherer Standards zu tragen.
Wihrend des praktischen Unterrichts gilt das Erfor-
dernis des Mindestabstandes nicht, sofern dieses nicht
eingehalten werden kann. Es diirfen sich hochstens
zwei Fahrschiilerinnen oder Fahrschiiler und die Fahr-
lehrerin oder der Fahrlehrer sowie wéhrend der Fahr-
priifung zusatzlich die Priifungspersonen im Fahrzeug
aufhalten. In Fillen einer Ausbildung einer Fahrlehrer-
anwérterin oder eines Fahrlehreranwirters ist deren
zusétzliche Mitnahme wéhrend einer Ausbildungsfahrt
zuldssig. Die Sdtze 1 bis 4 gelten fiir die Angebote von
Flugschulen entsprechend. Erste-Hilfe-Kurse der aner-
kannten Stellen nach § 68 der Fahrerlaubnisverordnung
sind in Prasenzform zuldssig, wenn diese unter Einhal-
tung von HygienemalBinahmen nach den Empfehlungen
des Robert Koch-Instituts sowie in Anlehnung an den
»Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemalnah-
men* iiber ein ausreichendes Hygienekonzept verfiigen
und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer den Nach-
weis liber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus fithren konnen. Erste-Hilfe-Kur-
se anderer Anbieter konnen zugelassen werden, wenn
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diese unter Einhaltung von Hygienemafinahmen nach
den Empfehlungen des Robert Koch-Instituts sowie in
Anlehnung an den ,,Musterhygieneplan Saarland zum
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
PandemiemalBnahmen* iiber ein ausreichendes Hygie-
nekonzept verfiigen.

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 ist der Be-
trieb von im Bereich der Jagd und Fischerei titigen
Bildungseinrichtungen in Prasenzform nur nach Vorla-
ge eines Nachweises iiber das Nichtvorliegen einer In-
fektion mit dem SARS-CoV-2-Virus und unter Einhal-
tung von HygienemalBnahmen nach den Empfehlungen
des Robert Koch-Instituts sowie in Anlehnung an den
,Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemalinah-
men* zuldssig.

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 ist der
Betrieb von Hundeschulen unter Einhaltung von
HygienemaBnahmen nach den Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts aulerhalb geschlossener Rdume
zuldssig, sofern die maximale Teilnehmerzahl von zehn
Personen nicht iiberschritten wird. Ein angemessenes
Schutz- und Hygienekonzept ist der zustidndigen Orts-
polizeibehorde vorzulegen.

§8
Saarlindische Verwaltungsschule

(1) Die Saarléndische Verwaltungsschule fiihrt in ihren
Réumlichkeiten Prdsenzveranstaltungen und Priifun-
gen unter Beachtung besonderer Hygiene- und Schutz-
mafBnahmen und unter Beriicksichtigung der vorhan-
denen rdumlichen, personellen und organisatorischen
Kapazititen durch. Bei den Lehrveranstaltungen sind
Online-Angebote zu beriicksichtigen.

(2) Die Saarldndische Verwaltungsschule hat bei allen
Priasenzveranstaltungen die besonderen Schutz- und
Hygienevorkehrungen nach Mallgabe des § 1 Absatz 1,
2 und 4 sowie § la entsprechend zu beachten.

Kapitel 4

§9
Dienstleister, die Eingliederungen
in Arbeit erbringen

(1) Dienstleister, die Leistungen zur Eingliederung
in Arbeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB 1I) oder MaBnahmen der aktiven Arbeitsfor-
derung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB III) umsetzen, diirfen ihren Betrieb unter der Ein-
haltung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung in
der jeweils giiltigen Fassung sowie der Hygienemal-
nahmen nach den Empfehlungen des Robert Koch-In-
stituts fortfithren.

(2) Bei allen Prasenzveranstaltungen sind die besonde-
ren Schutz- und Hygienevorkehrungen in Anlehnung
an den ,,Musterhygieneplan Saarland zum Infektions-

schutz in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemie-
mafBnahmen* einzuhalten, mit der Mal3gabe, dass auch
am Platz eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen ist.

Kapitel 5

§10
Musik-, Kunst- und Schauspielunterricht

(1) Der kiinstlerische Unterricht ist in Prasenzform
1. als Einzelunterricht,

2. als Gruppenunterricht, wenn die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer den Nachweis iiber das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus
erbringen und unter Einhaltung von Hygienemal-
nahmen nach den Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts sowie in Anlehnung an den ,,Musterhygi-
eneplan Saarland zum Infektionsschutz in Schulen
im Rahmen der Corona-Pandemiemafinahmen*

zuldssig. Von der Testpflicht ausgenommen sind
Minderjéhrige.

(2) Zuldssig sind geeignete, kontaktfreie Angebote zur
kulturellen Betdtigung in Gruppen im Innen- und Au-
Benbereich durch darauf ausgerichtete Einrichtungen,
wobei bei Angeboten im Innenbereich bei den Teilneh-
menden der Nachweis {iber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus erforderlich ist.
Von der Testpflicht ausgenommen sind Minderjahrige.

Kapitel 6

§ 11
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vor-
sétzlich oder fahrldssig den Ge- oder Verboten der §§ 5
bis 10 dieser Verordnung zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemaf § 73 Absatz 2
des Infektionsschutzgesetzes mit einer GeldbuBe bis zu
fiinfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Eine Strafbarkeit, insbesondere nach den §§ 74, 75
des Infektionsschutzgesetzes, bleibt unberiihrt.

(4) Zustdndig fir die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach dieser Verordnung sind die
Gemeindeverbénde.

§12
Geltungsvorrang des Bundesrechts

Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vorbe-
haltlich der vorrangigen Geltung der auf der Grundlage
des § 28c des Infektionsschutzgesetzes durch die Bun-
desregierung erlassenen Rechtsverordnungen.
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§13
Testungen und immunisierte Personen

(1) Personen mit dem Nachweis iiber das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus im
Sinne des § 5a Absatz 1 der Verordnung zur Bekdmp-
fung der Corona-Pandemie stehen gemidf3 § 3 und § 7
der COVID-19-Schutzmafinahmen-Ausnahmenver-
ordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1)
geimpften Personen und genesenen Personen gleich.

(2) Nachweise nach § 2 Nummer 3 und 5 der COVID-
19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung  sind
den nach § 13 Absatz 1 der Verordnung zur Bekdmp-
fung der Corona-Pandemie genannten Behoérden im
Rahmen ihrer Kontrolltdtigkeit auf Verlangen vorzu-
weisen.

§14
Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 9. Juli 2021 in Kraft und
mit Ablauf des 22. Juli 2021 auBer Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Ver-
ordnung zum Schulbetrieb und zum Betrieb sonstiger
Bildungseinrichtungen sowie zum Betrieb von Kin-
dertageseinrichtungen vom 23. Juni 2021 (Amtsbl. I
S. 1645 2, 1645 10) auBer Kraft.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 9. Juli 2021 in Kraft.
Saarbriicken, den 7. Juli 2021

Die Regierung des Saarlandes:

Der Ministerprisident

Hans

Die Ministerin fiir Wirtschaft, Arbeit,
Energie und Verkehr

Rehlinger

Der Minister fiir Finanzen und Europa
Der Minister der Justiz
Strobel
Der Minister fiir Inneres, Bauen und Sport
Bouillon

Die Ministerin fiir Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie

Bachmann
Die Ministerin fiir Bildung und Kultur
Streichert-Clivot
Der Minister fiir Umwelt und Verbraucherschutz
Jost

Begriindung
Allgemeines

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich welt-
weit verbreitet. Eine Infektion mit dem Virus kann die
potentiell tédliche Covid-19-Erkrankung verursachen.
Besonders dltere Menschen und solche mit vorbeste-
henden Grunderkrankungen sind von schweren und
todlichen Krankheitsverldufen betroffen. Die Letali-
tat der Erkrankung ist aber auf diese Personengruppen
nicht beschrankt. Am 11. Mérz 2020 hat die Weltge-
sundheitsorganisation (WHOQO) das Ausbruchsgesche-
hen als Pandemie bewertet.

Das Ziel der durch diese Verordnung getroffenen Mal3-
nahmen ist es, auch wenn die Lage sich entspannt und
viele Offnungsschritte vorgenommen worden sind,
nach wie vor die Bevolkerung vor der Infektion mit
dem SARS-CoV-2-Virus zu schiitzen, dadurch die
Verbreitung der Krankheit COVID-19 zu verhindern
und eine Uberlastung des Gesundheitssystems infol-
ge eines ungehemmten Anstiegs von Infektionen und
Krankheitsfillen zu vermeiden. Thre Rechtsgrundlage
finden die getroffenen MaBinahmen in § 32 Satz 1 in
Verbindung mit § 28 Absatz 1, §§ 28a, 29 des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG).

Gemill § 28a Absatz 3 Satz 1 und 2 IfSG sind Ent-
scheidungen iiber Schutzmafinahmen zur Einddmmung
der Corona-Pandemie insbesondere an dem Schutz
von Leben und Gesundheit und der Funktionsfahig-
keit des Gesundheitssystems auszurichten, wobei dies
grundsétzlich unter Beriicksichtigung des jeweiligen
Infektionsgeschehens regional bezogen auf die Ebe-
ne der Landkreise, Bezirke oder kreisfreien Stiadte an
den Schwellenwerten nach MaBligabe von § 28a Ab-
satz 3 Satz 4 bis 12 IfSG erfolgen muss, soweit Infek-
tionsgeschehen innerhalb eines Landes nicht regional
tibergreifend oder gleichgelagert sind. GemiBl § 28a
Absatz 3 Satz 9 IfSG sind bei einer bundesweiten Uber-
schreitung eines Schwellenwertes von iiber 50 Neuin-
fektionen je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben
Tagen bundesweit abgestimmte, umfassende und auf
eine effektive Einddmmung des Infektionsgeschehens
abzielende SchutzmaBnahmen anzustreben.

Dieses Ziel erklart sich daraus, dass ein anhaltend ho-
hes Niveau an Neuinfektionen zur Folge hétte, dass in
den Gesundheitsdmtern bundesweit und so auch im
Saarland eine vollstindige Kontaktnachverfolgung
nicht mehr gewihrleistet werden kann, was die un-
gehinderte und diffuse Ausbreitung des Virus begilins-
tigt. Dies geht mit einer drohenden Uberlastung des
Gesundheitssystems einher, der es zum Schutze von
Leib und Leben unbedingt vorzubeugen gilt. Neben
die reine Morbiditdt und Mortalitéit durch Coronaviren
tritt bei einer absehbaren pandemiebedingten Beein-
trachtigung der gesundheitlichen Versorgung die Mor-
biditidt und Mortalitdt dadurch, dass auch Patienten mit
anderen Erkrankungen nicht mehr ausreichend versorgt
werden konnen.

Diesen Gefahren fiir Leib und Leben der Biirgerinnen
und Biirger ist von Seiten des Staates in Wahrnehmung
seines verfassungsrechtlichen Schutzauftrags effektiv
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zu begegnen, wobei die Einschrankungen in den letz-
ten Wochen aufgrund der geringen Fallzahlen in vielen
Bereichen gelockert werden konnten.

Ein Schutz vor den Gefahren einer Ausbreitung der
Covid-19-Erkrankung sowohl fiir den Einzelnen als
auch fiir die Gesellschaft und Volkswirtschaft als sol-
che kann und muss dadurch gewéhrleistet werden, dass
die Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus weiterhin ein-
geddmmt wird. Dies kann aufgrund der medizinischen
Erkenntnisse iiber die Eigenschaften des Virus und
seiner Ubertragungswege im Wesentlichen nur durch
Reduzierungen menschlicher Kontakte, die Einhaltung
des Mindestabstandes und das Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung erfolgen. Der Hauptiibertragungs-
weg fiir SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnah-
me virushaltiger Partikel. Jeder zwischenmenschliche
Kontakt birgt daher ein Infektionsrisiko. Das Virus
kann bereits {ibertragen werden, bevor die Infizierten
Symptome entwickeln. Dies erschwert die Kontrolle
der Ausbreitung. Ebenso ist eine Ubertragung bei Per-
sonen, die gar keine Symptome entwickeln, bislang
wissenschaftlich nicht ausgeschlossen. Im Rahmend
der nationalen Impfstrategie ein wochentliches Test-
angebot in Schulen, Kinderbetreuungseinrichtungen,
Unternehmen und auch durch Kommunen, mogliche
Infektionen frithzeitig entdeckt werden, um somit In-
fektionsketten zu verhindern. Durch die sog. Biirger-
tests, aber auch durch weitere Testmoglichkeiten, wird
ein weiterer Weg gegangen, um die Ausbreitung des
Virus zu verlangsamen und zuriickzufiihren.

Solange die Anzahl der Impfungen noch keinen signi-
fikanten Wert erreicht hat, sind wir von einer mutmal-
lichen Herdenimmunitit noch entfernt. Deshalb sind
nach wie vor einschrinkende MaBnahmen erforder-
lich, um die Anzahl der Infektionen auf einem niedri-
gen Niveau zu halten. Einschrinkende Maflnahmen in
diesem Sinne sind allerdings nicht SchlieBungen und
dhnliches, sondern verpflichtende Test beim Betreten
bestimmter Einrichtungen oder vor der Inanspruchnah-
me von Dienstleistungen.

Die Landesregierung hat die hierzu von ihr in Wahr-
nehmung ihres staatlichen Schutzauftrags ergriffenen
MaBnahmen zur Einddimmung der Pandemie zu jedem
Zeitpunkt im Ausgleich mit den zu wahrenden Frei-
heitsrechten der Biirgerinnen und Biirger an den infek-
tionsschutzrechtlichen Notwendigkeiten ausgerichtet.
Weitreichende Einschrinkungen des o6ffentlichen Le-
bens und der privaten Lebensgestaltung, die nach der
ersten Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus in der Bun-
desrepublik Deutschland und im Saarland zur Unter-
brechung eines sich rasch exponentiell entwickelnden
Infektionsgeschehens notwendig geworden waren,
konnten, nachdem sie Wirkung gezeigt hatten und in
der Mitte des Jahres die klimatischen Bedingungen
eine positive Entwicklung des Infektionsgeschehens
begiinstigten, in weiten Teilen aufgehoben werden.
Uber einen langen Zeitraum hinweg vermochten auf-
grund des auBlerordentlich verantwortungsbewussten
Verhaltens der Biirgerinnen und Biirger die allgemei-
nen Schutz- und HygienemalBnahmen (etwa die all-
gemein als ,,AHA-Regel“ bekannten MalBnahmen

»Abstand halten, Hygieneregeln beachten und All-
tagsmaske tragen*) und gezielte Beschrinkungen aus-
schlieBlich solcher Bereiche des offentlichen Lebens,
in denen im Rahmen der Freizeitgestaltung besonders
infektionsgefahrliche Verhaltensweisen und Kontakte
auftreten (etwa das Zusammentreffen sehr groer Men-
schenmengen bei Grofveranstaltungen, der lingere
gemeinsame Aufenthalt einer Vielzahl von Menschen
in geschlossenen Ridumen etc.) die Verbreitung des
SARS-CoV-2-Virus hinreichend einzuddmmen.

In den Wintermonaten 2020/2021 ist die Zahl der Neu-
infektionen hingegen wieder drastisch angestiegen.
Das Ausmal} der Infektionsausbreitung bewegte sich
durchgehend auf einem Niveau, das die medizinische
Versorgung und damit die Gesundheit der Bevolkerung
in erheblichem Maf}e gefahrdete. Seit 15. Oktober 2020
lag im Saarland die Sieben-Tage-Inzidenz pro 100 000
Einwohner {iber dem Wert von 50 und seit 24. Oktober
2020 durchgéngig iiber dem Wert von 100. In den Mo-
naten November und Dezember waren trotz sukzessi-
ver Verschiarfungen der Maflnahmen zur Eindimmung
der Infektionsausbreitung jeweils neue Hochststédnde
an Neuinfektionen zu verzeichnen, die zeitweilig die
Grenze von 450 Neuinfektionen pro Tag (9. Dezember
2020) iiberschritten und einen Trend zu exponentiellem
Wachstum erkennen lieBen. Das mit einer hohen Zahl
an Neuinfektionen verbundene Risiko eines zeitlich
versetzten Anstiegs auch der Zahl der behandlungsbe-
diirftig Erkrankten, insbesondere auch derer, die statio-
nérer oder gar intensivmedizinischer Behandlung be-
diirfen, hatte sich bereits verwirklicht. Mitte Dezember
2020 mussten bereits 292 Personen stationédr behandelt
werden, davon 60 auf Intensivstationen. 21 Personen
wurden beatmet.

Dieses Infektionsgeschehen lieB bei ungebremsten
Fortgang eine Uberlastung der saarldndischen Ge-
sundheitsversorgung, insbesondere im stationdren
und intensivmedizinischen Bereich absehen. Die an-
gespannte Lage in den saarldndischen Kliniken ver-
schérfte sich zunehmend. Nahezu flaichendeckend
wurde von grenzwertiger Auslastung insbesondere der
intensivmedizinischen Kapazititen und Einschrinkung
der Personalressourcen durch Mitarbeiterinfektionen
und Quarantdne berichtet. Zumindest zeitweilige Ab-
meldungen im Zentralen landesweiten Bettenkapa-
zitdtennachweis (ZLB) erhohten den Druck auf die
verbleibenden aufnahmebereiten Kliniken sowie den
Rettungsdienst. Es kam zu einer Zuweisungslage fiir
internistische, kardiologische, intensivmedizinische
und infektiologische Behandlungskapazititen. Die
elektive Versorgung musste eingeschrinkt werden. Die
dringende Notwendigkeit der Einddimmung des Infek-
tionsgeschehens wurde zudem durch einen Anstieg der
mit einer Covid-19-Erkrankung in Zusammenhang ste-
henden Todesfille untermauert. Bereits am 13. Dezem-
ber 2020 wurden 336 Todesfille gemeldet. Zwischen-
zeitlich lagen die Todeszahlen bundesweit regelméfig
um die 1 000 pro Tag, derzeit sinkt die Zahl aber so-
wohl im Bundesschnitt als auch im Saarland stetig.

Zwischenzeitlich zeigten die sukzessiv verschérften
Einschrinkungen des offentlichen Lebens und Kon-
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taktbeschrankungen erste Wirkungen. Am 3. Mirz
2021 wurden dem RKI 9.019 neue Fille iibermittelt.
Deutschland lag die Inzidenz der letzten 7 Tage Ende
Februar sowie Anfang Mérz auf einem niedrigen Ni-
veau. Allerdings stieg sie im Mairz bzw. April wieder
an. Ursédchlich hierfiir sind insbesondere die neuen Vi-
rusvarianten, d.h. insbesondere die sog. britische und
siidafrikanische Varianten, die deutlich infektioser sind
als die bisherige Variante. Nach dem die Fallzahlen seit
Mitte Mérz kontinuierlich gestiegen sind, fallen sie
nun aufgrund der landes- und bundesrechtlichen Maf-
nahmen seit einigen Wochen wieder. Derzeit liegt die
Sieben-Tages-Inzidenz in allen Landkreisen und dem
Regionalverband unter 30.

Die Inzidenz der letzten 7 Tage liegt deutschlandweit
bei 5 Fillen pro 100 000 Einwohner. Nach Angaben
des RKI ist in Hinblick auf die vergangenen 7 Tage
ein deutlicher Riickgang der Inzidenz zu verzeichnen.
Der Wert am 4. Juli 2021 belduft sich auf 6,6. Dem-
nach konnen in verschiedenen Bereichen sorgfiltige
und gepriifte Offnungsschritte gegangen werden. So ist
eine Zulassung von Veranstaltungen im Innenbereich
von bis zu 250 Besucherinnen und Besuchern und im
Auflenbereich von bis zu 500 Besucherinnen und Be-
suchern wieder moglich.

Seit dem 23. Mai 2021 liegen gemél der Zahlen des
Robert Koch-Instituts alle saarlindischen Landkreise
unter dem Wert von Inzidenzwert von 100 Neuninfek-
tionen in den letzten 7 Tagen, sodass mittlerweile in
allen Landkreisen das Saarland-Modell in der griinen
Stufe wieder zum Tragen kommt.

In der 25. Kalenderwoche 2021 wurden im Saarland
8.432 PCR-Tests durchgefiihrt, wobei die Positivrate
1,25 Prozent betrug.

Aktuell sind 124 Personen aktiv an Covid-19 erkrankt.
24 davon werden stationdr, 7 davon intensivmedizi-
nisch behandelt, wobei 6 Personen beatmet werden
miissen (Stand 4. Juli 2021).

Um eine sachgerechte medizinische Versorgung nach-
haltig sicherzustellen, ist es weiterhin zwingend not-
wendig, die intensivmedizinische Auslastung infolge
der Behandlung von Patienten mit einem schweren
Verlauf einer COVID-19-Erkrankung zuriickzufiihren
und das Infektionsgeschehen insgesamt einzudammen.
Derzeit sind von insgesamt 5.985 Betten 4.544 Betten
belegt, davon 24 mit Corona-Patienten (Stand 4. Juli
2021). Von den 435 Intensivbetten sind 346 belegt, da-
von 7 mit Patienten mit einem schweren Verlauf einer
COVID-19-Erkrankung. Von den 309 Betten mit Be-
atmungsmoglichkeit sind derzeit (Stand 4. Juli 2021)
167 belegt, davon 6 mit an COVID-19 erkrankten Pa-
tienten.

Das SARS-CoV-2-Virus entwickelt sich dynamisch
weiter. Bereits global in den ersten Monaten der Pan-
demie hatte sich eine SARS-CoV-2-Variante mit einer
D614G Mutation durchgesetzt, die eine erhohte Infek-
tiositdt und Ubertragbarkeit aufweist. Seit September
2020 zirkuliert in Grofbritannien eine SARS-CoV-2
Variante VOC 202012/01 (Variant of Concern, year

2020, month 12, variant 01) der Linie B1.1.7, die im
Siiden/Siidosten des Landes innerhalb weniger Wo-
chen das urspriingliche Virus verdréngt hat. Epidemio-
logische, klinische und Modellierungsuntersuchungen
weisen auf eine deutlich hohere, bis zu 1,5-fache In-
fektiositdt hin. Diese Virusvariante wurde bereits im
Friihjahr in Deutschland und auch in vielen EU/EEA
Nachbarstaaten (wie Frankreich, Belgien, Niederlande,
Dénemark, Finnland, Island, Irland, Italien, Norwegen,
Portugal, Spanien und Schweden) nachgewiesen. Am
26. Januar 2021 wurden die ersten vier Fille im Saar-
land nachgewiesen, womit sich der Verdacht auf das
Vorliegen der Variante der Linie B.1.1.7 wissenschaft-
licherseits erhédrtet hat. Zwischenzeitlich sind deutlich
mehr Fille hinzugekommen. Seit einigen Tagen sind
auch die ersten Fille der Variante B.1.617, der sog.
Delta-Variante, im Saarland zu verzeichnen. Aktuell
(Stand 4. Juli 2021) sind im Saarland bisher 8 906 Mu-
tationsfélle aufgetreten, davon 8 189 Fille der Muta-
tion aus UK und 682 Félle der Mutation aus Siidafrika
und 34 Fille der sog. Delta oder indischen Variante.

3.021 B.1.1.7, 6 B.1.617 und 257 B.1.351 Mutations-
fille gibt es im Regionalverband Saarbriicken, 510
B.1.1.7 Falle, 5 B.1.617 und 105 B.1.351 Fille sind
es im Kreis Merzig-Wadern. 1.259 B.1.1.7, 3 B.1.617
und 56 B.1.351 Fiélle sind im Kreis Neunkirchen auf-
getreten, 1.529 B.1.1.7,4 B.1.617 und 96 B.1.351 Fille
im Kreis Saarlouis und 599 B.1.1.7, 10 B.1.617 und
88 B.1.351 Fille im Kreis St. Wendel. Im Saarpfalz-
Kreis sind es 1.271 B.1.1.7, 6 B.1.617 und 80 B.1.351
Mutationsfille.

Die Krankenhausauslastung hat sich im Vergleich zu
den Vortagen nicht verschérft. Die Situation in den
Krankenh&usern ist zwar ernst, jedoch ist mittlerweile
eine Entspannung der Kapazititen im Vergleich zu den
letzten Wochen zu beobachten.

Das Saarland ist tagesaktuell nach DIVI bundesweit
gut aufgestellt. Auch bei anderen high und lowcare
Betten gibt es freie Kapazititen.

Hinzu tritt, dass auch ein GroBteil des medizinischen
Personals weiterhin -auch auf Grund bereits grof3fla-
chig durchgefiihrter Impfungen- unvermindert einsatz-
fahig ist.

Die Gesundheitsdmter konnen die Kontaktnachver-
folgung sicherstellen und bestitigen den anhaltenden
positiven Trend der Fallzahlen und Inzidenzen.

Insgesamt droht aktuell keine Uberlastung des Gesund-
heitssystems im Saarland infolge eines ungehemmten
Anstiegs von Infektionen und Krankheitsféllen, aller-
dings wird die Lage in den verschiedenen Bereichen
des Gesundheitssystems kontinuierlich aufmerksam
beobachtet.

Die Effekte der bisherigen Schutzmaflnahmen miissen
stetig beobachtet werden und durch ein Fortdauern ei-
nes groBeren Teils der MaBBnahmen gesichert werden.
Die Verbreitung der Virusvarianten muss weiterhin
verlangsamt werden.
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Ein dynamischer und exponentieller Anstieg der Neu-
infektionen ldsst sich nach den wissenschaftlichen
Modellrechnungen nur verhindern, wenn ein Repro-
duktionswert von zumindest 0,7 zeitnah und nachhaltig
erreicht wird. Zum 23. Mérz 2021 lag der Reprodukti-
onswert bundesweit bei 1,30, in den Bundesldandern am
16. Mérz 2021 zwischen 1,15 bis 1,35. Im Saarland lag
er zum 24. Mérz 2021 bei 1,21. Im Saarland betrug der
Sieben-Tage-Reproduktionswert am 28. Februar 2021
0,96 und der Vier-Tage-Reproduktionswert am 1. Mérz
2021 0,77.

Derzeit Dbetrdgt der Sieben-Tage-Reproduktions-
wert deutschlandweit 1,00 und der Vier-Tage-Repro-
duktionswert 1,00 (aktuelle Meldung des RKI vom
02.07.2021). Im Saarland betrug der Sieben-Tage-Re-
produktionswert am 2. Juli 2021 0,95. Dies bedeutet,
dass die Anzahl an Neuinfektionen derzeit weiterhin
und stetig abnimmt. Der Reproduktionswert muss dau-
erhaft auf einen Betrag von 0,7 bis 0,8 gesenkt werden,
damit das Fortschreiten der Infektion nicht zu einer
Uberlastung der Krankenhéuser und des gesamten Ge-
sundheitssystems fiihrt.

Um das Ziel einer zeitnahen und nachhaltigen Absen-
kung der Neuinfektionen und der Reproduktionsrate zu
erreichen und die dominante Verbreitung hochinfek-
tidser Virusvarianten in dem erforderlichen Umfang
auszubremsen, bedarf es weiterhin der Anordnung von
SchutzmafBnahmen in den Bereichen, in denen mensch-
liche Kontakte im Rahmen eines volkswirtschaftlichen
Gefiiges unvermeidbar fortbestehen. Hierzu wird be-
reits seit einigen Wochen verstérkt getestet und diese
Bemiihungen werden kiinftig nochmals deutlich ge-
steigert werden. Mit Hilfe von Schnell- und Selbsttest
werden die PCR-Tests flankierend unterstiitzt werden.
Die saarldndische Teststrategie wird hierzu stetig fort-
geschrieben und angepasst. Sowohl in Schulen als
auch in Betrieben wird derzeit regelmiBig getestet.
Eine Bescheinigung iiber das Testergebnis wird von
entsprechenden Teststellen ausgestellt. Alle asympto-
matischen Biirgerinnen und Biirger haben mindestens
einmal pro Woche die Moglichkeit einen kostenlosen
Schnelltest einschlieBlich einer Bescheinigung tiiber
das Testergebnis in einem Testzentrum, bei einem Arzt
oder in einer Apotheke, in Betrieben, in Schulen und
sonstigen Stellen, die aufgrund der Verordnung ein
testgestiitztes Angebot anbieten konnen, durchfiihren
zu lassen (sog. Biirgertest).

Die Landesregierung hilt es daher im Bewusstsein um
die Intensitdt der damit verbundenen Belastungen so-
wohl fiir den Einzelnen als auch das soziale und wirt-
schaftliche Gemeinwesen fiir zwingend geboten, die
Beschriankungen zu lockern, aber gleichzeitig die Nut-
zung von gestatteten Einrichtungen oder Dienstleistun-
gen in vielen Bereichen an eine Testverpflichtung zu
koppeln.

Die Fortgeltung vieler Mallnahmen ist vorerst weiter-
hin erforderlich, wenngleich nun beispielsweise im Be-
reich der Kontaktbeschrinkungen, der Veranstaltungen
und der Zutrittsbeschrankungen Lockerungen vorge-
nommen werden konnen.

Es ist aber weiterhin notwendig einer Entgleisung des
Infektionsgeschehens aufgrund der Ausbreitung neuer
Virusmutanten vorzubeugen.

Aufgrund der in den letzten Wochen nachhaltig sin-
kenden Sieben-Tages-Inzidenz sind Lockerungen in
weiteren Bereichen moglich. So entfillt beispielsweise
die Testpflicht im Auenbereich der Gastronomie und
bei privaten Zusammenkiinften im Auflenbereich, Ver-
anstaltungen werden ermoglicht und Kontaktbeschrin-
kungen werden gelockert. Aufgrund einer Gesamt-
schau der aktuellen Lage, d.h. Sieben-Tages-Inzidenz,
Hospitalisierungsrate und vieler weiterer Faktoren, die
eine deutliche Verringerung der Infektionen und eine
gemaBigte Entspannung im medizinischen Bereich er-
kennen lésst, wird daher die sog. Stufe griin des Saar-
land-Modells beibehalten und weitere Offnungsschritte
gegangen.

Die erneute zeitlich befristete Fortdauer der einschrén-
kenden Malinahmen fiir weite Bereiche des privaten
und offentlichen Lebens ist weiterhin notwendig, um
die Verbreitungsmdglichkeiten des Virus nachhaltig im
erforderlichen Maf} zu reduzieren bzw. auf einem nied-
rigen Niveau zu halten und im Ergebnis auch weiterhin
verhiltnismaBig. Handlungsleitendes Ziel muss gemaf
§ 28a Abs. 3 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes indes
der Schutz von Leben und Gesundheit und der Funkti-
onsfahigkeit des Gesundheitssystems sein. Folgerichtig
stellt § 28a Absatz 6 Satz 2 und 3 des Infektionsschutz-
gesetzes die Beriicksichtigung sonstiger Belange sowie
Bereichsausnahmen einfachgesetzlich ausdriicklich
unter den Vorbehalt, dass sie mit dem Ziel einer wirk-
samen Verhinderung der Verbreitung von COVID-19
vereinbar sind. Aufgrund der derzeitigen Entwicklung
konnen Offnungen veranlasst werden.

Dies entbindet den Verordnungsgeber nicht von der ver-
fassungsrechtlichen Verpflichtung, die in einem Span-
nungsverhiltnis stehenden Verpflichtungen zum Schutz
von Leben und Gesundheit einerseits und Wahrung in-
dividueller verfassungsrechtlich verbiirgter Freiheiten
andererseits im Wege sogenannter praktischer Konkor-
danz in weitgehenden Ausgleich zu bringen. Je grofer
und konkreter jedoch die Gefahr fiir Leib und Leben
ist, desto weitreichender konnen die kollidierenden
Grundrechte eingeschrinkt werden. Aufgrund der zu-
vor dargestellten Senkung der Fallzahlen konnen aber
die einschrinkenden Mafinahmen teilweise gelockert
werden. Auch dies basiert auf dem verfassungsrecht-
lich verankerten Grundsatz der VerhéltnisméBigkeit der
Mafnahmen.

Da die Einschrinkungen fiir den Biirger nicht unwe-
sentliche Beeintridchtigungen seiner Grundrechte be-
deuten, bediirfen sie, um dem Grundsatz der Verhilt-
nismédfBigkeit zu wahren, vor dem Hintergrund einer
sich verdandernden epidemiologischen Lage aber einer
staindigen Rechtfertigungskontrolle, sodass sie fortlau-
fend neu auf ihre VerhéltnisméBigkeit hin zu iiberprii-
fen sind. Dieser verfassungsrechtlichen Vorgabe trigt
der Verordnungsgeber durch die kurze Geltungsdauer
der Verordnung Rechnung.
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Im Einzelnen

Artikel 1
(Verordnung zur Bekimpfung
der Corona-Pandemie (VO-CP))

Zu § 1 (Grundsatz der Abstandswahrung)

Zur Privention vor der Ubertragung des Coronavirus
SARS-CoV-2 auf andere Menschen wird grundsétzlich
das physisch soziale Verhalten von Personen zueinan-
der bestimmt. Kontakte sind grundsitzlich auf das er-
forderliche Mindestmal3 zu beschrianken, insbesondere
zu Personen auflerhalb der Angehdrigen des eigenen
Haushaltes zu reduzieren. Es wird hierbei empfohlen,
den Kreis der Kontakte stets auf die gleichen Personen
zu begrenzen (sog. ,,social bubble®) Die einzuhalten-
de rdumliche Distanz zwischen anderen Personen wird
generell auf eineinhalb Meter festgelegt. Dies ist stets
einzuhalten, soweit die tatsdchlichen (6rtlichen) Ge-
gebenheiten es zulassen und es zumutbar ist. Von der
Verpflichtung zur Einhaltung des Mindestabstands aus-
genommen sind Kontakte zu Angehdrigen des eigenen
Haushaltes im Sinne einer hauslichen Gemeinschaft,
Ehegatten, Lebenspartnern und Partnern einer nicht-
ehelichen Lebensgemeinschaft sowie Verwandte in
gerader Linie. Diese Personen bilden den familidren
Bezugskreis.

Zu § 2 (Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung)
Absatz 1

Das Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95
oder FFP2 oder hoéherer Standards Mund-Nasen-Be-
deckung im oOffentlichen Leben kann dazu beitragen,
die Ausbreitung von COVID-19 in der Bevoélkerung
zu verlangsamen und Risikogruppen vor Infektionen
zu schiitzen. Das RKI empfiehlt ein generelles Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) in bestimmten
Situationen im offentlichen Raum als einen weiteren
Baustein, um Risikogruppen zu schiitzen und den In-
fektionsdruck und damit die Ausbreitungsgeschwin-
digkeit von COVID-19 in der Bevdlkerung zu reduzie-
ren. Diese Empfehlung beruht auf einer Neubewertung
aufgrund der zunehmenden Evidenz, dass ein hoher
Anteil von Ubertragungen unbemerkt erfolgt, und zwar
bereits vor dem Auftreten von Krankheitssymptomen.
Durch eine Mund-Nasen-Bedeckung konnen infek-
tidse Tropfchen, die man zum Beispiel beim Sprechen,
Husten oder Niesen ausstofit, abgefangen werden. Das
Risiko, eine andere Person dadurch anzustecken, kann
so verringert werden (Fremdschutz). Deshalb wird im
Absatz 1 der Vorschrift das Tragen einer medizinischen
Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der
Standards KN95/N95 oder FFP2 oder héherer Stan-
dards im 6ffentlichen Raum bei jedem nicht nur kurz-
fristigen Kontakt mit nicht zum eigenen Haushalt ge-
horenden Personen und bei einer Unterschreitung des
Mindestabstandes von 1,50 Metern verbindlich vorge-
schrieben. Eine Ausnahme besteht, wenn eine gleich-
wertige Infektionsschutzmafinahme den notwendigen

Schutz gewihrleistet. Kurzfristig hinsichtlich des Kon-
takts heiflt insbesondere, dass bei einem Aneinander-
vorbeigehen oder einem bloBen Passieren keine Pflicht
zum Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95
oder FFP2 oder hoherer Standards besteht.

Die gesundheitlichen Griinde, die eine Ausnahme vom
Tragen der medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken)
oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2
oder hoherer Standards rechtfertigen kdnnen, umfassen
neben akuten Erkrankungen auch Behinderungen. Ent-
scheidend ist, ob durch die bestehende Einschrinkung
im Einzelfall das Tragen einer medizinischen Gesichts-
maske (OP-Masken) oder auch Masken der Standards
KNO95/N95 oder FFP2 oder hoherer Standards in kor-
perlicher, seelischer oder geistiger Hinsicht unzumut-
bar erscheint.

Diese Griinde miissen nicht zwingend durch konkret
definierte Unterlagen belegt werden, eine Glaubhaft-
machung reicht aus. Dazu kdnnen insbesondere auch
arztliche Atteste verwendet werden.

Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjah-
res, Personen, die érztlich bescheinigt aufgrund einer
gesundheitlichen Beeintrachtigung, einer &rztlich be-
scheinigten chronischen Erkrankung oder einer Be-
hinderung keine Atemschutzmaske tragen kdnnen und
gehorlose und schwerhdrige Menschen und Personen,
die mit diesen kommunizieren, sowie ihre Begleitper-
sonen, sind von der Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung ausgenommen. Gehdrlose und
Schwerhorige wiirden ansonsten in ihrer Kommunika-
tion unverhéltnisméafBig stark eingeschrinkt werden.

Die in Satz 1 normierte Verpflichtung gilt nur fiir Kun-
den und Besucher ab Vollendung des sechsten Lebens-
jahres, wobei Eltern und Sorgeberechtigte dafiir Sorge
zu tragen haben, dass ihre Kinder und Schutzbefohle-
nen dieser Verpflichtung nachkommen, sofern diese
dazu in der Lage sind.

Absatz 2

Bei einer Infektion mit dem neuartigen Coronavirus
kann man nach aktuellem Wissensstand schon ein bis
drei Tage vor den ersten Symptomen ansteckend sein,
und es gibt auch Krankheitsverldufe ganz ohne Symp-
tome. Daher ist es geboten, zu Gelegenheiten, bei de-
nen sich der empfohlene Abstand zu anderen Menschen
nicht einhalten ldsst, vorsorglich eine medizinische Ge-
sichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der Stan-
dards KN95/N95 oder FFP2 oder hoherer Standards zu
tragen. Diese Bedeckung stellt zwar keine nachgewie-
sene Schutzfunktion fiir die Trigerin oder den Triger
selbst dar, kann bei einer Infektion aber dazu beitragen,
das Virus nicht an andere Menschen weiterzugeben.
Zudem kann das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
generalpriventiv dazu beitragen, das Bewusstsein fiir
einen achtsamen Umgang mit anderen zu stérken (Ab-
stand halten).

Gemal Satz 1 sind medizinischen Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95
oder FFP2 oder hoherer Standards deshalb dort ver-
pflichtend zu tragen, wo sich Personen in 6ffentlichen
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Bereichen aufhalten und die Abstandsregeln nicht im-
mer leicht einzuhalten sind.

Nach Nummer 1 zihlt insbesondere der offentliche
Verkehr in den genannten Verkehrsbereichen dazu. Bei
Fahren und Fahrgastschiffen wird klarstellend die Ver-
pflichtung auf den Ein- und Ausstieg und insoweit, als
der Mindestabstand von eineinhalb Metern nicht ein-
gehalten werden kann, begrenzt. Lediglich bei der Nut-
zung des Offentlichen Personenverkehrs sind entgegen-
stehende Griinde fiir das Tragen einer medizinischen
Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der
Standards KN95/N95 oder FFP2 oder hoherer Stan-
dards nachzuweisen.

Das gleiche gilt in Nummer 2 flir Besucher und Kunden
wihrend des Aufenthaltes auf Messen, Spezial-, Jahr-
und Wochenmérkten sowie in Ladenlokalen und in den
zugehorigen Wartebereichen und Warteschlangen.

Nummer 3 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Mas-
ken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder hoherer
Standards wéhrend des Aufenthaltes in der Gastrono-
mie sowie in Clubs oder Discotheken im Innenbereich
abseits eines festen Platzes sowie auch bei der weiter-
hin moglichen Abholung oder Entgegennahme von
Speisen und auch in Warteschlangen. Diese Regelung
wurde aufgenommen, um die Anzahl weiterer Infektio-
nen zu minimieren. Denn eine medizinische Gesichts-
maske (OP-Masken) oder auch Masken der Standards
KNO95/N95 oder FFP2 oder hoherer Standards schiitzt
insbesondere in Situationen, in denen kein Abstand
gehalten werden kann. Nach Auffassung des Robert
Koch-Instituts (RKI) konnte eine teilweise Reduktion
der unbemerkten Ubertragung von infektiosen Tropf-
chen durch das Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen
zu einer weiteren Verlangsamung der Ausbreitung bei-
tragen. Dies betrifft die Ubertragung im Offentlichen
Raum, wo mehrere Menschen zusammentreffen und
sich ldnger authalten oder der physische Abstand von
mindestens 1,5 m nicht immer eingehalten werden
kann.

Nummer 4 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Mas-
ken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder héherer
Standards fiir die Géste wihrend des Aufenthalts in 6f-
fentlich zuginglichen Bereichen von Hotels, Beherber-
gungsbetrieben, Campingplétzen und bei der sonstigen
Zurverfiigungstellung von Unterkiinften im Innenbe-
reich. Die Maskenpflicht gilt nicht im Friihstiicksraum
oder im Restaurant, wenn man einen festen Sitzplatz
innehat, siche hierzu auch Nummer 3 dieser Regelung.
Genauso gilt die Maskenpflicht nicht auf der eigenen
Campingplatz-Parzelle, aber sie gilt in den Gemein-
schaftsbereichen oder auf engen Wegen zwischen den
Parzellen.

Nummer 5 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Mas-
ken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder hoherer
Standards auch im Rahmen von zulédssigen Veranstal-
tungen nach § 6 Absatz 2 und im Rahmen von Veran-
staltungen und Zusammenkiinften von Parteien, Wih-

lergruppen und Vereinigungen im Sinne des Artikels 9
Absatz 3 des Grundgesetzes nach Absatz 3 Satz 2.

Nach Nummer 6 gilt das Gleiche auch fiir die Besucher
von Gottesdiensten und gemeinsamen Gebeten unter
freiem Himmel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen so-
wie sonstigen Rdumlichkeiten, die zur Grundrechtsaus-
iibung gemil Artikel 4 Grundgesetz genutzt werden,
abseits eines festen Platzes.

Ebenso nach Nummer 7 bei Kunden von Erbringern
korpernaher Dienstleistungen, wie z.B. in Friseurbe-
trieben, soweit die Natur der Dienstleistung dem nicht
entgegensteht, gemd Nummer 8 bei der Erbringung
sexueller Dienstleistungen und nach Nummer 9 ent-
sprechend bei Besuchern in Krankenhéusern, Vorsor-
ge- und Rehabilitationseinrichtungen, bei Patienten
und Besuchern in Arzt- und Psychotherapeutenpraxen,
Psychologischen Psychotherapeutenpraxen, Kinder-
und Jugendlichen Psychotherapeutenpraxen, Zahnarzt-
praxen, ambulanten Pflegediensten, den iibrigen an der
Patientenversorgung beteiligten ambulanten und sta-
tiondren Einrichtungen des Gesundheitswesens sowie
Gerade an den letztgenannten Orten ist auf den Schutz
vulnerabler Gruppen besonderen Wert zu legen, wes-
halb auch dies als angezeigte Mallnahme eines Fremd-
schutzes angesehen und auch fiir vordringlich notwen-
dig erachtet wird.

Nummer 10 regelt die Pflicht zum Tragen einer me-
dizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch
Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder ho-
herer Standards fiir Personal in Gaststétten und sonsti-
gen Gastronomiebetrieben sowie in Clubs und Discot-
heken, da hier zumindest in der Phase der Abholung
von Speisen und Getridnken auch ein Kundenkontakt
stattfindet, sowie von Hotels, Beherbergungsbetrieben,
Campingplétzen und bei der sonstigen Zurverfliigung-
stellung von Unterkiinften.

Nummer 11 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Mas-
ken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder hoherer
Standards in geschlossenen Radumen, die offentlich
oder im Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs
zugénglich sind. Nummer 11 dient hierbei als eine Auf-
fangklausel, d. h. sieregelt nur die Fille, die nicht bereits
durch die Nummern 1 bis 8 geregelt sind. Offentlich
oder im Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs
zugéinglich sind hierbei beispielsweise Ladenlokale,
Kioske, Dienstleistungsbetriebe, Riumlichkeiten einer
Versicherung und dhnliche Ortlichkeiten, deren Betrieb
nicht durch diese Verordnung untersagt ist. Hierdurch
soll die Anzahl weiterer Infektionen minimiert werden.
Eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Masken) oder
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder
hoherer Standards mindert das Risiko einer Infektion
insbesondere in Situationen, in denen kein Abstand
gehalten werden kann. Nach Auffassung des Robert
Koch-Instituts (RKI) kdnnte eine teilweise Reduktion
der unbemerkten Ubertragung von infektidosen Tropf-
chen durch das Tragen von medizinischen Gesichts-
maske (OP-Masken) oder auch Masken der Standards
KNO95/N95 oder FFP2 oder hoherer Standards zu einer
weiteren Verlangsamung der Ausbreitung beitragen.
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Dies betrifft die Ubertragung im &ffentlichen Raum,
wo mehrere Menschen zusammentreffen und sich lén-
ger aufhalten oder der physische Abstand von mindes-
tens 1,5 m nicht immer eingehalten werden kann. Da in
geschlossenen Rdumen die Durchliiftung nicht immer
ausreichend gewihrleistet werden kann, ist das Tragen
einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder
hoherer Standards gerade hier ein notwendiges Mittel,
um das Infektionsrisiko zu mindern.

Nach Nummer 12 ist in Arbeits- oder Betriebsstitten
grundsétzlich eine medizinische Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95
oder FFP2 oder hoherer Standards zu tragen. Ausnah-
men hiervon sind nur auf der Grundlage einer aktuel-
len rechtskonformen Gefahrdungsbeurteilung zuléssig,
welche die SARS-CoV-2-Regel des Arbeitsschutzes
beachtet. Durch die getroffene Regelung in Nummer
10 ist der gesamte Regelungsinhalt der neuen SARS-
CoV-2-Arbeitsschutz-Regel zu beachten. Im Rahmen
der Aktualisierung werden alle MaBnahmen zum In-
fektionsschutz in Arbeitsstétten sowie die gesundheit-
lichen Aspekte der Einzelfille arbeitsmedizinisch be-
wertet. Das beinhaltet auch die Auswahl der geeigneten
Maske oder PSA.

Arbeitsstitte ist jede ortsfeste und dauerhafte betrieb-
liche Einrichtung des Arbeitgebers, der dem Arbeit-
nehmer zugeordnet ist und die er mit einer gewissen
Nachhaltigkeit, also fortdauernd und immer wieder
aufsucht, nicht aber nur gelegentlich. Dazu gehdren
insbesondere Arbeitsraume in Gebduden einschlieBlich
Ausbildungsstitten, Arbeitsplédtze auf dem Betriebsge-
lande im Freien, ausgenommen Felder, Weideflachen,
Wailder und sonstige Flachen, die zu einem land- oder
forstwirtschaftlichen Betrieb gehoren und auflerhalb
seiner bebauten Fliche liegen, Baustellen, Verkaufs-
stainde im Freien, die im Zusammenhang mit Laden-
geschiften stehen und Wasserfahrzeuge (Boote, Schiffe
— angetrieben) und schwimmende Anlagen (Pontons
etc. — ohne Antrieb) auf Binnengewéssern. Zu einer
Arbeitsstitte zdhlen auch Nebenrdume und Flachen
wie Verkehrswege, Lager-, Maschinen- und Nebenréu-
me, Sozial-, Pausen-, Bereitschafts-, Liege- oder Ru-
herdume und Réume fiir korperliche Ausgleichsiibun-
gen, Umkleide-, Wasch-, Dusch- und Toilettenrdume
(Sanitdrrdume), und Sanititsrdume. Betriebsstitte ist
jede feste Geschiftseinrichtung oder Anlage, die der
Tatigkeit eines Unternehmens dient, insbesondere die
Stiatte der Geschiftsleitung, Zweigniederlassungen,
Geschiftsstellen, Fabrikations- oder Werkstitten, Wa-
renlager, Ein- oder Verkaufsstellen. Aufgrund der vie-
len Personen, die in einer Arbeits- oder Betriebsstitte
gleichzeitig titig sein konnen, ist die Gefahr einer In-
fektion sehr hoch, wenn der Mindestabstand nicht ge-
wiahrleistet werden kann. Dies ist vor allem auf3erhalb
des festen Arbeitsplatzes anzunehmen, d. h. auf dem
Weg zwischen Umkleiden, Sanitdrraumen und den ver-
schiedenen Biiro- oder Arbeitsraumen.

Als Ausnahme gilt der direkte Arbeitsplatz; dort kann
auf das Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske
(OP-Masken) oder auch Masken der Standards KN95/
NO95 oder FFP2 oder hoherer Standards verzichtet wer-

den, wenn der Mindestabstand von 1,50 Meter einge-
halten wird oder wenn andere gleichwertige Infektions-
schutzmaBnahmen wie z. B. das Aufstellen ausreichend
dimensionierter Trennwénde, getroffen werden. Sog.
Kinnschilde stellen keine ausreichenden gleichwerti-
gen Infektionsschutzmafnahmen dar.

Die Regelungen der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver-
ordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021
V1), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 25. Juni 2021 (BAnz AT 28.06.2021 V1) in der
jeweils geltenden Fassung bleiben unberiihrt gehen den
in § 2 Absatz 2 VO-CP getroffenen Regelungen vor.

Um in den betroffenen Bereichen das Ansteckungsri-
siko zu verringern, ist die Verpflichtung zum Tragen
qualitativ hochwertiger Schutzmasken unerlésslich.
Einfache Mund-Nasen-Bedeckungen werden fiir die
benannten Bereiche als nicht ausreichend erachtet.

Die medizinischen Gesichtsmasken, Mund-Nasen-
Schutz (MNS), oft auch OP-Masken genannt, zeichnen
sich —im Gegensatz zu Alltagsmasken — durch genorm-
te Herstellungs- und Zertifizierungsprozesse aus. Auch
werden je nach Maskentyp konkrete Anforderungen an
die Filtrations- bzw. Filterleistung gestellt. Alle Mas-
kenarten schiitzen vor allem das Gegeniiber vor abge-
gebenen infektiosen Tropfchen des Mundschutztragers
in der Form, dass die ausgeatmete Luft auf einen Wi-
derstand trifft. Dariiber hinaus verhindern sie eine Erre-
geriibertragung durch direkten Kontakt, beispielsweise
mit kontaminierten Handen. Medizinische Gesichts-
masken sind Medizinprodukte und unterliegen damit
dem Medizinprodukterecht. An Medizinprodukte wer-
den, anders als bei Alltagsmasken, besondere Ansprii-
che gestellt. Neben dem Medizinprodukterecht miissen
sie der europdischen Norm EN 14683 geniigen.* Fiir
Kinder existieren keine gesondert ausgewiesenen me-
dizinischen Masken; es konnen medizinische Masken
in einer Grofle verwendet werden, die ebenfalls Medi-
zinprodukte darstellen und fiir die die Norm EN 14683
einschlégig ist.

KN95-Masken sind derzeit in Deutschland nur ver-
kehrsfahig, wenn sie die Priifung nach dem Priifgrund-
satz fir Corona SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutz-
masken (CPA) bestanden haben und eine Bescheinigung
der Marktiiberwachungsbehdrde nach § 9 Absatz 3 der
Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der Be-
volkerung mit Produkten des medizinischen Bedarfs
bei der durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verur-
sachten Epidemie (MedBVSV) vorliegt, die vor dem
01.10.2020 ausgestellt wurde. Bei richtigem Sitz schiit-
zen KN95, FFP2 und hohere Masken auch den Tréger
der Maske selbst vor ausgeatmeten Tropfen des Gegen-
iibers.

Allgemein gilt, dass nicht die reine Erfiillung der ent-
sprechenden Norm ausreichend ist; erforderlich ist,
dass es sich tatsdchlich um ein Medizinprodukt bzw.
Personliche Schutzausriistung (PSA) mit Nachweis des
dazugehdrigen EU-Konformitdtsverfahrens handeln
muss.

Masken jeder Kategorie mit einem Ausatemventil sind
nicht zuldssige Masken im Sinne dieser Verordnung, da
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sie Aeorosol des Tragenden ausstoBen und damit ein
Infektionsrisiko fiir das Gegeniiber besteht, wenn die-
ser seine Maske nicht korrekt trigt oder nur eine medi-
zinische Maske der Norm EN 14683 trégt.

Absatz 3

Spiegelbildlich zu der Verpflichtung aus dem Absatz 2
fiir alle Fahrgéste, Besucher und Kunden wird eine
Sicherstellungspflicht fiir die Betreiber geregelt. Das
Tragen von medizinischen Gesichtsmaske (OP-Mas-
ken) oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder
FFP2 oder hoherer Standards und die Einhaltung von
HygienemalBnahmen in den vorbenannten Einrichtun-
gen sind erforderlich, um einen erneuten Anstieg der
Infektionen mit COVID-19 so gering wie moglich zu
halten, da in diesen Bereichen von einer erhéhten Kun-
denfrequenz auszugehen ist, dies ist durch die Betrei-
ber sicherzustellen

Die Verpflichtung umfasst auch das Personal, eine Aus-
nahme ist nur bei Vorliegen gesundheitlicher Griinde
gestattet oder wenn gleichwertiger Infektionsschutz
z. B. durch Spuckschutz, Scheiben oder konstant aus-
reichenden Abstand gewéhrleistet ist. Der Arbeitgeber
hat dariiber hinaus sicherzustellen, dass die arbeits-
schutzrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden.
Lediglich die Betreiber des offentlichen Personenver-
kehrs haben auf das Tragen einer medizinischen Ge-
sichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der Stan-
dards KN95/N95 oder FFP2 oder hoherer Standards
hinzuweisen, eine Sicherstellungspflicht besteht inso-
weit nicht.

Absatz 4

Gerade die Tatsache, dass derzeitig gerade nicht mehr
eingrenzbar nachvollziehbar ist, wo sich Infektionsge-
schehen entwickelt hat bzw. es ein diffuses Infektions-
geschehen gibt, soll es den Ortspolizeibehdrden mog-
lich sein, gerade an stark frequentierten Plitzen und
Straflen der Stddte und Gemeinden eine Pflicht zum
Tragen einer Maske der Standards nach § 2 Absatz 1
anzuordnen, weil dort vielfach Abstand nicht eingehal-
ten werden kann Es muss bei der gegenwértigen hohen
Inzidenzrate in saarldndischen Kommunen und Krei-
sen jede Moglichkeit ergriffen werden konnen, eine
Einddmmung des Infektionsgeschehens zu erreichen.
Gerade an offentlich zugénglichen Pldtzen soll auch
ein wirksamer Fremdschutz als Baustein der Eindim-
mung fiir alle sich dort aufhaltenden Personen erreicht
werden konnen.

Zu § 3 (Kontaktnachverfolgung)

Hinsichtlich der Pflicht zur Gewihrleistung der Kon-
taktnachverfolgung wird auf das Saarldndische CO-
VID-19-Mafnahmengesetz vom 22. Januar 2021
(Amtsbl. I S. 220), insbesondere auf die §§ 6 bis 8, hin-
gewiesen, dass diese Thematik regelt. Dariiber hinaus
ist eine Kontaktnachverfolgung gemill § 6 Absatz 2,
§ 7 und § 8 des Saarldndischen COVID-19-Mafnah-
mengesetzes im Falle des Besuchs von Museen, Gale-
rien und Gedenkstétten zu gewahrleisten.

Zu § 4 (Betretungsbeschrinkungen)

§ 4 Absatz 1 regelt die Betreiberpflicht, im Rahmen
von liberwiegend dynamischen Betriebs- oder Ver-
anstaltungsgeschehen eine Begrenzung der Zahl von
Kunden und Besuchern sicherzustellen, um die weiter-
hin bestehenden Infektionsrisiken in Ladengeschéften,
Einrichtungen, Anlagen und Betrieben, die nicht unter-
sagt sind, zu reduzieren. Damit wird der Grundsatz der
Kontaktbeschrankung gemal § 1 konkretisiert. Eine
Einhaltung des Mindestabstandes wird auch unabhén-
gig von der Quadratmeteranzahl gewihrleistet, wenn
der Betreiber lediglich den Zutritt von vier Kunden ge-
stattet.

Als im Publikumsverkehr zugénglichen Gesamtfliche
gilt im Handel die Verkaufsfldche. Dies bedeutet eben
nicht Lagerrdume, Mitarbeiterrdume, Mitarbeitertoi-
letten, Biirordume. MaBgeblich ist die Fliche, auf der
der Verkauf stattfindet. Auszugehen ist dabei von den
Innenmallen des Gebdudes und den Fliachen, die fiir
den Verkauf von Waren bestimmt sind, also alle zum
Zweck des Verkaufs den Kunden zugéngliche Flichen.
Dazu gehoren aber die zugehorigen Génge, Treppen,
Kassenzonen, Eingangsbereiche, Standflidchen fiir Ein-
richtungsgegenstinde, wie Tresen, Kassen, Regale und
Schranke, auch Einbauschranke, Schaufenster und
Freiflichen (BVerwG Urt. v. 27.4.1990 — 4 C 36.87).
Einbezogen in die Verkaufsfliche eines Lebensmittel-
Einzelhandelsbetriebs ist aber auch der Bereich nach
der Kassenzone, in dem die Waren eingepackt und
sonstige Nachbearbeitungsmafinahmen getroffen wer-
den konnen (VGH Mannheim Urt. v. 13.7.2004 — 5 S
1205/03, ZfBR 2005, 78). Eine iiberdachte Fliche zum
Abstellen von Einkaufswagen auflerhalb des Gebéudes
eines Lebensmittelmarktes ist aber nicht Teil der Ver-
kaufsfliche (BVerwG, Urt. v. 9.11.2016 — 4 C 1/16).
Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen haben
dafiir zu sorgen, dass der Mindestabstand, insbeson-
dere im Ein- oder Ausgangsbereich, im Kassenbereich
oder an Theken, eingehalten wird und dass der Einlass
entsprechend den Vorgaben dieser Verordnung geregelt
wird. Dies kann insbesondere durch Hinweisschilder
oder Markierungen erfolgen.

Fiir Einkaufszentren ist die jeweilige Gesamtverkaufs-
fliche anzusetzen. Durch ein abgestimmtes Einlass-
management miissen Einkaufszentren und Geschifte
verhindern, dass es im Innenbereich von Einkaufspas-
sagen oder Einkaufszentren zu unnétigen Schlangen-
bildungen kommt.

Absatz 2 stellt klar, dass die Regelung des Absatzes 1
nicht fiir den Betrieb eines Gaststittengewerbes nach
dem Saarldndischen Gaststéttengesetz vom 13. April
2011 (Amtsbl. I S. 206), zuletzt gedndert durch das Ge-
setz vom 20. Juni 2012 (Amtsbl. I S. 156) und den Be-
trieb sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art oder den
Betrieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben und Cam-
pingplitzen sowie die Zurverfligungstellung jeglicher
Unterkiinfte gilt. Absatz 1 gilt ebenso nicht im Rahmen
von liberwiegend statischem Betriebs- oder Veranstal-
tungsgeschehen. Zu den liberwiegend statischen Veran-
staltungen gehoren beispielsweise Hochzeitsfeiern. Es
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gelten die entsprechenden Beschrinkungen der Rah-
menhygienekonzepte nach Maflgabe des § 5.

Zu § 5 Hygienekonzepte
Absatz 1

Durch Absatz 1 werden sdmtliche Betreiber oder sons-
tigen Verantwortlichen nicht nach der Rechtsverord-
nung untersagter Einrichtungen, Anlagen und Betriebe
sowie Veranstalter verpflichtet, ein den spezifischen
Anforderungen des jeweiligen Angebots entsprechen-
des individuelles Schutz- und Hygienekonzept zu er-
stellen, das auf Verlangen der zustindigen Behdrde
vorzulegen ist. Damit wird sichergestellt, dass den wei-
terhin bestehenden Infektionsrisiken in Einrichtungen,
Anlagen und Betrieben, die nicht untersagt sind, ent-
gegengewirkt wird.

Absatz 2

Mit der Aufzdhlung von Mindestanforderungen, die
seitens des Verordnungsgebers an diese Schutz- und
Hygienekonzepte gestellt werden, wird gleichzeitig
sichergestellt, dass die wesentlichen MaBBnahmen zur
Vermeidung von Infektionen Beriicksichtigung fin-
den. Zudem wird herausgestellt, dass den Betreibern
und Verantwortlichen im Rahmen der Erarbeitung der
Konzepte ein Riickgriff auf die einschligigen Empfeh-
lungen des Robert-Koch-Instituts und die Vorgaben der
Arbeitsschutzbehdrden und zustéindigen Berufsgenos-
senschaften mdglich ist, von deren Seite in einer Viel-
zahl der Fille bereits taugliche Konzepte erarbeitet und
zur Verfiigung gestellt werden.

Absatz 3

Dass nédhere und besondere Anforderungen zu Schutz-
und Hygienekonzepten trifft das Ministerium fiir So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie durch die
Verordnung zu Hygienerahmenkonzepten auf der
Grundlage der Verordnung zur Bekédmpfung der Coro-
na-Pandemie im Einvernehmen mit dem jeweils fach-
lich zustindigen Ressort (https://www.saarland.de/
DE/portale/corona/service/rechtsverordnung-massnah-
men/_documents/verordnung-hygienerahmenkonzep-
te_stand-2021-06-10.html). Damit wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass Hygienerahmenkonzepte, die
rechtliche und buB3geldbewehrte Pflichten ihrer Adres-
saten begriinden, Rechtssatzcharakter aufweisen, aus
dem sich verfassungsrechtliche und gesetzliche Vor-
aussetzungen fiir ihren Erlass und ihre Verkiindung ab-
leiten.

Das Hygienekonzept fiir Gastronomiebetriebe regelt
den Betrieb fiir simtliche Gastronomiebetriebe, somit
Restaurants, Speisegaststitten, Systemgastronomie,
Cafés, Bistros, Eisdielen, Kantinen, Schankwirtschaf-
ten und Imbissstuben, unter Zugrundelegung des ak-
tuellen Infektionsgeschehens. Das Hygienekonzept
bestimmt als Voraussetzung die Einhaltung geeigneter
technischer, organisatorischer und personlicher Infek-
tionsschutzmaBnahmen fiir Beschéftigte und Géste und
die Vergabe von Plédtzen nach den Regelungen zu Kon-
taktbeschrinkungen nach dieser Verordnung. Fiir die
Offnung der Verpflegungseinrichtungen des Studenten-

werks im Saarland e. V. als auch der sonstigen Hoch-
schulgastronomie gilt das Hygienerahmenkonzept ent-
sprechend.

Zudem besteht bereits ein Hygienerahmenkonzept fiir
Beherbergungsbetriebe. Das Hygienerahmenkonzept
der Landesregierung konkretisiert den Grundsatz der
Kontaktbeschrinkungen des § 1 dieser Verordnung fiir
den Betrieb von Beherbergungsbetrieben und regelt
zudem als weitere Voraussetzung die Einhaltung sons-
tiger geeigneter technischer, organisatorischer und per-
sonlicher Infektionsschutzmafnahmen fiir Beschéftig-
te und Gaéste. Fiir die Beherbergungsbetriebe gilt nach
dem Hygienerahmenkonzept bei der Zimmerbelegung
ebenfalls die Kontaktbeschrinkung nach dieser Ver-
ordnung und auch der Betrieb von hoteleigenen Ein-
richtungen und Angeboten ist nur nach Mafigabe der
ibrigen Verordnung gestattet.

Auch fiir die Durchfiihrung von professionellem Pro-
bebetrieb sowie fiir andere Einrichtungen und Vereine
oder Gruppierungen, die kulturelle Auffithrungen ver-
anstalten sowie den entsprechenden Veranstaltungs-
betrieb, wird mit dem Hygienerahmenkonzept in die-
sem Bereich die Einhaltung erforderlicher besonderer
SchutzmaBnahmen sichergestellt. Voraussetzung fiir
die Aufnahme des Betriebs sind fiir die unterschiedli-
chen Bereiche der kulturellen Veranstaltungen in dem
Rahmenkonzept ndher ausgefiihrte Schutzvorkehrun-
gen.

Fiir den Betrieb von Kinos besteht auch ein Hygiene-
rahmenkonzept sowie auch fiir den Sportbetrieb.

Zudem werden der Veranstaltungsbranche mit dem Hy-
gienerahmenkonzept fiir Veranstaltungen, die nicht der
Unterhaltung dienen, besondere Leitlinien an die Hand
gegeben, die IThnen die Einhaltung der bei Veranstaltun-
gen grundsitzlich zu beachtenden Schutzmafnahmen
erleichtern.

Auch fiir die Durchfiihrung kérpernahe Dienstleis-
tungen wird mit dem Hygienerahmenkonzept in die-
sem Bereich die Einhaltung erforderlicher besonderer
Schutzmafnahmen sichergestellt. Voraussetzung fiir
die Aufnahme des Betriebs sind fiir die unterschied-
lichen Bereiche der korpernahen Dienstleistungen in
dem Rahmenkonzept niher ausgefiihrte Schutzvorkeh-
rungen.

Dariiber hinaus besteht ein Hygienekonzept auch fiir
Veranstaltungen unter Beteiligung von Schaustellerbe-
trieben, die Prostitutionsstédtten und das Prostitutions-
gewerbe sowie flir Schwimmbéder.

Die Regelungen der Verordnung zu Hygienerahmen-
konzepten auf der Grundlage der Verordnung zur Be-
kdmpfung der Corona-Pandemie formen die Regelun-
gen dieser Verordnung nédher aus und gehen ihnen vor.

Zu § 5a (Testungen)

Soweit in der Folge die Vorlage eines Nachweises iiber
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus vorgesehen ist, gelten die Voraussetzun-
gen fiir getestete Personen im Sinne des § 2 Nummer 6
der COVID-19-SchutzmaBinahmen-Ausnahmenver-
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ordnung vom 8. Mai 2021. Die Begriindung der CO-
VID-19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung ist
zu beachten.

Zu § 5b (Immunisierte Personen)

Dem Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit SARS-CoV-2-Virus im Sinne des § 5a Ab-
satz 1 dieser Verordnung stehen geméll § 7 der CO-
VID-19-SchutzmaBBnahmen-Ausnahmenverordnung
geimpfte Personen und genesene Personen gleich. Die
Begriindung der COVID-19-Schutzmafinahmen-Aus-
nahmenverordnung ist zu beachten.

Zu § 6 (Kontaktbeschrinkungen)
Absatz 1

Private Zusammenkiinfte im 6ffentlichen Raum, in pri-
vat genutzten Rdumen und auf privat genutzten Grund-
stiicken werden auf hochstens zehn gleichzeitig anwe-
sende Personen begrenzt.

Handwerkerleistungen, gewerbliche Dienstleistungen
und éhnliches stellen keine privaten Zusammenkiinfte
dar.

Spazierginge und Ausfliige von Kindergartengruppen
und Schulen im Freien sowie die Nutzung o6ffentlicher
Spielpldtze und &hnlicher Einrichtungen sind unter
Beibehaltung einer konstanten Gruppenzusammen-
setzung moglichst in Gruppenstirke zuziiglich Betreu-
ungspersonal gestattet. Eine Durchmischung mit ande-
ren Gruppen und Personal ist zu vermeiden. Durch den
regelmiafBigen Aufenthalt an der frischen Luft wird die
Abwehr der Kinder gestirkt und die Gefahr von An-
steckungen gemindert.

Eine Ansammlung liegt vor, wenn erkennbar nicht
nur fiir einen kurzen Zeitraum Menschen zufillig zu-
sammentreffen, denen das gemeinsame Wollen des
Zusammenseins und damit ein verbindender Zweck
der Zusammenkunft fehlt. Charakteristisch fiir die An-
sammlung ist, dass eine Kontaktnachverfolgung nahe-
zu unmoglich ist. Hieraus ergibt sich die spezifische
Gefahr, die eine Begrenzung der Personenzahl erfor-
derlich macht.

Begleitete Umgangskontakte, die dem Erhalt der Be-
ziehung zwischen fremduntergebrachten Kindern und
ihren Eltern beziehungsweise dem Beziehungsaufbau
dienen sollen, sind — auch in Begleitung einer padago-
gischen Fachkraft — auch insbesondere im 6ffentlichen
Raum mdglich.

Absatz 2

Der Charakter als Veranstaltung ergibt sich insbe-
sondere daraus, dass der teilnehmende Personenkreis
durch den Anlass und damit verbundener Einladung
oder Eintrittskarte bestimmt oder bestimmbar ist. Ver-
anstaltungen sind geplant, wahrend private Zusammen-
kiinfte spontan und ohne gréBeren Organisationsauf-
wand durchgefiihrt werden. Veranstaltungen sind meist
zeitlich eingegrenzt und aus dem Alltag herausgehobe-
ne Ereignisse, welche sich nicht nach der Zahl der an-

wesenden Personen, sondern nach ihrem auBeralltig-
lichen Charakter und dem jeweils spezifischen Zweck
vom bloBen gemeinsamen Verweilen an einem Ort ab-
grenzen. Oft weist eine Veranstaltung auch ein Ablauf-
programm auf. Typische private Veranstaltungen sind
beispielsweise Hochzeits- oder Tauffeiern, runde Ge-
burtstage, Kommunionsfeiern und &hnliche Ereignisse.
Zu den privaten Zusammenkiinften zéhlen neben dem
spontanen Grillen im Kreise von Nachbarn oder Be-
kannten auch sonstige zwanglose und ohne gréfleren
Organisationsaufwand stattfindende Treffen.

Geimpfte und Genesene werden nur bei privaten Zu-
sammenkiinften nicht miteinberechnet. Bei Veranstal-
tungen sind sie genau wie Minderjihrige miteinzurech-
nen.

Offentliche sowie private Veranstaltungen sind bis zu
einer jeweiligen Auslastung von 50 Prozent der fiir
die Veranstaltungsstitte ordnungsrechtlich geltende
Personenhdchstzahl zulédssig; in jedem Fall sind zu-
lassig fiir offentliche sowie private Veranstaltungen
unter freiem Himmel bis zu 500 Besucherinnen und
Besucher gleichzeitig und in geschlossenen Raumen
bis zu 250 Besucherinnen und Besucher gleichzeitig.
Die Regelungen der Hygienerahmenverordnung sind
zu beachten. Besucherinnen und Besucher von Veran-
staltungen nach Satz 1 haben einen Nachweis {iber das
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus nach § 5a Absatz 1 zu fiihren.

Personal und Darbietende gehoren nicht zur Hochst-
zahl, diese bezieht sich nur auf Besucherinnen und Be-
sucher.

Veranstaltungen mit mehr als 20 anwesenden Besu-
cherinnen und Besucher sind unter Angabe des Ver-
anstalters der Ortspolizeibehdrde anzuzeigen. Der Ver-
anstalter hat geeignete Maflnahmen zur vollstindigen
Nachverfolgbarkeit nach MaB3gabe des § 6 Absatz 1 des
Saarldndischen Covid-19-Mallnahmengesetzes zu tref-
fen und besondere infektionsschutzrechtliche Auflagen
zu beachten.

Von den Maf3gaben in Satz 1 und 2 ausgenommen sind
Veranstaltungen und Zusammenkiinfte, die dem Be-
trieb von Einrichtungen, die nicht nach dieser Verord-
nung untersagt sind, zu dienen bestimmt sind. Hierzu
gehoren z. B. Handelsbetriebe, deren maximal erlaubte
Besucherzahl sich nach § 4 richtet, aber Zusammen-
kiinfte in Firmen, wie Besprechungen usw. Die fiir den
Betrieb der jeweiligen Einrichtung geltenden Hygiene-
vorschriften sind einzuhalten.

Auch von den Maf3gaben in Satz 1 und 2 ausgenommen
sind Veranstaltungen und Zusammenkiinfte, die so ge-
staltet sind, dass sie jeweils ausgehend von einer Be-
zugsperson nur Angehdrigen deren familidren Bezugs-
kreises nach § 1 Absatz 2 sowie Angehdrige hochstens
eines weiteren, nicht dem familidren Bezugskreis zu-
zurechnenden Haushalts umfassen.

Offentliche und private Veranstaltungen mit bis zu
10 Personen sind auch von den Mafigaben in Satz 1 und
2 ausgenommen. Dies bedeutet, dass bis zu 10 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern kein Nachweis iiber das
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
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2-Virus nach § 5a Absatz zu fiihren ist, unabhéngig da-
von, ob es sich um eine private Zusammenkunft oder
eine Veranstaltung handelt. Kinder bis 14 Jahre sind
von der Hochstzahl ausgenommen, d. h. diese werden
nicht miteingerechnet.

Tanzen ist, z. B. bei Hochzeitsfeiern, erlaubt, allerdings
muss der Mindestabstand nach § 1 Absatz 1 Satz 3 ein-
gehalten werden und eine Mund-Nasen-Bedeckung ge-
tragen werden. Innerhalb des familidren Bezugskreises
nach § 1 Absatz 2 kann der Mindestabstand reduziert
und somit ein Paartanz durchgefiihrt werden. Es wird
empfohlen, die Anzahl der Personen auf der Tanzfliche
zu reduzieren und auf Tanzpartnerwechsel weitestge-
hend zu verzichten.

Die zustindige Ortspolizeibehdrde kann in besonders
begriindeten Féllen auf Antrag eine die nach Satz 1 zu-
lassige Hochstzahl tibersteigende Anzahl an Personen
zulassen.

Der Mindestabstand nach Mal3gabe dieser Verordnung
ist bei allen Veranstaltungen und Zusammenkiinften
wo immer moglich einzuhalten.

Dariiber hinaus kann die zustidndige Ortspolizeibehor-
de in besonders begriindeten Féllen auf Antrag eine
hohere Personenzahl zulassen, insbesondere wenn die
GroBe der Raumlichkeit und die Liiftungsmdoglichkei-
ten dies ermoglichen, beispielsweise fiir Messen, Thea-
ter, Opern und Kongresse.

Absatz 3

Das Selbstorganisationsrecht des Landtages, der Ge-
bietskdrperschaften und sonstiger Korperschaften, Stif-
tungen und Anstalten des 6ffentlichen Rechts sowie die
Tétigkeit der Gerichte bleibt unberiihrt. Dies gilt auch
fiir die Tétigkeit der Parteien und der Gewerkschaften
mit der Maligabe, dass bei Veranstaltungen und Zusam-
menkiinfte der Mindestabstand nach § 1 einzuhalten ist
sowie weitere veranstaltungsspezifische Hygienemal3-
nahmen umgesetzt werden.

Absatz 4

Im Sinne der Beachtung des Grundrechts auf Religions-
ausiibung erfolgt die Regelung, nach der Gottesdienste
und gemeinsame Gebete in Kirchen, Moscheen, Syn-
agogen und in Héiusern anderer Glaubens- oder Welt-
anschauungsgemeinschaften zulédssig sind, wenn die
aus Infektionsschutzgriinden gebotene Begrenzung
der Teilnehmerzahl nach Mafgabe des Mindestab-
standes nach § 1 Absatz 1 Satz 3 sowie die besonderen
Schutz- und Hygieneregelungen gewéhrleistet sind.
Die Religionsgemeinschaften und religiésen Verbén-
de haben sich dazu gemeinsam mit den Lindern und
dem Bund auf entsprechende MaBnahmen fiir Gesund-
heits- und Infektionsschutz bei der Durchfithrung von
Gottesdiensten und religiosen Handlungen wéhrend
der Corona-Pandemie verstindigt. Der Mindestabstand
sowie weitere Schutz- und Hygieneregelungen miissen
eingehalten werden. Der Gemeindegesang ist zuléssig.
Der Chorgesang und die Begleitung durch Instrumen-
tengruppen ist unter Einhaltung der Hygieneregeln,
insbesondere des Mindestabstands, zuldssig. Die Be-

tretungsbeschriankungen des § 4 dieser Verordnung fin-
den daneben hingegen keine zusétzliche Anwendung.

Gottesdienste und gemeinsame Gebete sind unter frei-
em Himmel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen sowie
in sonstigen Raumlichkeiten, die zur Grundrechts-
ausiibung gemédB Artikel 4 des Grundgesetzes genutzt
werden, zuldssig, wenn die aus Infektionsschutzgriin-
den gebotene Begrenzung der Teilnehmerzahl, die Ab-
standsregeln sowie die besonderen Schutz- und Hygi-
eneregelungen gewiahrleistet sind. Veranstaltungen und
Unterricht zur Vorbereitung auf besondere Anlésse, die
im Zusammenhang mit der Grundrechtsausiibung nach
Artikel 4 GG stehen, sind auch in Prasenzform zulés-

sig.

Gottesdienste und sonstige religidose Veranstaltungen
sind nach Mafigabe des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3
Covid-MaBnahmen-Gesetz von der Pflicht zur Sicher-
stellung der Moglichkeit einer Kontaktnachverfolgung
ausgenommen.

Absatz 5

Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit ist in unse-
rer Demokratie ein hohes Gut und steht unter beson-
derem Schutz des Grundgesetzes. Zum Ausgleich des
Spannungsverhéltnisses zwischen Infektionsschutz,
hergeleitet aus dem Grundrecht auf Leben und Ge-
sundheit gemal Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes,
und der Versammlungsfreiheit nach Art. 8 des Grund-
gesetzes bedarf es differenzierter Regelungen, um im
Rahmen einer verhiltnismaBigen Abwégung nach den
Grundsétzen praktischer Konkordanz zu einem sachge-
rechten Ausgleich zwischen beiden Verfassungsgiitern
zu gelangen.

Das Bundesverfassungsgericht (Ablehnung einstweili-
ge Anordnung vom 07. April 2020 — 1 BvR 755/20; Ab-
lehnung einstweilige Anordnung vom 09. April 2020 —
1 BvQ 29/20) sowie zahlreiche Fachgerichte (vgl.
beispielsweise Bayerischer Verwaltungsgerichtshof,
Beschluss vom 09. April 2020 — 20 NE 20.688, Juris-
Rn. 52; Thiiringer Oberverwaltungsgericht, Beschluss
vom 09. April 2020 — 3 EN 238/20, Juris-Rn. 68 f.) ha-
ben in ihren Entscheidungen betont, dass die diversen
Grundrechtseinschrankungen durch die MaBnahmen
zur Einddimmung der Pandemie vor dem Hintergrund
der Befristung der MaBnahmen gerechtfertigt sind,
jedoch auch der fortlaufenden Evaluierung bediirfen.
Das Bundesverfassungsgericht hat zudem die Bedeu-
tung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit bei der
Anwendung der Regelungen zur Einddimmung der Pan-
demie betont (BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des
Ersten Senats vom 15. April 2020 — 1 BvR 828/20 —,
Juris-Rn. 13 f.) Grundrechtseinschrinkungen miissen
einer stetigen Priifung und Neubewertung unterzogen
werden. Dem soll mit der vorliegenden Regelung Rech-
nung getragen werden. Entsprechende Versammlungen
sollten dabei im Saarland bei Beachtung bestehender
Infektionsrisiken unter engen Voraussetzungen zulés-
sig sein: Versammlungen unter freiem Himmel miissen
als Standkundgebung stattfinden, der Mindestabstand
der Teilnehmer (eineinhalb Meter) muss sichergestellt
sein und besondere infektionsschutzrechtliche Aufla-
gen sind zu beachten (z. B. Maskenpflicht, Befristung
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der Versammlungsdauer, Hochstteilnehmerzahl). In
begriindeten Einzelfdllen konnen die Versammlungs-
behorden unter Beachtung des Infektionsschutzes Aus-
nahmen von der grundsitzlichen Verpflichtung, eine
Standkundgebung abzuhalten, erteilen und Versamm-
lungen in Form eines Aufzugs zulassen.

Absatz 6

Fiir geimpfte Personen und genesene Personen gelten
die Ausnahmen von der Beschriankung von Zusammen-
kiinften nach § 8 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit § 2
Nummer 2 und 4 der COVID-19-SchutzmaBBnahmen-
Ausnahmenverordnung. Ist die Zahl der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer fiir private Zusammenkiinfte so-
wie fiir dhnliche soziale Kontakte beschrankt, bleiben
geimpfte und genesene Personen bei der Ermittlung der
Zahl unberticksichtigt.

Zu § 7 (Betriebsuntersagungen und Schliefungen
von Einrichtungen)

Absatz 1

Die genannten Betriebe, Angebote oder Dienstleis-
tungen sind nur zuldssig bzw. diirfen sie nur genutzt
werden, wenn die Besucherinnen und Besucher so-
wie Kundinnen und Kunden einen Nachweis iiber das
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus nach § 5a Absatz 1 fiihren konnen.

Absatz 2

Der Betrieb eines Gaststittengewerbes nach dem Saar-
landischen Gaststéttengesetz, der Betrieb sonstiger
Gastronomiebetriebe jeder Art und der Betrieb von
Betriebskantinen und Mensen ist unter Einhaltung des
Hygienerahmenkonzeptes fiir den Betrieb eines Gast-
stittengewerbes nach dem Saarldndischen Gaststitten-
gesetz sowie den Betrieb sonstiger Gastronomiebe-
triebe jeder Art nach § 5 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1
mit den Maligaben zuléssig, dass eine Bewirtung aus-
schlieBlich am festen Sitzplatz, zuléssig ist. Sofern die
Bewirtung im Innenbereich erfolgt miissen alle Géste
einen negativen SARS-CoV-2-Test nach Maigabe des
§ S5a vorlegen. Wer nur kurz und voriibergehend den
Innenbereich betritt, beispielsweise zum Toilettengang,
muss keinen Nachweis vorlegen. Eine Bewirtung darf
ausschlieBlich mit festem Sitzplatz erfolgen, damit ins-
besondere der Alkoholausschrank in geordneten Bah-
nen verlduft und unkontrollierte Ansammlungen ver-
hindert werden.

Die Abgabe und Lieferung von Speisen fiir den Verzehr
nicht an Ort und Stelle nach Ziffer 2 ist zuldssig. Die
Regelung ,,nicht an Ort und Stelle* soll Ansammlungen
auf unmittelbar angrenzenden Straflen und Plitzen ver-
hindern, d. h. es soll im ndheren Bereich der Gastrono-
mie nicht zu Menschenansammlungen kommen. Hier-
durch sollen gruppendynamische Prozesse vermieden
werden, durch die sich die Wahrscheinlichkeit erhoht,
dass man gegen die Regelungen dieser Verordnung ver-
stoBt — so beispielsweise beim Konsum von Alkohol.

Der Betrieb von Betriebskantinen und Mensen im In-
nenbereich ist, wenn die Arbeitsablaufe im Betrieb
eine SchlieBung nicht zulassen, insbesondere wenn der

Verzehr mitnahmeféhiger Speisen und Getrénke an an-
derer Stelle nicht zumutbar ist, zuldssig. Ein negativer
SARS-CoV-2-Test nach MaB3gabe des § 5a muss nicht
vorgelegt werden; auch die weiteren Voraussetzungen
der Ziffer 1 miissen hier nicht erfiillt sein.

Der Betrieb von Rastanlagen an Bundesautobahnen
und gastronomische Betriebe an Autohdfen ist zulis-
sig. Hierdurch soll insbesondere der Giiter- und Waren-
verkehr gesichert werden, in dem die Fernfahrerinnen
und Fernfahrer sich unterwegs versorgen konnen; dies
gilt auch fiir weitere Berufsgruppen, wie z. B. Aulen-
dienstler.

Absatz 3

Ubernachtungsangebote sowie hoteltypische gastro-
nomische Angebote zu privaten touristischen Zwecken
sind unter Einhaltung des Hygienerahmenkonzeptes fiir
den Betrieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben und
Campingplitzen sowie die Zurverfligungstellung jeg-
licher Unterkiinfte nach § 5 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2
mit den Maligaben zuléssig, dass die Géste bei Anrei-
se den Nachweis eines negativen SARS-CoV-2-Tests
nach § Sa fithren. Bei Stellpldtzen fiir Wohnmobile
und Wohnanhénger ohne Gemeinschaftseinrichtungen
ist kein Nachweis eines negativen SARS-CoV-2-Tests
nach § 5a zu flihren

Werden ausschliellich Géste beherbergt, die beruflich
veranlasst oder aus unabweisbaren personlichen Griin-
den anreisen, gelten die Ma3gaben nach Satz 1 Ziffer 1
und 2 nicht; hier ist der hoteltypische Betrieb zuléssig.
Sofern jedoch auch touristische Reisende beherbergt
werden, gelten die MaBgaben fiir alle beherbergten
Giste.

Die Durchfithrung von touristischen Reisebusreisen,
Schiffsreisen oder dhnlichen Angeboten ist unter der
Bedingung der Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-
Tests nach MaBigabe des § 5a der Teilnehmenden und
der Einhaltung des Hygienerahmenkonzeptes gestattet.

Sogenannte Dauercamper sind von der Regelung nicht
betroffen, insbesondere, wenn sie einen Zweitwohnsitz
angemeldet haben; sie wohnen weitestgehend stationér,
so dass eine Nachverfolgbarkeit gewdhrleistet werden
kann.

Absatz 4

Freizeit- und Amateursportbetrieb einschlielich des
Betriebs von Tanzschulen sowie der Betrieb von Fit-
nessstudios und vergleichbaren Sporteinrichtungen ist
in Form von kontaktfreiem Sport und Kontaktsport im
AuBenbereich, auch auf AuBensportanlagen, zuléssig.
Abweichend hiervon ist kontaktfreier Sport im Innen-
bereich sowie Kontaktsport im Innenbereich zuléssig,
sofern alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen
negativen SARS-CoV-2-Test nach Mafigabe des § 5a
vorlegen kdnnen. Die Mitglieder eines Haushaltes sind
von der Testpflicht befreit, wenn sie nicht iiber den
eigenen Haushalt hinaus die Innensportanlage nutzen
oder den Kontaktsport auf der AuBlenanlage ausiiben.
Bei grofleren Anlagen koénnen auch Gruppen haus-
haltsfremder Personen die Auflenanlagen zeitgleich
nutzen, allerdings muss ein deutlicher grofler Abstand
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zwischen den Gruppen bestehen. Die oben genannten
Regelungen gelten sowohl fiir den Trainings- als auch
fiir den Wettkampfbetrieb.

Minderjdhrige sind von der Testpflicht befteit.

Rehasport zdhlt als medizinisch notwendige sportliche
Betdtigungen nicht zur Ausiibung von Sport im Sinne
dieser Verordnung, da bei solch einer Betitigung der
medizinische Charakter den sportiven Aspekt iiber-
wiegt. Als arztlich verordnete MaBnahme fiir eine
einzelne Person ist Rehasport grundsétzlich unter An-
leitung einer entsprechend ausgebildeten Person zu-
lassig. Eine entsprechend ausgebildete Person sind
Heilmittelerbringer und Ausiibende der Gesundheits-
fachberufe wie z. B. Physiotherapeuten und zertifizier-
te Rehasport-Trainer. Sofern die Leistung dieser Perso-
nen in einem Fitnessstudio erbracht wird, ist sie auch
dort zuléssig, wenn dabei die hygiene- und infektions-
schutzrechtlichen Anforderungen beachtet werden, ins-
besondere der Mindestabstand von 1,5 Meter wo im-
mer moglich eingehalten und der kdrperliche Kontakt
zwischen Therapeut und Patient auf das absolut nétige
Minimum beschrankt wird. Der Reha-Sport kann nur
zwischen Therapeut und Patient stattfinden. Weitere
Patienten, insbesondere Reha-Sport-Gruppen, sind nur
bei Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-Tests pro
Person zuldssig.

Zum kontaktlosen Sport gehdren klassischerweise In-
dividualsportarten wie zum Beispiel Laufen, Leicht-
athletik, Radfahren, Tennis, Golfen, Reiten und Hun-
desport, aber auch u.a. Mannschaftssportarten, wenn
diese in einer kontaktlosen Trainingsform angeboten
werden. Eine Ausnahme hiervon besteht fiir Personen
des familidren Bezugskreises. Generell ist darauf zu
achten, dass die Hygiene- und Desinfektionsmalinah-
men eingehalten werden, vor allem bei der gemeinsa-
men Nutzung von Sport- und Trainingsgeréten wie bei-
spielsweise in der Leichtathletik.

Bei der Durchfiihrung des Freizeit- und Amateursport-
betriebs soll, wenn immer mdglich, der Mindestabstand
eingehalten werden. Eine Ausnahme bildet der familia-
re Bezugskreis. Zuschauer sind nach MaB3gabe des § 6
Absatz 2 erlaubt. Begleitpersonen von Minderjéhrigen
stehen Zuschauern gleich und sind daher im Innen- als
auch im AuBlenbereich erlaubt, auch Sie miissen einen
negativen Test nach § 5a VO_CP vorhalten konnen.

Unter den Berufssport fallen und gleichzusetzen sind
alle Kaderathletinnen und Kaderathleten (OK, PK,
NK 1, NK 2, Landeskader und paralympischer Ka-
der) sowie die 1. bis 3. Ligen in allen olympischen und
nicht-olympischen Sportarten, die vierte Liga im Mén-
nerfulball sowie alle nationalen und internationalen
Sportveranstaltungen, an denen professionelle Sportle-
rinnen und Sportlern teilnehmen.

Der Wettkampf- und Trainingsbetrieb des Berufssports
und von Sportlerinnen und Sportlern des Olympia-
kaders, des Perspektiv-Kaders, der Nachwuchskader,
des paralympischen Kaders und des Landeskaders ist
uneingeschrinkt ohne Testerfordernis zuldssig. Die
Nutzung muss in allen Fillen aus infektionsschutz-
rechtlicher Sicht vertretbar sein. Zuschauer sind nach

MaBgabe der § 6 Absidtze 2 erlaubt. Begleitpersonen
von Minderjéhrigen stehen Zuschauern gleich und sind
daher im Innen- als auch im Aullenbereich erlaubt,
auch Sie miissen einen negativen Test nach § 5a VO-
CP vorhalten kénnen.

Absatz 5

Thermen und Saunen, diirfen unter der Mallgabe, dass
die Hochstzahl der Personen, die sich in der Einrich-
tung aufhilt, auf die Hélfte der sonst dort zugelasse-
nen Besucherhochstzahl beschrankt ist und unter der
Bedingung der Vorlage eines negativen SARS-CoV-
2-Test nach Mafigabe des § 5a offnen. Der Betreiber
hat sicherzustellen, dass in den einzelnen Rdumen der
Mindestabstand eingehalten wird. Thermen und Sau-
nen in diesem Sinne sind reine Saunen- und Thermen-
betriebe.

In Saunen die zu Fitnessstudios oder Hotel gehoren
muss nur der Mindestabstand eingehalten werden.

Absatz 6

Der Betrieb von Clubs und Discotheken ist zuldssig.
Hierbei muss der Mindestabstand eingehalten und eine
Mund-Nasen-Bedeckung getragen werden. Die Mas-
kenpflicht entfillt, wenn Personen unter Wahrung des
Abstandsgebotes einen Sitz- oder Stehplatz einnehmen.
Die Betretungsbeschrankung nach § 4 ist zu beachten
ebenso wie die Pflicht der Kontaktnachverfolgung. Es
muss auch der Nachweis einer Nichtinfektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus erfolgen. Der Betreiber hat eine
ausreichende Liiftung der Rdumlichkeiten durch tech-
nische Vorrichtungen sicherzustellen. Der Betreiber hat
ein Hygienekonzept vorzuhalten, aus dem sich effekti-
ve Mallnahmen zur Kontrolle der Vorgaben nach den
Sédtzen 1 bis 3 ergeben.

Absatz 7

Verboten ist die Ausiibung des Prostitutionsgewerbes
im Sinne des § 2 Absatz 3 Nr. 3 des Prostituierten-
schutzgesetzes. Im Ubrigen ist die Erbringung sexuel-
ler Dienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1
des Prostituiertenschutzgesetzes nur gestattet fiir Kun-
dinnen und Kunden, die den Nachweis iiber das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Test
nach Maligabe des § 5a fiihren konnen. Die Auflagen
zur Hygiene nach § 5 miissen beachtet werden.

Absatz 8

Die Ortspolizeibehdrden werden erméchtigt, auf be-
lebten Plitzen und Straflen den Verzehr von alkoholi-
schen Getrinken zu untersagen. Das Ziel ist es, grofere
Menschenansammlungen zu vermeiden und damit das
Infektionsrisiko zu senken und um die Krankenhéuser
zu entlasten. Der Mindestabstand und weitere Rege-
lungen konnten in dieser berauschten Situation hochst-
wahrscheinlich nicht immer eingehalten und befolgt
werden, so dass das Infektionsrisiko deutlich ansteigen
wiirde.

Absatz 9

Die zusténdige Ortspolizeibehdrde kann in atypischen
Einzelfillen auf Antrag Ausnahmegenehmigungen er-
teilen, soweit dies aus Sicht des Infektionsschutzes un-
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bedenklich ist und der Zweck dieser Verordnung ge-
wahrt wird. Die Ausnahmegenehmigung kann zeitlich
befristet werden. Insbesondere kdnnen im Einzelfall
karitative Einrichtungen unter Einhaltung der Hygie-
neregelungen zugelassen werden, wenn diese zur Ver-
sorgung von Menschen notwendig sind.

Zu § 8 (Einrichtungen fiir Menschen mit
Behinderungen)

Den Menschen mit Behinderungen soll es ermdglicht
werden, Einrichtungen wie die Werkstatt fiir Menschen
mit Behinderung, Tagesforderstitten oder Tageszentren
zu besuchen.

Um die Gefahrdung von Menschen mit Behinderung
gering zu halten miissen fiir jede Einrichtung Infekti-
onsschutz-, Hygiene- und Reinigungskonzepte vorge-
halten werden. Sollte ein Fahrdienst angeboten werden,
ist das Konzept hierauf auszuweiten. Das vom Minis-
terium fiir Soziales, Gesundheit und Familie erstellte
,Handlungskonzept des Saarlandes zum Infektions-
schutz und zum gleichzeitigen Schutz vulnerabler Grup-
pen im Bereich der Eingliederungshilfe im Rahmen der
Corona-PandemiemaBnahmen ist zu beachten. Im Ub-
rigen gelten die Empfehlungen der Bundesregierung
zum Arbeitsschutz in Zeiten der Corona-Pandemie
,Arbeitsschutzstandard SARS-CoV-2“ sowie die Mal3-
gaben der ,,SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung—
(Corona-ArbSchV)“ in der jeweils giiltigen Fassung.
Die Maligaben zur Kontaktnachverfolgung im Saarlén-
dischen COVID-19-MafBnahmengesetz vom 22. Januar
2021 in der jeweils giiltigen Fassung und zum Min-
destabstand sind zu beachten. Im Ubrigen wird auf die
Regelungen fiir den Bereich der Eingliederungshilfe in
§ 9 verwiesen.

Zu § 8a (Einrichtungen der Sozial- und Jugendhilfe
sowie vergleichbare soziale Einrichtungen und
Angebote)

Absatz 1

Einrichtungen der Sozial- und Jugendhilfe sowie
vergleichbare Einrichtungen und Angebote sind ins-
besondere Einrichtungen der Gemeinwesenarbeit,
Jugendzentren, Kinderhduser, Beratungs- und Unter-
stiitzungsangebote und Selbsthilfegruppen sowie Frii-
he Hilfen. Es muss jeweils ein Hygieneplan vorliegen
und umgesetzt werden. Die fiir die Umsetzung dieser
Verordnung zustidndigen Behorden sind hieriiber zu
informieren. In diesen Einrichtungen findet eine we-
sentliche (Sozial-)Beratungs- und Unterstiitzungsleis-
tung fiir Menschen in Notlagen oder zum praventiven
Kinderschutz statt, die weiterhin — insbesondere in der
derzeitigen Lage — erforderlich ist. § 8 Satz 1 bis 4
gilt entsprechend den spezifischen Anforderungen der
Sozial-und Jugendhilfe.

Absatz 2

Die Durchfiihrung von Maflnahmen nach § 11
SGB VIII eintiigig oder mehrtigig auch mit Ubernach-
tungen fiir Kinder und Jugendliche nach § 1 Absatz 5

Nr. 7 des Kinder- und Jugendférderungsgesetzes ist in

festen Gruppen mit bis zu 100 Personen zuziiglich des
Betreuungspersonals erlaubt. Dabei miissen die Hygi-
enemafBnahmen nach den Empfehlungen des Robert
Koch-Instituts sowie in Anlehnung an die Verordnung
zu Hygienerahmenkonzepten auf der Grundlage dieser
Verordnung eingehalten werden. Im Ubrigen gelten die
Regelungen fiir Beherbergungsbetriebe entsprechend.
Die Teilnehmenden miissen bei Anreise den Nachweis
eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach § 5a fiihren.
Bei mehrtigigen Aufenthalten in festen Gruppen, wie
zum Beispiel Zeltlagern und &hnlichem, ist der Test-
nachweis zu Beginn und zum Ende der Maflnahme zu
fiihren. Sollten mehrere Gruppen die Ubernachtungs-
einrichtung nutzen wollen, sollte die Einrichtung (Zelt-
platz oder baulich fester Beherbergungsbetrieb) so grof3
sein, dass die Gruppen hierbei keinen Kontakt zuei-
nander haben und sich der Kontakt zu den Mitgliedern
der eigenen Gruppe, inklusive Betreuungspersonal,
beschranken lédsst, sogenannte ,,Bubble-Losung®. Die
AHA+L Regelungen sind zu beachten. Wochenveran-
staltungen, die als Tagesveranstaltung insbesondere in
festen Gruppen durchgefiihrt werden, wie zum Beispiel
Stadtranderholungen oder &hnliches, sind moglich;
zweimal in der Woche muss der Nachweis iiber das
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus gefiihrt werden.

Zu § 9 (Einrichtungen zur Pflege, Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen, Krankenhauser und
weiterer Leistungsbereiche)

Absitze 1 bis 3

Menschen, die in Einrichtungen der teilstationdren
Tages- und Nachtpflege untergebracht sind oder Be-
treuungsgruppen besuchen, benétigen den besonderen
Schutz, da sie oftmals an chronischen Erkrankungen
leiden und altersbedingt zu den Risikogruppen gehoren.
Gleiches gilt fiir Patienten und Mitarbeiter in Kranken-
héusern, Vorsorge- und Reha-Einrichtungen. Kranken-
héuser, Vorsorge- und Reha-Einrichtungen miissen fiir
ihren Betrieb weitere Mallnahmen zur Gewéhrleistung
des Schutzes ihrer Patienten und Mitarbeiter treffen.

Das Betreten von Einrichtungen der teilstationiren
Tages- und Nachtpflege ist zulédssig, sofern der Tri-
ger der teilstationdren Einrichtungen der Tages- und
Nachtpflege ein Infektionsschutz-, Hygiene- und Rei-
nigungskonzept vorhdlt, das auch die Fahrdienste
umfasst und sich an den Empfehlungen der Bundes-
regierung zum Arbeitsschutz in Zeiten der Corona-Pan-
demie , Arbeitsschutzstandard SARS-CoV-2“ in der
aktuell giiltigen Fassung orientiert. Fiir die Einhaltung
und Fortschreibung des Konzepts ist der Trager verant-
wortlich. Weiter findet § 5b auf Besucherinnen und Be-
sucher der Einrichtungen Anwendung. Die Tages- und
Nachtpflegeeinrichtungen fallen unter § la Absatz 3
des HEIMG SL. Die Tagespflege hat ihr eigenes Kon-
zept, unterliegt jedoch der Testpflicht der Einrichtun-
gen nach §1 a.

Einrichtungen nach den § 1a Absétze 1 und 2 und § 1b
des Saarldndischen Wohn-, Betreuungs- und Pflegequa-
litdtsgesetzes miissen ein einrichtungsbezogenes Infek-
tionsschutz-, Hygiene- und Besuchskonzept vorhalten.
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Hierzu sind die Vorgaben des Landesrahmenkonzepts
des Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie einzuhalten. Das Landesrahmenkonzept um-
fasst insbesondere Festlegungen zu Infektionsschutz,
Hygiene, Reinigung, Testung und Besuchen unter Be-
riicksichtigung des aktuellen Infektionsgeschehens und
der jeweils giiltigen Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts. Fiir die Einhaltung und Fortschreibung des
einrichtungsinternen Konzepts ist der Tréger der jewei-
ligen Einrichtung verantwortlich.

Einrichtungen nach den § 1a Absatz 1 und 2 und § 1b
des Saarldndischen Wohn-, Betreuungs- und Pflege-
qualititsgesetzes miissen ein einrichtungsbezogenes
Infektionsschutz-, Hygiene- und Besuchskonzept vor-
halten. Hierzu sind die Vorgaben des Landesrahmen-
konzepts des Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie einzuhalten.

Das Landesrahmenkonzept umfasst insbesondere Fest-
legungen zu Infektionsschutz, Hygiene, Reinigung,
Testung und Besuchen unter Beriicksichtigung des ak-
tuellen Infektionsgeschehens und der jeweils giiltigen
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts. Fiir die Ein-
haltung und Fortschreibung des einrichtungsinternen
Konzepts ist der Trager der jeweiligen Einrichtung ver-
antwortlich.

Aufgrund der sinkenden Coronazahlen und hoherer
Durchimpfung in der Bevolkerung wird in den Kran-
kenhdusern und Rehabilitationseinrichtungen ein
grundsitzliches Besuchsrecht fiir Besucher von Pa-
tientinnen und Patienten eingefiihrt. In den Kranken-
hiusern und Rehabilitationseinrichtungen wird das Be-
suchsrecht so ausgestaltet, dass einer Person einmal am
Tag und eine Stunde ein Besuch der Patientinnen und
Patienten ermdglicht wird. Dieses kann nur bei einem
akuten Ausbruchsgeschehen in der Einrichtung oder
einer saarlandweiten Sieben-Tage-Inzidenz iiber 50
eingeschrankt werden. Fine Ausweitung des Besuchs-
rechtes kann von den Einrichtungen bei einer Sieben-
Tages-Inzidenz kleiner 50 selbst festgelegt werden.
Voraussetzung fiir den Besuch ist unter anderem ein
aktueller Antigentest. Als Nachweis gelten sowohl ein
arztliches Zeugnis oder ein elektronisches oder in Pa-
pierform vorgelegtes Testergebnis. Der Nachweis kann
in Papierform entsprechend des Musters des Saarlandes
oder in elektronischer Form unter Angabe personenre-
levanter Daten im Bereich Impfung erbracht werden.

Die Krankenhduser und Rehabilitationseinrichtungen
haben ein schriftliches Test-konzept zu erstellen und
fortlaufend zu aktualisieren. Dabei haben sie die Vor-
gaben der jeweils giiltigen Nationalen Teststrategie
SARS-CoV-2 und die Vorgaben der saarldndischen
Teststrategie sowie die jeweils aktuellen Hinweise des
RKI zur Testung von Patienten auf Infektionen mit dem
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten.

Fiir vollstdndig geimpfte und genesene Besucher und
Mitarbeitenden gilt der § 5b der Verordnung, Dies be-
deutet, diese Personen bendtigen keinen Antigentest.
Die Definition fiir vollstindig Geimpfte und Genesene
findet sich in § 2 Ziffer 2 bis 5 der COVID-19-Schutz-
mafnahmen-Ausnahmenverordnung — SchAusnahmV
des BMG vom 8. Mai 2021.

Betriebskantinen konnen unter Einhaltung der Vor-
gaben nach § 5 fiir Beschiftigte der Krankenhduser,
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen. geoff-
net werden, wenn die Arbeitsabldufe im Betrieb eine
SchlieBung nicht zulassen, insbesondere wenn der Ver-
zehr mitnahmeféhiger Speisen und Getrdnke an ande-
rer Stelle nicht zumutbar ist, was in solchen Einrich-
tungen regelméfig anzunehmen ist. Eine gemeinsame
Mittagspause in einem engen Stationszimmer oder
dhnliches sollte unter infektionsschutzrechtlicher Be-
trachtung vermieden werden.

Absatz 4:

Von den Betretungsverboten der Absétze 1 bis 3 sind
Betretungen zum Zweck der Rechtspflege und der so-
zialleistungsrechtlichen Bedarfsermittlung durch So-
zialleistungstriger ausgenommen.

Absatz 5

In Einrichtungen nach § la des Saarldndischen Wohn-,
Betreuungs- und Pflegequalitdtsgesetzes vom 6. Mai
2009 (Amtsbl. S. 906) sind Bewohnerinnen und Be-
wohner, Besucherinnen und Besucher sowie Beschif-
tigte gemdB dem aktuell geltenden Landesrahmenkon-
zept zu testen, dass durch das Ministerium fiir Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie veroffentlicht wird.
Fiir die Einrichtungen der teilstationdren Tages- und
Nachtpflege gelten die Regelungen zur Testung ent-
sprechend dem Landesrahmenkonzept nach Absatz 2.
Fiir die Einhaltung der MaB3gaben des Landesrahmen-
konzepts ist der Einrichtungstriger verantwortlich.

Personen, die zum Zwecke der Rechtspflege, der Seel-
sorge oder aus medizinischen oder therapeutischen
Griinden an einem Tag mehrere Einrichtungen in ihrer
jeweiligen Funktion besuchen, werden bei Betreten der
ersten Einrichtung mittels PoC-Antigentest auf das Vor-
liegen einer Erkrankung mit dem Coronavirus SARS-
COV-2 getestet. Gleiches gilt fiir FuBBpflegerinnen und
FuBpfleger als auch fiir Friseurinnen und Friseure. Das
Ergebnis ist der Person schriftlich zu bestétigen. Die
schriftliche Bestdtigung dient an diesem Tag zur Vorla-
ge bei Besuch weiterer Einrichtungen zur Vermeidung
einer erneuten Testung am gleichen Tag.

Fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rettungs-
dienstes des Zweckverbands flir Rettungsdienst und
Feuerwehralarmierung Saar (ZRF), die die genannten
Einrichtungen aufsuchen, wird in Abweichung der Vor-
gaben zur tiglichen Testung, eine PoC-Testung der Mit-
arbeiter von dreimal wochentlich vorgegeben, wenn sie
in Vollschutz ihrer personlichen Schutzausrichtung die
Einrichtungen betreten. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter haben einen entsprechenden Nachweis mit sich
zu fithren. Fiir die vollstdndig geimpften und genesenen
Mitarbeiter/innen des ZRF ist es vertretbar sie von der
Regeltestung auszunehmen. Ein erhohtes Infektionsri-
siko wird aufgrund des Tragens einer FFP 2 Maske und
von Schutzhandschuhen nicht gesehen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rettungs-
dienstes arbeiten bei der Erledigung ihrer Aufgaben auf
der Grundlage eines dezidierten Hygienekonzeptes des
ZRF. Dieses Hygienekonzept legt insbesondere fest in
welchen Situationen die Rettungsdienstmitarbeiter
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in voller personlicher Schutzausriistung (PSA) Ihren
Dienst zu verrichten haben. Dort wird auch geregelt,
wie die Desinfektion des Rettungsmittels zu erfolgen
hat. Auch eine genaue Vorgabe zur Handhabung von
Antigen-Schnelltests hat der ZRF fiir seine Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter erstellt. Zudem sind mit tég-
lich steigender Impfquote der Rettungsdienstmitarbei-
ter diese grundsdtzlich nicht vergleichbar mit einem
Besucher in einer Einrichtung und stellen bei kurzem
Kontakt zu nur einem einzelnen Bewohner eines Alten-
und Pflegeheimes ein deutlich niedrigeres Infektions-
risiko dar, als die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Altenheime mit langem Kontakt zu einer Vielzahl von
Bewohnerinnen und Bewohnern. Des Weiteren miissen
die Rettungsdienstmitarbeiterinnen und -mitarbeiter in
der jeweiligen Notsituation dringend in die jeweilige
Einrichtung, so dass ein Abwarten auf einen Schnell-
test nicht immer mdoglich sein wird. Eine dreimal wo-
chentliche Testung gibt eine hohe Sicherheit, dass eine
Infektion innerhalb der Inkubationszeit erkannt wird.
Seitdem das Hygienekonzept des Rettungsdienstes in
Kraft ist, gab es bei diesem noch keinen Ausbruch.

Beschiftigte im Bereich der Pflege, der Eingliederungs-
hilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe erhalten einen
Anspruch auf Durchfiihrung eines PCR-Tests in dem
saarldndischen Testzentrum nach Beendigung einer be-
hordlich angeordneten Absonderung oder Quaranténe.

Absatz 6

Die Regelung stellt einheitlich klar, dass Justiz- und
Polizeibedienstete, die aus dienstlichen Griinden die
in dieser Vorschrift benannten Einrichtungen betreten
miissen, dann nicht vor Ort durch die Einrichtung auf
das Nichtvorliegen einer SARS-CoV-2-Infektion ge-
testet werden miissen, wenn sie bereits innerhalb der
letzten 24 Stunden auf Veranlassung des Dienstherrn
negativ getestet wurden und dies durch den Dienstherrn
bescheinigt ist. Wird in Ermangelung einer Bescheini-
gung vor Ort durch die Einrichtung getestet, wird das
Ergebnis schriftlich durch die Einrichtung bescheinigt
und kann in dem Fall, dass am selben Tag mehrere Ein-
richtungen aufgesucht werden, dort als Nachweis eines
negativen Testergebnisses vorgelegt werden. Einer
weiteren Testung bedarf es dann nicht. In jedem Fall ist
in medizinischen Notfillen zur Abwendung einer Ge-
fahr fiir Leib und Leben der begleiteten Person (etwa
Gefangene, in Gewahrsam genommene oder unterzu-
bringende Personen) zunichst auch ohne Testung der
Zutritt zu gestatten.

Absatz 7

Alle Beschiftigten einschlieBlich aller Ehrenamtlichen
und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern
nach Absatz 5 Satz 1 sind zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske gemél dem aktuell geltenden
Landesrahmenkonzept, dass durch das Ministerium fiir
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie veroffent-
licht wird, verpflichtet.

Eine Maskentragung ist nicht erforderlich, wenn die
Personen nur einen beildufigen Kontakt mit groBem
Abstand haben oder die Dauer des Kontakts, bei Ein-
haltung des Mindestabstandes, nur kurzzeitig ist.

Masken jeder Kategorie mit einem Ausatemventil sind
nicht zuldssige Masken im Sinne dieser Verordnung, da
sie Aerosol des Tragenden ausstolen und damit ein In-
fektionsrisiko fiir das Gegeniiber besteht, wenn dieser
seine Maske nicht korrekt oder nur eine medizinische
Maske der Norm EN 14683 trégt.

Allgemein gilt, dass nicht die reine Erfiillung der ent-
sprechenden Norm ausreichend ist; erforderlich ist,
dass es sich tatsdchlich um ein Medizinprodukt bzw.
Personliche Schutzausriistung (PSA) mit Nachweis des
dazugehorigen EU-Konformititsverfahrens handeln
muss.

Zu § 10 (Staatliche Hochschulen)
Absatz 1 bis 3

Der Hochschulbetrieb der Universitidt des Saarlandes,
der Hochschule fiir Technik und Wirtschaft des Saar-
landes, der Hochschule der Bildenden Kiinste Saar und
der Hochschule fiir Musik Saar einschlieBlich des Stu-
dien-, Lehr- und Priifungsbetriebs in Prasenzform ist
unter der MaB3gabe der Einhaltung von Hygienemal-
nahmen nach den Empfehlungen des RKI und der Be-
riicksichtigung der aktuellen Pandemiepline der jewei-
ligen Hochschule gestattet.

Am Priasenzunterricht diirfen ausschlie8lich Personen
teilnehmen, die zweimal in der Woche mittels eines an-
erkannten Tests auf eine Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 getestet werden.

Die Einhaltung des erforderlichen Mindestabstandes
von 1,5 Metern ist im Rahmen von Prasenzveranstal-
tungen sicherzustellen; hiervon kann abgewichen wer-
den, wenn eine Sitzordnung nach dem Schachbrettmus-
ter erfolgt und fiir die gesamte Dauer der Veranstaltung
eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen wird.

Bei der Durchfithrung des Lehrbetriebs sind Online-
Angebote zu beriicksichtigen.

Néahere Bestimmungen zur Anpassung von Lehre, Stu-
dium und Priifungen kdnnen von der fiir die jeweili-
ge Hochschule zustindigen Aufsichtsbehorde erlassen
werden. Ausgenommen von der Untersagung des Pri-
senzunterrichts nach § 28b Absatz 3 Satz 3 des Infek-
tionsschutzgesetzes sind die von der zustindigen Be-
horde festzulegenden praktischen Ausbildungsanteile
an Hochschulen.

Absatz 4

Der Betrieb der privaten Hochschulen im Saarland
wird dem Betrieb der staatlichen Hochschulen durch
Verweis auf Absatz 1 gleichgestellt.

Absatz 5

Die Regelung dient der Klarstellung, dass der staatli-
che Ausbildungs-, Fortbildungs- und Priifungsbetrieb
von den Regelungen dieser Verordnung nicht erfasst
ist und von den jeweiligen (obersten) Aufsichts-, Aus-
bildungs- bzw. Priifungsbehdrden — selbstredend unter
Beachtung der Anforderungen des Infektionsschut-
zes — selbststdndig organisiert und reguliert wird. Der
Begrift ,,Ausbildungsgéinge umfasst dabei sdmtliche
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Formen der staatlichen Berufsausbildung unabhéngig
von der rechtlichen Ausgestaltung des Ausbildungsver-
hiltnisses, also insbesondere Vorbereitungsdienste der
Beamtenanwérter und Referendare sowie die Berufs-
ausbildung staatlicher Stellen in privatrechtlichen Aus-
bildungsverhéltnissen.

Zu § 11 (Landesaufnahmestelle)

Der Bund hat mit Inkrafttreten der CoronaEinreiseV
einheitlich bestimmte Regelungen fiir die Einreise und
Absonderung getroffen. Es fehlt jedoch eine Regelung
fiir Personen, die neu oder nach ldngerer Abwesenheit
erneut in der Landesaufnahmestelle aufgenommen
werden. Gleiches gilt fiir Personen, die aus anderen
Bundesldandern umverteilt werden und deren Reiseweg
und zwischenzeitlicher Verbleib ebenso unklar und
nicht eindeutig aufklédrbar ist. Fiir die hieraus resul-
tierenden pandemischen Gefahren ist eine Regelung
notwendig. Absatz 1 legt fest, dass negativ getestete
Neuzuginge 10 Tage getrennt von den anderen Bewoh-
nern in den Erstaufnahmeeinrichtungen untergebracht
werden, um die Inkubationszeit abzuwarten, bevor eine
Zusammenlegung erfolgt, und zu verhindern, dass auf-
grund infizierter Neuankommlinge eine Verbreitung
von SARS-CoV-2 in den Einrichtungen erfolgt. Trotz
des Vorliegens eines negativen Testergebnisses ist die-
se Separierung erforderlich, da sich aufgrund des Test-
ergebnisses nicht ausschlieBen ldsst, dass die getestete
Person mit SARS-CoV-2 infiziert ist. Die Reiseroute
der Neuzuginge ist zumeist unklar, so dass nicht aus-
geschlossen werden kann, dass sie sich insbesondere in
Gebieten mit besonders hohem Infektionsrisiko durch
verbreitetes Auftreten bestimmter Virusvarianten auf-
gehalten haben, unter Bedingungen, in denen kein hin-
reichender Schutz gegen SARS-CoV-2-Infektionen
gewihrleistet ist. Ein erhohtes Ansteckungsrisiko geht
ebenfalls von Personen aus, die im Falle einer ldngeren
unerlaubten Abwesenheit in eine Erstaufnahmeeinrich-
tung zuriickkehren (sog. Wiederaufgetauchte).

Zu § 12 (Straftaten und Ordnungswidrigkeiten)

Definiert die Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrif-
ten als Ordnungswidrigkeiten, soweit sich die entspre-
chenden Regelungen auf § 32 Absatz 1 1. V. m. § 28
Absatz 1 Satz 1 IfSG stiitzen. Die Ahndungshohe be-
stimmt sich nach einem gesondert erstellten BuB3geld-
katalog, um eine landeseinheitliche Verfahrensweise
sicherzustellen.

Verstofle gegen die Verpflichtung, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen, werden generell mit Bu3geld be-
droht. Bislang stellte lediglich das Versdumnis der Ver-
antwortlichen oder Betreiber eine Ordnungswidrigkeit
dar, die mit einer GeldbufB3e bis zu 500,00 Euro geahn-
det werden konnte.

Die steigenden Infektionszahlen, die auch durch die
zunehmende Leichtfertigkeit im Umgang mit zwingen-
den Hygieneregeln verursacht sind, bedingen eine an-
gemessene Reaktion des Verordnungsgebers.

Die generalpriaventiven Effekte der individuellen Sank-
tionsandrohung, die alle in § 2 geregelten Fallgruppen

betrifft, sollte ein Umdenken bewirken, so dass mit
einem verminderten Anstieg der Infektionszahlen zu
rechnen sein dirfte. Hinzu tritt die nicht zu unterschat-
zende Vorbildwirkung des Tragens von Masken in der
Offentlichkeit.

Zu § 13 (Zustiindige Behorden)

Zustindig fiir die Ausfithrung und Durchsetzung dieser
Verordnung, sowie des § 28c des Infektionsschutzge-
setzes sind vorbehaltlich anderweitiger Regelungen in
dieser Verordnung die Ortspolizeibehdrden und unbe-
schadet von § 1 der Verordnung iiber Zustiandigkeiten
nach dem Infektionsschutzgesetz vom 12. September
2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt gedndert durch Verord-
nung vom 22. April 2021 (Amtsbl. I S.1050), ergénzend
die Vollzugspolizei; dies umfasst auch die Kontrolle
der Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung so-
wie des § 28c¢ des Infektionsschutzgesetzes. Zustindige
Verwaltungsbehorden fiir die Verfolgung und Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten nach dieser Verordnung
sind die Gemeindeverbinde. Die Ortspolizeibehorden
und die Vollzugspolizei werden ermichtigt, bei Versto-
fen gegen die bullgeldbewehrten Vorschriften des § 2
Absatz 2 Verwarnungen zu erteilen und Verwarnungs-
gelder in Hohe von 50 Euro zu erheben.

Die Vollzugspolizei leistet Amts- und Vollzugshilfe;
die polizeilichen Gefahrenabwehraufgaben nach dem
Saarléndischen Polizeigesetz bleiben unberiihrt und
bestehen weiterhin fort.

Absatz 3 regelt die landesrechtlichen Zusténdigkeiten
zur Durchfithrung der Coronavirus-Einreiseverord-
nung.

Die Vorschriften nach der Verordnung iiber die Zu-
standigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom
12. September 2016 (Amtsbl. I 2016, S. 856) bleiben
unbertihrt.

Zu § 14 (Geltungsvorrang des Bundesrechts)

Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vor-
behaltlich der vorrangigen Geltung der auf der Grund-
lage des § 28c des Infektionsschutzgesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen.

Nach den allgemeinen verfassungsrechtlichen Normen
bedeutet dies: Bundesrecht bricht Landesrecht und geht
diesem vor.

Zu § 15 (Inkrafttreten, Auflerkrafttreten)

Diese Verordnung tritt am 9. Juli 2021 in Kraft und
mit Ablauf des 22. Juli 2021 auBler Kraft; gleichzei-
tig treten die bisherige Verordnung zur Bekdmpfung
der Corona-Pandemie vom 23. Juni 2021 aufer Kraft.
Gemill § 4 des Saarldndischen COVID-19-MaBnah-
mengesetzes vom 22. Januar 2021 tritt die Verordnung
spétestens zwei Wochen nach ihrem Inkrafttreten aufer
Kraft, kann aber entsprechend der epidemiologischen
Situation verlangert werden.
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zu Artikel 2

Begriindung zur Verordnung zum Schulbetrieb
und zum Betrieb sonstiger Bildungseinrichtungen
sowie zum Betrieb von Kindertageseinrichtungen
wihrend der Corona-Pandemie

Kapitel 1

Zu § 1 (Schulbetrieb wihrend der Corona-Pandemie)
Zu Absatz 1:

Mit Beginn des neuen Schuljahres wurde der regulire
Schulbetrieb unter pandemischen Rahmenbedingun-
gen umgesetzt, dies unter Beachtung der erforderlichen
Hygieneregelungen. Zur Gewahrleistung eines umfas-
senden Gesundheitsschutzes wurde ein neuer Muster-
hygieneplan zum 7. August 2020 erarbeitet und seit-
dem mehrfach angepasst. Der Musterhygieneplan zum
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
PandemiemaBnahmen dient als Muster zur Ergénzung
zu den schulischen Hygieneplidnen nach § 36 i. V.m.
§ 33 Infektionsschutzgesetz, die von den Schultrigern
gemeinsam mit den Schulen umgesetzt werden. Der
Musterhygieneplan beschreibt zum einen die Hygiene-
mafBnahmen fiir die Bereiche personliche Hygiene,
Raumhygiene, Reinigung, Infektionsschutz im Fach-
unterricht, Durchfiihrung von Konferenzen und Ahn-
liches, Schiilerbeforderung im freigestellten Schiiler-
verkehr. Zudem erfolgen Vorgaben im Hinblick auf
schulfremde Personen in der Schule und Veranstaltun-
gen, Schulfahrten und das Aufsuchen auBerschulischer
Lernorte, die Bildung fester Bezugsgruppen und das
Liiften. Des Weiteren informiert er {iber die Vorgaben
zum Umgang mit Personen mit einem hdéheren Risiko
fiir einen schweren COVID19-Krankheitsverlauf.

Die in dieser Verordnung getroffenen Regelungen
und die Vorgaben des Musterhygieneplans zum In-
fektionsschutz in Schulen gehen der SARS-CoV-
2-Arbeitsschutzverordnung im Schulbereich vor als
abweichende Regelungen im Sinne des § 1 Absatz 2
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung  bezichungs-
weise konkretisieren die Umsetzung der in der SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung getroffenen Vorgaben
fiir den Schulbereich.

Zu Absatz 2

Im Hinblick auf die Darstellung der aktuellen pan-
demischen Lage wird auf die Darlegungen in der
Begriindung der Verordnung zur Anderung infekti-
onsrechtlicher Verordnungen zur Bekdmpfung der Co-
rona-Pandemie verwiesen.

Mit dem in den Wintermonaten insgesamt stark steigen-
den Infektionsgeschehen in den einzelnen Bundeslén-
dern und den damit verbundenen Befiirchtungen, dass
es an den Feiertagen und zum Jahreswechsel vermehrt
zu sozialen Kontakten und daher zu einem weiteren
dramatischen Anstieg von SARS-CoV-2 Infektionen
kommen kann, haben die Ministerprésidenten der Lén-
der gemeinsam mit der Bundeskanzlerin am 13. De-
zember 2020 verschérfte Infektionsschutzmafnahmen
mit massiven Einschrinkungen im oOffentlichen und

gesellschaftlichem Leben beschlossen. Dabei sollten
auch die Schulen ihrer gesamtgesellschaftlichen Ver-
antwortung zur Einddmmung der Corona-Pandemie
gerecht werden und den Schulbetrieb und somit die so-
zialen Kontakte soweit wie moglich reduzieren.

Insofern wurde im Saarland ab Mittwoch, dem 16. De-
zember 2020 der Prédsenzunterricht vor Ort fiir alle
Klassen und Kurse bis zum 10. Januar 2021 ausgesetzt.

AnschlieBend hat sich gezeigt, dass die bis dahin er-
folgten MaBnahmen noch nicht ausgereicht haben, um
die Dynamik des Infektionsgeschehens nachhaltig zu
bremsen und das Ziel, die Nachverfolgbarkeit von In-
fektionsketten sicherzustellen und eine Uberlastung
des Gesundheitssystems zu verhindern, in absehbarer
Zeit erreichen zu konnen. Zudem ist den Risiken der
Virusmutationen mit erhéhtem Ansteckungspotential
entgegenzuwirken. Die Ministerprasident*innen der
Lénder haben daher gemeinsam mit der Bundeskanz-
lerin am 19. Januar 2021 einen Beschluss tiber die von
den Liandern zu treffenden diesbeziiglichen Vorsorge-
mafnahmen gefasst. Die Maflnahmen umfassten unter
anderem auch eine Verldngerung der seit dem 16. De-
zember geltenden MaBnahmen im Bereich der Kitas
und Schulen bis Mitte Februar 2021. Diese Malinah-
men wurden zweimal verldngert bis zum 21. Februar
2021. Als einzige Ausnahme wurde entsprechend den
genannten Beschliissen der Ministerprisidentenkonfe-
renz der schulische Prasenzunterricht fiir die Schiile-
rinnen und Schiiler der Abschlussklassen fortgesetzt.
Im Bereich der allgemein bildenden Schulen gehorten
hierzu die Jahrgangsstufen 12 der Gymnasien sowie die
Jahrgangsstufe 9, 10 und 13 der Gemeinschaftsschu-
len. Gleiches galt fiir die entsprechenden Gruppen von
Schiilerinnen und Schiilern an beruflichen Schulen. Die
Abschlussklassen waren vorrangig in den Blick zu neh-
men, um die Priifungsvorbereitung addquat gestalten zu
konnen. Dies galt bei der Allgemeinen Hochschulreife
insbesondere vor dem Hintergrund, dass die fiir dieses
Abschlussverfahren geltenden Regelungen durch Ver-
einbarungen auf Ebene der Kultusministerkonferenz
festgelegt wurden. Diese galt es, soweit auf dieser Ebe-
ne keine Abweichungen zugelassen werden, auch im
Saarland einzuhalten, um die Anerkennungsfahigkeit
der erlangten Abschliisse nicht in Frage zu stellen.

Am 10. Februar haben die Regierungschefinnen und
-chefs der Lander und die Bundeskanzlerin eine grund-
sétzliche Verldngerung des Lockdowns bis zum 7. Mérz
beschlossen. Gleichzeitig unterstreicht der Beschluss,
dass Offnungen im Betreuungs- und Bildungsbereich
eine hohe Prioritdt haben und die Lander im Rahmen
ihrer Kultushoheit iiber die schrittweise Riickkehr zum
Préasenzunterricht entscheiden.

Insofern erfolgte im Saarland der Wiedereinstieg in
den Prasenzschulbetrieb nach den Winterferien an allen
Grundschulen und im Primarbereich der Forderschulen.
Die Beschulung erfolgt zunéchst in Wechselmodellen
zwischen Priasenzunterricht und dem begleiteten ,,Ler-
nen von zu Hause*.

Begleitet wurde diese schrittweise Offnung der Schu-
len dabei durch ein Paket von Hygiene- und Schutz-
mafinahmen:
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— vollumfangliche Maskenplicht fiir Schiilerinnen
und Schiiler und Lehrkrifte

— Einhaltung des Abstandes von 1,5 m, die in der
Konsequenz zur Teilung der Gruppen abhingig
von der Grofie des Raumes und der Anzahl der Mit-
glieder in einer Lerngruppe fiihrt

— konsequente Einhaltung der Vorgaben zur regelma-
Bigen Liiftung.

Die Deutsche Gesellschaft fiir Paddiatrische Infektio-
logie und die Deutsche Gesellschaft fiir Krankenhaus-
hygiene betonen in diesem Kontext, dass unter Auswei-
tung und Verbesserung der Hygieneregelungen vor Ort,
Kitas und Schulen selbst bei hohen Infektionszahlen
geoffnet bleiben konnen.

Bundesweite Expert*innen haben auch in den entspre-
chenden S3-Leitlinien zur Privention und Kontrolle
der SARS-CoV-2-Ubertragung in Schulen einen Maf3-
nahmenkatalog versammelt, die bei gedffneten Schulen
das Infektionsrisiko vermindern und einen moglichst
sicheren, geregelten und kontinuierlichen Schulbe-
triebs in Pandemiezeiten ermoglichen sollen. Viele der
MafBnahmen, die im Saarland mit dem Musterhygiene-
plan umgesetzt wurden, sind hierin enthalten. Die Leit-
linien gelten explizit auch mit Blick auf die Corona-
Mutationen.

Als Ergidnzung zu den vorgenannten Mafinahmen wur-
den freiwillige, nicht anlassbezogene Testungen unter
arztlicher Aufsicht fiir Schiilerinnen und Schiiler sowie
alle in der Schule titigen Personen angeboten. Mit den
Testungen an iiber 300 Schulen im Land wird nicht nur
die Sicherheit vor Ort erh6ht, sondern es lassen sich
gleichzeitig Entwicklungen des Infektionsgeschehens
in anderen gesellschaftlichen Sektoren aufdecken. Da-
mit wird das Ziel moglichst umfassender Testungen im
Land im Bereich der Schulen umgesetzt.

Aufgrund dieser umfassenden MaBnahmen waren Off-
nungsschritte mit dem Ziel der schrittweisen Riickkehr
zum Prisenzunterricht nicht nur vertretbar, sondern an-
gesichts der gravierenden drohenden Folgen einer fort-
dauernden SchulschlieBung fiir die Schiilerinnen und
Schiiler (Anwachsen der Lernriickstdnde, Defizite in
der sozial-emotionalen Entwicklung, fehlende Struktu-
ren fiir den Lernalltag, fehlende addquate Vorbereitung
auf Abschliisse u. a.) geboten.

Es erfolgten insofern weitere Offnungsschritte zum
8. Mirz und zum 15. Mérz 2021. Die Schiilerinnen und
Schiiler der Grundschulen sowie der Primarstufen der
Forderschulen erhielten weiterhin Prasenzunterricht im
Wechselbetrieb. Der Abiturjahrgang 2021 an den Gym-
nasien und Gemeinschaftsschulen wurde bis zum Ende
des Halbjahres am 12. Mirz die Schule in Vollpréisenz
beschult. Das galt auch fiir die Schiilerinnen und Schii-
ler an den Gemeinschaftsschulen und Forderschulen,
die in diesem Jahr den Hauptschulabschluss (HSA) und
den Mittleren Bildungsabschluss (MBA) anstreben.

Hinzu kamen ab dem 8. Mérz 2021 die Jahrgangsstu-
fen 5 und 6 an den Gemeinschaftsschulen und Gym-
nasien sowie die entsprechenden Altersgruppen an den
Forderschulen im Wechselunterricht. Auch die Schiile-

rinnen und Schiiler des Abiturjahrgangs 2022 nahmen
den Prasenzunterricht in Vollbeschulung auf. Sonder-
regelungen sind fiir die Oberstufengymnasien in Ab-
stimmung mit der Schulaufsicht méglich, ebenso an
den Forderschulen.

An den beruflichen Schulen gingen die Schiilerinnen
und Schiiler der Abschlussklassen der Fachoberschu-
len und der Fachschulen ab dem 8. Mérz 2021 in den
Wechselunterricht. Die Schiilerinnen und Schiiler des
Abiturjahrgangs 2021 verblieben analog zu den Ge-
meinschaftsschulen und den Gymnasien weiterhin in
Vollprisenz. Hinzu kamen die Schiilerinnen und Schii-
ler des Abiturjahrgangs 2022, die abhéngig von den
raumlichen Kapazititen und in Abstimmung mit der
Schulaufsicht in Vollprdsenz oder im Wechsel unter-
richtet wurden. Die Schiilerinnen und Schiiler der
Abschlussklassen der Berufsfachschulen (Klassenstu-
fe 11), der Hoheren Berufsfachschulen und der Berufs-
schulen nahmen den Unterricht im Wechselunterricht
auf.

Am 15. Mirz 2021 sind auch die restlichen Jahrgangs-
stufen in den Wechselunterricht eingestiegen. Die Ab-
schlussklassen fiir den HSA und den MBA gingen mit
den tbrigen Schiilerinnen und Schiiler der Jahrgangs-
stufe, die keine Priifung ablegen, in den Wechsel-
unterricht. Die Schiilerinnen und Schiiler des Abitur-
jahrgangs 2022 wurden weiter vollstdndig in Pridsenz
unterrichtet.

An den beruflichen Schulen begann am 15. Mérz 2021
fiir die Schiilerinnen und Schiiler aller weiteren Jahr-
gangsstufen analog zu den Gemeinschaftsschulen und
Gymnasien der Wechselunterricht. Fiir kleine Gruppen
(z.B. in Ausbildungsberufen mit wenigen Schiilerinnen
und Schiiler) in allen Schulformen gilt, dass bei ausrei-
chender Raumkapazitét auch eine Vollbeschulung statt-
finden kann, sofern der Abstand gewahrt bleibt.

Die ab dem 15. Mirz 2021 aufgenommene Beschu-
lungssituation wurde in den Landkreisen, in denen
das Infektionsschutzgesetzes mangels Erreichen
des Schwellenwertes von 100 nicht zur Anwendung
kommt, auf dieser landesrechtlichen Basis fortgesetzt.

Der Priasenzschulbetrieb erfolgt dabei eingeschrinkt:

1. Fir die Schiilerinnen und Schiiler, die sich im
zweiten Halbjahr der Gymnasialen Oberstufe an
Gemeinschaftsschulen und Gymnasien befinden,
findet schulischer Présenzunterricht statt. Gleiches
gilt fiir die entsprechende Jahrgangsstufe an beruf-
lichen Schulen, wobei die Beschulung standortab-
hingig auch im Wechselmodell erfolgen kann.

2. Die Schiilerinnen und Schiiler der Abschlussklas-
sen in den Fachoberschulen, den Fachschulen, der
Berufsfachschulen, der hoheren Berufsfachschulen
und der Berufsschulen werden im Wechsel zwi-
schen schulischem Pridsenzunterricht und der Be-
schulung im ,,Lernen von zu Hause* beschult.

3. In den Grundschulen, Forderschulen und in den
Klassenstufen 5 bis 10 der Gymnasien und den
Klassenstufen 5 bis 11 der Gemeinschaftsschulen
erfolgt die Beschulung im Wechsel zwischen schu-
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lischem Présenzunterricht und der Beschulung im
,,Lernen von zu Hause. Die weiteren Vorgaben trifft
das Ministerium fiir Bildung und Kultur.

Im Sinne des Saarlandmodells, das bei einem modera-
ten Infektionsgeschehen mit einer 7-Tage-Inzidenz sta-
bil unter 100 einzelne Offnungsschritte verkniipft mit
der Vorlage eines negativen Tests vorsieht, wurden die
Reglungen zum Schulbetrieb fiir den Schwellenwert
von einer 7-Tage-Inzidenz unter 100 durch die Landes-
regierung dementsprechend angepasst.

Insofern wurde geregelt, dass,

— soweit das Infektionsschutzgesetz unterhalb der in
§ 28 b Absatz 3 genannten Schwellenwerte keine
Anwendung findet,

— beziehungsweise nach dem Auslaufen des § 28b
des Infektionsschutzgesetzes, in denen Sieben-Ta-
ges-Inzidenz der Schwellenwert von 100 an flinf
aufeinanderfolgenden Werktagen unterschritten
hat,

in den entsprechenden Landkreisen wieder schulischer
Priasenzunterricht im Vollbetrieb stattfindet, wenn zu-
sétzlich eine stabile Sieben-Tage-Inzidenz auf Landes-
ebene vorliegt.

Ein stabiler Riickgang des Infektionsgeschehens im
Saarland war Ende Mai bereits erkennbar. Diese Reg-
lung greift demnach seit dem 31. Mai 2021 mit Ende
der Pfingstferien und kann angesichts des derzeit sehr
niedrigen Infektionsgeschehens aufrecht erhalten blei-
ben.

Fiir die Schulen ist damit eine verldssliche Planungs-
sicherheit fiir das restliche Schuljahr gegeben. Insbe-
sondere fiir die Aufarbeitung der Lernriickstinde, die
Lernstandiagnostik und die Lerndiagnostik und die
individuelle Férderung der Schiilerinnen und Schiiler
ist der Prasenzunterricht unerldsslich. Zudem wird den
Schiilerinnen und Schiilern wieder eine verldssliche
Alltagsstruktur im Lernen und im sozialen Umgang
wihrend der Herausforderung in der Pandemie ermog-
licht.

Durch den umfassenden Musterhygieneplan ist ein
strenger Infektionsschutz in den Schulen weiterhin ge-
wihrleistet. Er umfasst insbesondere die verpflichte-
nde Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 zweimal in der Woche fiir alle Personen
in der Schule, Regelungen zur Verpflichtung des Tra-
gens eines Mundnasenschutzes, das regelméBige Liif-
ten in Rdumen sowie die grundsitzliche Festlegung des
Jahrgangs als Kohorte. Zudem besteht ein Impfangebot
fiir alle Lehrkréfte und alle weiteren Beschéftigten in
der Schule.

Zu Absatz 3

Die Regelung stellt dar, fiir den Fall, dass eine stabile
Sieben-Tage-Inzidenz auf Landesebene noch nicht er-
reicht wurde, inwiefern der Prasenzschulbetrieb einge-
schrankt stattfinden wiirde, in der Regel in Form des
Wechselmodells. Das Néhere regelt das Ministerium
fiir Bildung und Kultur.

Zu Absatz 4

Nach dem Auslaufen der Regelung des § 28b Infek-
tionsschutzgesetzes am 30. Juni 2021 werden die Re-
gelungen zur Zutrittsbeschrinkung verbunden mit
der Testobliegenheit auf landesrechtlicher Basis fort-
gefiihrt. Dabei bleibt die Ausgestaltung unveridndert
(Einbeziehung aller an der Schule tétigen Personen,
Moglichkeit des anderweitigen Nachweises iiber das
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus im Sinne des § 5a der Verordnung zur Bekdmp-
fung der Corona-Pandemie, Ausnahmen bei arztlichem
Attest, Abmeldemdglichkeit vom Prasenzschulbetrieb
fiir Schiilerinnen und Schiiler im Falle der Nichtteil-
nahme an den Testungen). Auch die Ausnahmen von
der mit der Testobliegenheit verkniipften Zugangsbe-
schrinkung fiir bereits als immunisiert geltende Perso-
nen gelten fort.

Hinsichtlich der Testzertifikate gilt weiterhin: Giiltige
Testzertifikate sind solche, die einen an einer priva-
ten oder im Auftrag des Saarlandes betriebenen Test-
stelle gem. § 5a der Verordnung zur Bekdmpfung der
Corona-Pandemie (z.B. private Teststelle, Testzentrum
oder Apotheke) mit negativem Ergebnis durchgefiihr-
ten SARS-CoV2 PoC-Antigen-Test oder Selbsttest
bescheinigen. Die Bescheinigungen von privaten Test-
stellen sind dann nicht zu akzeptieren, wenn sie nicht
im Zusammenhang mit der Betreibereigenschaft oder
der Inanspruchnahme der Dienstleistung ausgestellt
wurden (wenn die Testung beispielsweise ausschliel3-
lich im familidren Kontext oder ohne Bezug zur Dienst-
leistung stattfand).

Zu Absatz 5

Die Vorgabe betrifft die an den Schulen in Verantwor-
tung der jeweiligen MaBnahmetrdger stattfindende
Ferienbetreuung und weitere Ferienangebote. Fiir diese
findet der Musterhygieneplan Schulen entsprechende
Anwendung. Zudem ist — ebenso wie im Schulbetrieb —
von den Teilnehmenden zweimal die Woche der Nach-
weis liber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus zu fiihren.

Zu Absatz 6

Die Regelung dient der Klarstellung, dass die Schul-
pflicht fiir alle Schiilerinnen und Schiiler unberiihrt
bleibt, auch wenn der Prisenzschulbetrieb einge-
schrinkt ist.

Zu Absatz 7

Von der Teilnahme am Prédsenzunterricht werden auf
Antrag befreit

1. Schiilerinnen und Schiiler, die nach ndherer Mal3-
gabe des Ministeriums fiir Bildung und Kultur als
vulnerabel zu betrachten sind oder mit als vulnera-
bel zu betrachtenden Personen in einem Haushalt
leben; die Vulnerabilitdt ist durch arztliches Attest
nachzuweisen;

2. Schiilerinnen und Schiiler, die den Zutrittsbe-
schrankungen des Absatzes 4 unterliegen (Abmel-
dung vom Prasenzunterricht).
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Die Schiilerinnen und Schiiler im Sinne der Ziffern 1
und 2 nehmen trotz der Befreiung vom Prédsenzunter-
richt an den nach den schulrechtlichen Vorgaben in
Prisenzform zu erbringenden Leistungsnachweisen.
Insoweit sind besondere Schutzmafinahmen zu treffen;
das Nahere regelt der Musterhygieneplan Saarland zum
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
PandemiemaBnahmen sowie das Ministerium fiir Bil-
dung und Kultur.

Zu Absatz 8

Die Regelung stellt dar, was unter dem ,,Lernen von zu
Hause* zu verstehen ist. Dieses kommt dann zur An-
wendung,

1. wenn der Prasenzunterricht bei einer Inzidenz iiber
100 aufgrund einer landesrechtlichen Regelung
eingeschrankt ist,

2. fiir Schiilerinnen und Schiiler, die wegen Vulnera-
bilitdt oder mit Blick auf die Testverpflichtungen
vom Prisenzunterricht befreit sind,

3. fiir Schiilerinnen und Schiiler die vor dem Hinter-
grund der Testobliegenheit vom Présenzunterricht
abgemeldet wurden,

4. fiir Schiilerinnen und Schiiler, die aus Infektions-
schutzgriinden aufgrund einer entsprechenden
Quaranténeanordnung nicht am Présenzunterricht
teilnehmen.

Dann erfiillt die Schule ihren Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag durch ein péddagogisches Angebot im
»Lernen von zu Hause“. Die Schulpflicht wird in die-
sen Fillen durch die Wahrnehmung des padagogischen
Angebots und das Nachkommen der damit verbunde-
nen Verpflichtungen im ,,Lernen von zu Hause* erfiillt.

Zu Absatz 9

Sofern der Prasenzunterricht eingeschriankt wire, wird
bis einschlieflich der Klassenstufe 6 der allgemeinbil-
denden Schulen an der Schule im Vormittagsbereich
ein angepasstes pidagogisches Angebot vorgehal-
ten fiir Schiilerinnen und Schiiler, die in Phasen des
,Lernens von zu Hause* eine entsprechende Betreuung
bendtigen, die keinen geeigneten hduslichen Arbeits-
platz haben oder fiir die die héusliche Lernsituation
nicht ausreichend forderlich ist. Bei Bedarf wird am
Nachmittag ein Angebot im Rahmen des freiwilligen
und gebundenen Ganztags gewihrleistet. Ab der Klas-
senstufe 7 der weiterfithrenden Schulen wird bei Be-
darf ein schulischer Arbeitsplatz zur Verfiigung gestellt
fiir Schiilerinnen und Schiiler, die keinen geeigneten
hiuslichen Arbeitsplatz haben; ein angepasstes péida-
gogisches Angebot kommt auch in Betracht fiir Schiile-
rinnen und Schiiler, fiir die die hdusliche Lernsituation
nicht ausreichend forderlich ist.

Zu Absatz 10

Fiir schulfremde Personen ist der Zutritt zum Schulge-
lande nur unter Vorlage eines tagesaktuellen Nachwei-
ses liber das Nichtvorliegen einer Infektion mit SARS-
CoV-2 gestattet. Dieser Nachweis kann auch durch
eine Testung mittels der in der Schule bei Zutritt an-
gebotenen Testmoglichkeiten erfolgen. Dies gilt auch

fiir Erziehungsberechtigte, die unter den Voraussetzun-
gen des Musterhygieneplans Schulen zum Gespréch in
die Schule eingeladen werden. Hiervon ausgenommen
sind Personen, die sich nur sehr kurzfristig auf dem
Schulgeldande aufhalten, wie zum Beispiel Erziehungs-
berechtigte zwecks Abholung ihrer Kinder, oder Perso-
nen, die keinen Kontakt zu den Personen haben, die der
Schule angehorig sind, wie zum Beispiel beauftragte
Handwerker.

Zu Absatz 11

Die Vorgaben fiir die einzelnen Personengruppen be-
treffend den Zutritt zum Schulgelinde sowie Erldu-
terungen zu den Testmoglichkeiten am Schulstandort
werden an den Eingangsbereichen der Schule durch
entsprechende Hinweisschilder bzw. durch einen Aus-
hang dargestellt.

Zu Absatz 12

Die an den weiterfiihrenden Schulen vorgesehenen
Abschlusspriifungen werden in Prasenzform durchge-
fiihrt. Die Regelungen Bundesgesetzes zur Teilnahme
am Testangebot der Schule als Zutrittsvoraussetzung
kommen, da es sich nicht um Prdsenzunterricht han-
delt, dabei fiir die an den Priifungen teilnehmenden
Schiilerinnen und Schiiler nicht zur Anwendung. Die-
sen Priiflingen wird vielmehr ein freiwilliges Testange-
bot unterbreitet entsprechend den Vorgaben des Minis-
teriums fiir Bildung und Kultur.

Hinsichtlich der Priifungsteilnahme gilt neben den fiir
das Priifungsverfahren zur Anwendung kommenden
InfektionsschutzmaBBnahmen in Absprache mit den Ge-
sundheitsbehorden Folgendes:

Schiilerinnen und Schiiler, bei denen bei einer Testung
am Vortag der Priifung oder am Priifungstag mindes-
tens basierend auf einem Antigen-Schnelltest (§ Sa
VO-CP) das Ergebnis das Vorliegen einer Infektion mit
dem SARS-CoV-2-Virus anzeigt, sind nicht zur Teil-
nahme an dem fiir den Tag vorgesehenen Priifungsteil
berechtigt.

Bei einer engen Kontaktperson, fiir die durch die Ge-
sundheitsbehorde eine Quarantine ausgesprochen wur-
de, besteht ein Recht zur Teilnahme an dem fiir den Tag
vorgesehenen Priifungsteil, wenn sie am Priifungstag
einen Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus mittels eines am Tag
der Priifung durchgefiihrten und von der Schule beauf-
sichtigten Antigen-Schnelltests erbringen.

Ist eine Teilnahme an dem entsprechenden Priifungstag
aufgrund der vorstehenden Regelungen im Einzelfall
nicht moglich, verbleibt die Mdglichkeit der Nachho-
lung des entsprechenden Priifungsteils, soweit dies im
Rahmen der von der Schule entsprechend den Vorga-
ben des Ministeriums fiir Bildung und Kultur vorgese-
henen Nachtermine moglich ist.

Zu Absatz 13

Die Dienstpflicht der Lehrkrifte gilt fort. Uber die Art
und Weise der Erfiillung entscheidet im Falle des ein-
geschrinkten Prédsenzschulbetriebs die Schulleitung



1683 36

Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 7. Juli 2021

nach den besonderen standortbezogen organisatori-
schen Gegebenheiten.

Zu § 1a (Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung)

Im Prisenzangebot der Schule besteht fiir alle Schiile-
rinnen und Schiiler sowie fiir Lehrkréfte und das sonsti-
ge padagogische Personal der Schule im Schulgebdude
nach Maligabe der folgenden Absétze die Verpflichtung
zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes in Form einer
medizinischen Gesichtsmaske (OP-Maske).

Statt eines solchen Mund-Nasen-Schutzes konnen auch
Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder ho-
herer Standards ohne Ausatemventil getragen werden.

Im Freien, insbesondere auf dem Schulhof oder dem
Schulgeldnde, besteht keine Verpflichtung zum Tragen
eines Mund-Nasen-Schutzes.

Die Verpflichtung besteht nicht im Unterricht im Klas-
sen- und Unterrichtsraum, nicht im Sportunterricht und
nicht im Betreuungsraum.

Auch fiir Schiilerinnen und Schiiler mit Unterstiit-
zungsbedarf im Bereich geistige Entwicklung ist das
Tragen eines solchen Mund-Nasen-Schutzes nach
MafBgabe der Absétze 1 und 2 verpflichtend, soweit die
Schiilerinnen und Schiiler hierzu in der Lage sind.

Bei Schiilerinnen und Schiilern mit Unterstiitzungs-
bedarf Horen kommen als Schutzmafnahme alternativ
ausnahmsweise Visiere oder durchsichtige Masken an-
stelle eines Mund-Nasen-Schutzes infrage.

Die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes
gilt, soweit dem im Einzelfall keine medizinischen
Griinde entgegenstehen. Dies ist in geeigneter Weise,
in der Regel durch ein &rztliches Attest, glaubhaft zu
machen.

Néahere Einzelheiten regelt der ,,Musterhygieneplan
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen
der Corona-Pandemiemal3inahmen*.

Zu § 2 (Kindertageseinrichtungen, Kindergrofitages-
pflegestellen und heilpidagogische Tagesstiitten)

Mit Blick auf die im Sommer 2020 weitgehende Ein-
ddmmung des Infektionsgeschehens fand mit Beginn
des neuen Kindergartenjahres 2020/2021, also am
1. August 2020, der Eintritt in den vollstindigen Regel-
betrieb statt. Es sind hierzu die ,,Empfehlungen des
Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit, Frauen und Fa-
milie zum Infektionsschutz in Kindertageseinrichtun-
gen im Rahmen der Corona-Pandemie-MaBBnahmen* in
der jeweils giiltigen Fassung — hier die Empfehlungen
vom 6. August 2020, die Fortschreibung hierzu vom
November 2020 sowie weiter darauffolgende Hygiene-
empfehlungen — weiterhin anzuwenden.

Die Rechte der Kinder auf Zugang zu den Bildungs-
und Betreuungseinrichtungen sind trotz der aktuellen
Pandemielage aber immer im Blick zu halten und sie
sollen unter den Bedingungen der Pandemie und den
beschlossenen Mallnahmen, erhalten bleiben. Die Um-
setzung des Regelbetriebes entsprechend der Betriebs-

erlaubnis nach § 45 SGBVIII ist voll umfanglich mog-
lich. Die vereinbarten SchlieBtage bleiben bestehen.

Zu § 3 (Vorbereitung fiir Nichtschiilerinnen und
Nichtschiiler auf die Abschlusspriifungen)

Die Vorbereitungskurse fiir Nichtschiilerinnen und
Nichtschiiler auf die Abschlusspriifungen unterliegen
durch die Regelung den gleichen Beschrankungen wie
der Schulbereich. Das Ministerium fiir Bildung und
Kultur entscheidet, inwiefern diese Kurse im Distanz-
lernen oder im Prdsenzbetrieb stattfinden konnen, in
Abhiéngigkeit der Regelung in § 1b zum Schulbetrieb
und den hierzu ergehenden Vorgaben des Ministeriums.

Kapitel 2: Pflegeschulen und Schulen
fiir Gesundheitsfachberufe

Zu § 4 (Prasenzunterricht)

Eine gesonderte Regelung fiir Pflegeschulen und Schu-
len fiir Gesundheitsfachberufe ist erforderlich, da diese
nicht dem Schulordnungsgesetz und nicht dem Privat-
schulgesetz unterliegen.

Die Pflegeschulen und Schulen fiir Gesundheitsfachbe-
rufe konnen den Unterricht gemél entsprechend dem
aktuellen Infektionsgeschehen in Abhédngigkeit von der
Sieben-Tage-Inzidenz aufnehmen. Hierbei gelten ver-
schiedene Mallnahmen oder Einschridnkungen in den
Landkreisen oder Stddten, die sich unmittelbar auf die
Unterrichtsgestaltung auswirken. Klargestellt wird zu-
dem, dass in diesem Fall die einrichtungsindividuellen
Hygienepldne der Schulen einzuhalten sind. Grund-
sétzlich soll der Unterricht jedoch iliberwiegend durch
digitale Unterrichtsformate stattfinden.

Absatz 1

Der Prisenzschulbetrieb in Pflegeschulen und Schulen
fiir Gesundheitsfachberufe ist zuldssig, wenn Schutz-
und Hygienekonzepte eingehalten und Testungen zwei
Mal pro Woche sowohl fiir Lehrkréfte, Mitarbeiter/-in-
nen als auch Schiiler/-innen durchgefiihrt werden. Be-
tragt an fliinf aufeinander folgenden Tagen der Schwel-
lenwert mehr als 100, ist nur noch Wechselunterricht
zulédssig. Dies gilt ab dem iiberndchsten Tag. Die je-
weils fiir den Landkreis geltenden Werte im Sinne die-
ses Absatzes werden durch das Ministerium fiir Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie veroffentlicht. Die
Unterrichtsgestaltung richtet sich dabei auch nach § 2
Absatz 1 der Verordnung zur Sicherung der Ausbildun-
gen in den Gesundheitsfachberufen wahrend einer epi-
demischen Lage von nationaler Tragweite vom 10. Juni
2020 (BAnz AT 12.06.2020 V1), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mérz 2021 (BGBI. 1
S. 370). Danach konnen fiir den theoretischen und
praktischen Unterricht fiir die jeweiligen Pflege- und
Gesundheitsfachberufe digitale oder andere geeignete
Unterrichtsformate genutzt werden.

Davon ausgenommen werden die Abschlussklassen,
die sich im letzten Ausbildungsjahr vor der staatlichen
Abschlusspriifung befinden. Diese Klassen konnen un-
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abhingig von der Rechtsfolge bei Uberschreiten des
Schwellenwertes weiterhin im Présenzunterricht unter-
richtet werden.

Absatz 2

Unabhéngig davon gelten fiir die Pflegeschulen und
Schulen fiir Gesundheitsfachberufe gelten weiterhin
die einschldgigen Vorgaben des Robert Koch-Instituts
sowie die schuleigenen Hygienepléne.

Absatz 3

Soweit Schiilerinnen oder Schiiler durch eine Quaranta-
neanordnung nicht am Priasenz- oder Wechselunterricht
teilnehmen konnen, ist die Vermittlung der Unterrichts-
inhalte {iber digitale Formate sicherzustellen, soweit
dies technisch moglich ist. Klargestellt wird, dass auch
die Vermittlung von digitalem Unterricht (Lernen von
zu Hause) als Unterricht gilt und der Triger der prak-
tischen Ausbildung die Schiilerinnen und Schiiler von
der praktischen Ausbildung in seiner Einrichtung frei-
zustellen hat. Die Schulen sprechen die Einsatzzeiten
mit dem Tréger der praktischen Ausbildung als Arbeit-
geber der Auszubildenden ab, um den Personaleinsatz
planen zu kénnen.

Absatz 4

An der Schule titigen Personen sowie Schiilerinnen
und Schiilern ist der Zutritt zum Schulgeldnde und die
Teilnahme am Présenzschulbetrieb nur gestattet, wenn
sie sich wochentlich im Umfang der an der Schule
hierzu bereitgestellten Kapazitdten bis zu zweimal wo-
chentlich an einer Testung auf das Nichtvorliegen ei-
ner Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus teilnehmen
oder in demselben Umfang anderweitig einen Nach-
weis liber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus im Sinne des § 5b der Verordnung
zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie erbringen. So-
mit sind der Zutritt zum Schulgebdude und die Teilnah-
me am Pridsenzschulbetrieb nur gestattet, wenn zwei
Mal wochentlich eine Testung auf das Nichtvorliegen
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus vorge-
nommen wird. Dies folgt den Vorgaben des § 28b Ab-
satz 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Infektionsschutzgesetzes.
Das Zutrittsverbot besteht, soweit der Testung im Aus-
nahmefall keine zwingenden Griinde entgegenstehen,
was durch ein drztliches Attest nachzuweisen ist. Von
der Testpflicht ausgenommen sind bereits immunisierte
Personen (geimpfte und genesene Personen im Sinne
des § 5b der VO-CP).

Anderen Personen, die sich nicht nur sehr kurzfristig
oder ohne Kontakt zu den der Schule angehdrigen Per-
sonen auf dem Schulgeldnde aufhalten ist der Zutritt
zum Schulgeldnde nur gestattet, wenn sie einen Nach-
weis iiber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus vorweisen oder einen Test iiber
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus bei Zutritt durchfiihren.

Uber die Zutrittsverbote sind im Eingangsbereich des
Geldndes der Schule entsprechende Hinweise anzu-
bringen. Diese kdnnen beispielsweise Hinweise zum
Zutrittsverbot, grafische Darstellungen oder den Wort-
laut der Norm wiedergeben.

Absatz 5:

Unverédndert gelten die Regelungen zum Tragen eines
Mund-Nasen-Schutzes nach § 1a Absitze 1, 2, 4 und 5
entsprechend. Mit diesen Maflnahmen kénnen poten-
tiell schwer kontrollierbare Infektionsherde mdglichst
frithzeitig erkannt und Infektionsketten unterbrochen
werden. Aufgrund des aktuellen Infektionsgeschehens
mit stark steigenden Infektionszahlen sind die Préven-
tionsmafinahmen und Regelungen zum Tragen eines
Mund-Nasen-Schutzes (MNS) an den Schulen fiir Ge-
sundheitsfachberufe und den Pflegeschulen auszuwei-
ten. Unter Berlicksichtigung der Sieben-Tages-Inzidenz
von mehr als 35/100 000 ist nach den Empfehlungen
des Robert Koch-Instituts auch im Klassenzimmer
bzw. Schulungsraum eine Mund-Nasen-Bedeckung
oder Mund-Nasen-Schutz zu tragen (,,Priventions-
mafinahmen in Schulen wéhrend der COVID-19-Pan-
demie — Empfehlungen des Robert Koch-Instituts fiir
Schulen* verdffentlicht unter www.rki.de/DE/Content/
InfAZ/N/Neuartiges Coronavirus/Praevention-Schu-
len.pdf? _blob=publicationFile). Die Pflicht zum Tra-
gen eines MNS gilt nicht flir Personen, die aufgrund
einer drztlich attestierten gesundheitlichen Beeintréch-
tigung, einer chronischen Erkrankung oder einer Be-
hinderung keinen Mund-Nasen-Schutz tragen konnen.
Als Mund-Nasen-Schutz gelten hierbei medizinische
Gesichtsmasken (OP-Maske) sowie Masken der Stan-
dards KN95/N95, FFP2 oder hoher (jeweils ohne Aus-
atemventil).

Generell haben diese Schulen organisatorische Malf3-
nahmen zu treffen, um die Durchmischung von Klas-
sen und jahrgangsiibergreifenden Gruppen vorzubeu-
gen. Dies kann vor allem durch eine Steuerung der
Wegefiihrung sowie durch die versetzte Gestaltung der
Unterrichts- und Pausenzeiten erfolgen. Diese Vorga-
ben sind erforderlich, um Ansammlungen und Uber-
schneidungen mehrerer Klassen in den Schulgebduden
zu vermeiden. Infolge des Prisenzunterrichts kann der
Mindestabstand wahrend des Unterrichts unterschritten
werden.

Zu § 5 (Priifungsverfahren)
Absatz 1

In den Pflegeberufen und den Gesundheitsfachberufen
bleibt es weiterhin zuldssig, die Priifungsteile der
miindlichen und schriftlichen Priifungen durchzufiih-
ren, soweit die HygienemaBBnahmen eingehalten wer-
den. Die in § 4 Absatz 1 genannten Mindestabstéinde
und Hygienevorgaben gelten auch hier.

Absatz 2

Es wird klargestellt, dass fiir die Frage der Simulati-
onspriifung das Landesamt fiir Soziales — Zentralstelle
fiir Gesundheitsberufe und Landespriifungsamt — zu-
standig ist. Dies folgt der Regelung des § 1 Absatz 1
der Verordnung iiber Zustindigkeiten im Bereich der
Altenpflege vom 22. Februar 2011 (Amtsbl. I, S. 74),
zuletzt gedndert durch die Verordnung vom 24. No-
vember 2015 (Amtsbl. I S. 894), in Verbindung mit
§ 1 der Verordnung zur Ubertragung von Aufgaben
des Landesamtes fiir Gesundheit und Verbraucher-
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schutz auf das Landesamt fiir Soziales vom 10.Juli
2012 (Amtsbl. I S. 251). Simulationspriifungen kon-
nen in der Ausbildung der Altenpflege durchgefiihrt
werden (§ 5 Absatz 5 Altenpflege-Ausbildungs- und
Priifungsverordnung), insbesondere, wenn nicht ge-
niigend Patientinnen und Patienten zur Durchfiihrung
der Priifung zur Verfiigung stehen. In den weiteren
Gesundheitsfachberufen findet § 5 der Verordnung zur
Sicherung der Ausbildungen in den Gesundheitsfach-
berufen wihrend einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite Anwendung. Danach kann jeweils der
praktische Teil der staatlichen Priifung mit geeigneten
Modellen, Simulationspersonen oder Fallvorstellungen
durchgefiihrt werden oder auch in anderen geeigneten
Formaten abgehalten werden. Die Durchfithrung der
Simulationspriifungen ist dem Landesamt fiir Soziales
formlos anzuzeigen, einer gesonderten Genehmigung
bedarf es nicht.

Zu § 6 (Durchfiihrung von Weiterbildungen)

Klargestellt wird, dass die Vorgaben der §§ 4 und 5
auch fiir die beruflichen Fach- und Funktionsweiterbil-
dungen an den Pflegeschulen und Schulen fiir Gesund-
heitsfachberufe gelten, insbesondere flir Fachpflege fiir
Intensivpflege und Anésthesie nach der Verordnung zur
Durchfiihrung der Fachweiterbildung in den Pflegebe-
rufen Vom 30. Januar 2001 (Amtsbl. S. 593), zuletzt
gedndert durch die Verordnung vom 24. November
2015 (Amtsbl. I S. 894).

Kapitel 3: Offentliche und private Bildungs-
einrichtungen im auflerschulischen Bereich

Zu § 7 (AuBerschulische Bildungsveranstaltungen)

Der auBerschulische Bildungsbereich hat eine hohe
Prioritdt und ist dem Betrieb in Schulen und anderen
Bildungsstitten gleichgestellt. Die entsprechenden
MaBnahmen und Veranstaltungen kénnen wieder in
Prasenz durchgefiihrt werden, d.h. unter Einhaltung
von HygienemaBBnahmen nach den Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts, unter der Bedingung der Vorlage
eines Nachweises iiber das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer sowie in Anlehnung an den ,,Muster-
hygieneplan Saarland zum Infektionsschutz in Schulen
im Rahmen der Corona-Pandemiemalinahmen.

Die Mdglichkeit die berufliche Aus-, Fort- und
Weiterbildung sowie Integrationskurse in Présenz-
form durchfiihren zu lassen wird den erforderlichen
Hygienebestimmungen unterworfen (unter anderem
im Hinblick auf die Zusammensetzung der Gruppe, die
GruppengroBe in Abhéngigkeit der RaumgrdBe, den
Mindestabstand, Schutz- und Hygienevorkehrungen).
Die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie In-
tegrationskurse ist nicht der Pflicht zur Vorlage eines
negativen Testnachweises unterworfen.

Bezugnehmend auf die arbeitsmarktpolitischen Mafi-
nahmen (Eingliederung in Arbeit und aktive Arbeits-
marktforderung) nach dem Zweiten und Dritten Buch
Sozialsetzbuch (SGB II und SGB III), die ebenfalls

unter Einhaltung von Hygienemafinahmen nach den
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts sowie in
Anlehnung an den ,,Musterhygieneplan Saarland zum
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
PandemiemaBnahmen* in Prisenzform stattfinden kon-
nen, soll auch die Ausbildung und Qualifizierung von
Fachkriaften durch Maflnahmen der beruflichen Aus-,
Fort- und Weiterbildung sowie durch Integrationskurse
sichergestellt werden.

Das Gleiche gilt fiir die Durchfiihrung von padagogisch
begleiteten Seminaren fiir Freiwillige in Prdsenzform
nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz (JFDG)
und dem Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG). Die
Freiwilligendienste sind fiir Jugendliche und junge Er-
wachsene ein wichtiges Angebot zur Personlichkeits-
entwicklung und beruflichen Orientierung und kénnen
daher zur Bewiltigung der Folgen der Corona-Pande-
mie einen wichtigen Beitrag leisten. Hierbei sind die
Seminare ein unverzichtbarer Bestandteil der padago-
gischen Arbeit, zu deren Teilnahme die Freiwilligen
gesetzlich verpflichtet sind. Es liegt daher im o6ffent-
lichen Interesse, die Durchfiihrung der Seminare auch
in Prdsenzform—unter Einhaltung von Hygienemal-
nahmen nach den Empfehlungen des Robert Koch-In-
stituts sowie in Anlehnung an den ,,Musterhygieneplan
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen
der Corona-Pandemiemafinahmen‘ — wieder zu ermdg-
lichen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie alle
weiteren anwesenden Personen (hierzu gehoren insbe-
sondere die Seminarleitung, Referentinnen und Refe-
renten) miissen bei mehrtigigen Seminaren lediglich
zu Beginn des Seminars bzw. bei der erstmaligen An-
wesenheit im Seminar den Nachweis eines negativen
SARS-CoV-2-Tests fiihren sowie am Ende des Semi-
nars; eine tigliche Testung ist hier nicht erforderlich.
Dies gilt nur soweit diese sog. social bubble gesichert
1st.

Die Ausbildung von Rettungssanitéitern nach der Ret-
tungssantititerverordnung sowie die damit zusammen-
héngenden Priifungen, die unter Einhaltung von Hy-
gienemalnahmen nach den Empfehlungen des Robert
Koch-Instituts sowie in Anlehnung an den ,,Musterhy-
gieneplan Saarland zum Infektionsschutz in Schulen
im Rahmen der Corona-PandemiemalBinahmen* kon-
nen weiterhin stattfinden.

Die nicht unter Nummer 1 aufgefiihrten Bildungsange-
bote der Einrichtungen der allgemeinen Weiterbildung,
beispielsweise Volkshochschulen, konnen unter der Be-
dingung der Vorlage eines Nachweises iiber das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer stattfinden.

Des Weiteren sind auBerschulische Bildungsveranstal-
tungen, die der Durchfiihrung von MaBnahmen zur
Verhiitung {ibertragbarer Krankheiten, beispielswei-
se von Corona-Infektionen, zu dienen bestimmt sind
in Prdsenzform zuldssig. Hierzu zdhlen insbesonde-
re Schulungen von Personal in Impfzentren, mobilen
Impfteams, Corona-Testzentren sowie Einrichtungen
des offentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizi-
nische Untersuchungen, Priaventionsmalnahmen oder
ambulante Behandlungen durchgefiihrt werden, die im
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Zusammenhang mit Maflnahmen zur Verhiitung von
SARS-CoV-2-Infektionen sowie dessen Verbreitung
erfolgen.

Der Betrieb von Fahrschulen, Fahrlehrerausbildungs-
statten und sonstigen im fahrerischen Bereich tétigen
Bildungseinrichtungen in Prdsenzform (theoretischer
und praktischer Fahrschulunterricht) ist nur nach Vor-
lage eines Nachweises iiber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus gestattet. Es
gelten das Abstandsgebot nach § 1 Absatz 1 Satz 2
sowie die Pflicht eine medizinische Gesichtsmaske
(OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/
N95 oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu
tragen. Wihrend des praktischen Unterrichts gilt das
Erfordernis des Mindestabstands nicht, sofern dieses
nicht eingehalten werden kann. Es diirfen sich hochs-
tens zwei Fahrschiilerinen oder der Fahrschiiler und die
Fahrlehrerin oder der Fahrlehrer sowie wéhrend der
Fahrpriifung zusétzlich die Priifungspersonen im Fahr-
zeug aufhalten. Entsprechendes gilt fiir die Angebote
von Flugschulen. Erste-Hilfe-Kurse der anerkannten
Stellen nach § 68 der Fahrerlaubnisverordnung sind
in Prisenzform zuldssig, wenn diese unter Einhaltung
von HygienemaBnahmen nach den Empfehlungen
des Robert Koch-Instituts sowie in Anlehnung an den
»~Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemalnah-
men* liber ein ausreichendes Hygienekonzept verfiigen
und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer den Nach-
weis iiber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus fithren kdnnen.

Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 ist der Betrieb
von im Bereich der Jagd und Fischerei titigen Bil-
dungseinrichtungen in Prdsenzform ist nur nach Vor-
lage eines Nachweises iiber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus und unter Ein-
haltung von HygienemaBnahmen nach den Empfeh-
lungen des Robert Koch-Instituts sowie in Anlehnung
an den ,,Musterhygieneplan Saarland zum Infektions-
schutz in Schulen im Rahmen der Corona Pandemie-
mafnahmen* zuldssig.

Im Gleichklang mit Rheinland-Pfalz sind Hundeschu-
len fiir den Betrieb fiir Kleingruppen von maximal 10
Personen im AuBenbereich zuzulassen. Hundeschulen
dienen neben der Sozialisierung von Hunden insbeson-
dere Hundehalterinnen und -haltern im Umgang mit
neu erworbenen oder problematischen Hunden. Durch
eine einmalige Welpenzeit eines jeden Hundes handelt
es sich um nicht aufschiebbare Erziechungsphasen, de-
nen entsprechend Rechnung getragen und Hunden da-
mit eine artgerechte und damit tierschutzgerechte So-
zialisierung ermoglicht wird. Auch im Hinblick auf ein
angemessenes Verhalten des Hundes im offentlichen
Raum ist der Besuch einer Hundeschule zum Schutz
der Bevdlkerung von gefdhrlichen Hunden unabding-
bar. Verwiesen sei zudem auf den Umstand, dass sich
zu Zeiten der Corona-Pandemie iiberdurchschnittlich
viele Haushalte Hunde angeschafft haben, die ange-
messen erzogen und sozialisiert werden miissen.

Zu § 8 (Saarlindische Verwaltungsschule)

Aus Griinden des Infektionsschutzes werden der Pri-
senzbetrieb in der Aus- und Fortbildung sowie Priifun-
gen an der Saarldndischen Verwaltungsschule nur in
dem Umfang durchgefiihrt, wie unter Beriicksichtigung
der raumlichen, personellen und organisatorischen Ge-
gebenheiten die Einhaltung der Vorsichts- und Hygi-
enemafnahmen zum Infektionsschutz sichergestellt
werden kann. Dabei sind bei den Lehrveranstaltun-
gen auch online-Veranstaltungen zu beriicksichtigen.
Bei allen Priasenzveranstaltungen sind die besonderen
Schutz-und Hygienevorschriften nach § 1 Absatz 1 und
2 (Musterhygieneplan und Testungen) und § la (Tra-
gen eines Mund-Nasen-Schutzes) zu beachten.

Kapitel 4

Zu § 9 (Dienstleister, die Eingliederungen in Arbeit
erbringen)

Dienstleister, die Leistungen zur Eingliederung in Ar-
beit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)
oder Mallnahmen der aktiven Arbeitsférderung nach
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) um-
setzen, diirfen ihren Betrieb unter der Einhaltung der
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung  sowie  der
HygienemaB3nahmen nach den Empfehlungen des Ro-
bert Koch-Instituts fortfiihren.

Bei allen Prisenzveranstaltungen sind die besonde-
ren Schutz- und Hygienevorkehrungen in Anlehnung
an den ,,Musterhygieneplan Saarland zum Infektions-
schutz in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemie-
mafBnahmen* einzuhalten, mit der Maflgabe, dass auch
am Platz eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen ist.

Kapitel 5

Zu § 10 (Musik-, Kunst- und Schauspielunterricht)

Der Beschluss der Regierungschef*innen der Lénder
und der Bundeskanzlerin vom 10. Februar 2021 unter-
streicht, dass Offnungen im Betreuungs- und Bildungs-
bereich eine hohe Prioritit haben und die Lander im
Rahmen ihrer Kultushoheit {iber die schrittweise Riick-
kehr zum Prisenzunterricht entscheiden. Dies ent-
spricht auch dem Beschluss der Kulturminister*innen
der Lander vom 5. Februar 2021, wonach auch die
auBlerschulischen Bildungsangebote der Kultureinrich-
tungen und der kiinstlerischen Schulen wieder zugelas-
sen werden sollen, wenn Schulen und Kitas geoffnet
werden.

Hierbei sind die Kunstrichtungen Musik, bildende
Kunst, Darstellendes Spiel und Tanz gleich zu behan-
deln. Dies betrifft jeden Unterricht im 6ffentlichen wie
im privaten Bereich.

Der Unterricht in Prasenzform ist als Einzelunterricht
oder, unter der Bedingung der Vorlage eines Nachwei-
ses iliber das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem
SARS-CoV-2-Virus der Teilnehmerinnen und Teilneh-
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mer, als Gruppenunterricht an 6ffentlichen und privaten
kiinstlerischen Schulen zuldssig. Von der Testpflicht
ausgenommen sind Minderjdhrige. Die Hygienemal-
nahmen nach den Empfehlungen des Robert Koch-In-
stituts sowie in Anlehnung an den ,,Musterhygieneplan
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen
der Corona Pandemiemalinahmen® sind hierbei einzu-
halten.

Ein potentielles Infektionsrisiko wird durch die ent-
sprechende Anwendung des ,,Musterhygieneplans
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen
der Corona PandemiemaBBnahmen* (z. B. durch Ein-
haltung des Mindestabstands und Tragen von MNS)
weiter reduziert.

Die potenzielle gesundheitliche Gefdhrdung aufgrund
der Raumstruktur, der klimatischen Systeme und wei-
terer Steuerungsmoglichkeiten ist daher als gering ein-
zuschétzen. Dariliber hinaus haben viele kiinstlerische
Schulen die SchlieBung genutzt, um die bisher beste-
henden Hygienekonzepte durch MaBnahmen wie den
Einbau neuer Beliiftungssysteme weiter zu verbessern.

Geeignete, kontaktfreie Angebote zur kulturellen Be-
tatigung im Innen- und AuBlenbereich durch darauf aus-
gerichtete Einrichtungen, wie beispielsweise Chor- und
Musikproben sind zuléssig Die Gefahr von Infektionen
ist durch die kontaktfreie Durchfithrung im Aullenbe-
reich minimiert. Derartige Angebote sind ebenso wie
die Sportangebote u.a. auch fiir das Kindeswohl von
groBBer Relevanz. Im Innenbereich miissen die Teilneh-
menden den Nachweis iiber das Nichtvorliegen einer
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus fiithren. Von der
Testpflicht ausgenommen sind Minderjdhrige. Durch
die Regelung wird zum einen die Durchfiihrung bereits
etablierte Freiluftangebote beispielsweise im Deutsch-
Franzosischen Garten, im Rahmen des ,,Urwald vor
den Toren der Stadt“, oder Ahnliches in einem kleinen
Rahmen wieder moglich, zum anderen aber auch die —
teilweise schon im letzten Jahr erprobte — Umstellung
von bisher im Innenbereich bestehenden Angeboten auf
einen geeigneten Rahmen im Auflenbereich. Durch den
entsprechenden Verweis in § 10 der Verordnung zum
Schulbetrieb und zum Betrieb sonstiger Bildungsein-
richtungen sowie zum Betrieb von Kindertageseinrich-
tungen wiahrend der Corona-Pandemie sind geeignete
Angebote auch durch die dort genannten kiinstlerischen
Schulen ausdriicklich zuléssig.

Kapitel 6

Zu § 11 (Ordnungswidrigkeiten)

Definiert die Zuwiderhandlungen gegen die genannten
Vorschriften als Ordnungswidrigkeiten, soweit sich die
entsprechenden Regelungen auf § 32 Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und § 28a Absatz 1
Infektionsschutzgesetz stiitzen.

Zu § 12 (Geltungsvorrang des Bundesrechts)

Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vorbe-
haltlich der vorrangigen Geltung der auf der Grundlage
des § 28c des Infektionsschutzgesetzes durch die Bun-
desregierung erlassenen Rechtsverordnungen.

Zu 13 (Testungen und immunisierte Personen)

Personen mit dem Nachweis {iber das Nichtvorliegen
einer Infektion mit SARS-CoV-2-Virus im Sinne des
§ S5a Absatz 1 der Verordnung zur Bekdmpfung der
Corona-Pandemie stehen gemdB § 3 und § 7 der CO-
VID-19-SchutzmaBBnahmen-Ausnahmenverordnung
8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) geimpfte Per-
sonen und genesene Personen gleich.

Nachweise nach § 2 Nummer 3 und 5 der COVID-
19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung  sind
den nach § 12 Absatz 1 der Verordnung zur Bekdmp-
fung der Corona-Pandemie genannten Behorden im
Rahmen ihrer Kontrolltitigkeit auf Verlangen vorzu-
weisen.

Zu §14 (Inkrafttreten, AuBBerkrafttreten)

Die Verordnung tritt am 9. Juli 2021 in Kraft und am
22. Juli 2021 auBer Kraft. Gleichzeitig mit dem In-
krafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung zum
Schulbetrieb und den Betrieb sonstiger Bildungsein-
richtungen sowie zum Betrieb von Kindertageseinrich-
tungen vom 23. Juni 2021 auBler Kraft. Gemal § 4 des
Saarldndischen COVID-19-MalBnahmengesetzes vom
22. Januar 2021 tritt die Verordnung spitestens zwei
Wochen nach ihrem Inkrafttreten auBer Kraft, kann
aber entsprechend der epidemiologischen Situation
verlangert werden.

zu Artikel 3
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten.
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— Anlage —

wohnhaft in
hat nach Vorlage eines giiltigen Ausweisdokumentes am

heutigen (Datum & Uhrzeit)

einen SARS-CoV-2 PoC-Antigen-Test oder Selbsttest an einer
privaten oder im Auftrag des Saarlandes betriebenen durchfiih-
renden Teststelle gemaf3 § 5a der Verordnung zur Bekampfung
der Corona-Pandemie gemacht.

Das Testergebnis war: [ ]negativ [ ] positiv

verwendeter Test & Hersteller

Stempel & Unterschrift Unterschrift
Teststelle getestete Person

Die Landesregierung weist darauf hin, dass eine mittels PoC-Antigen-Test
positiv getestete Person als ansteckungsverddchtig im Sinne des § 2 Nr. 7
IfSG gilt. Eine durch geschultes Personal positiv getestete Person ist durch
die Teststelle an das zustandige Gesundheitsamt zu melden und sollte sich
in hdausliche Quarantdne begeben, bis ein Bestdtigungstest mittels PCR-
Testung erfolgt ist.

Datenschutz: Ich bestdtige mit meiner Unterschrift mein Einverstandnis zur Erhebung und Verarbeitung meiner personen-
bezogenen Daten zum Zwecke der Durchfihrung eines SARS-CoV-2 PoC-Antigen-Test. Die personenbezogenen Daten
werden durch die angegebene Teststelle sowie die zustandigen Gesundheitsdamter verarbeitet. Ich bin mit der Verarbei-
tung meiner Daten sowie der Kontaktaufnahme per E-Mail, Telefon, SMS oder postalisch einverstanden.
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236 Anderung der Verordnung
zu Hygienerahmenkonzepten
auf der Grundlage der Verordnung
zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie

Vom 7. Juli 2021

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit
§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 28a und § 73 Ab-
satz la Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes vom
20. Juli 2000 (BGBI. I S. 1045), zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Mai 2021 (BGBL. |
S. 1174), und § 5 Absatz 3 des Landesorganisationsge-
setzes vom 2. Juli 1969 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. Méarz 1997 (Amtsbl. S. 410), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Juni 2018
(Amtsbl. I S. 358), in Verbindung mit § 5 Absatz 3 der
Verordnung zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie
vom 23. Juni 2021 (Amtsbl. I S. 1645 2), in der jeweils
giiltigen Ablosungsfassung, verordnet das Ministerium
fur Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie im Ein-
vernehmen mit der Staatskanzlei, dem Ministerium fiir
Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr, dem Ministe-
rium fiir Inneres, Bauen und Sport, dem Ministerium
fiir Bildung und Kultur und dem Ministerium fiir Um-
welt und Verbraucherschutz:

Artikel 1

Die Verordnung zu Hygienerahmenkonzepten auf
der Grundlage der Verordnung zur Bekdmpfung der
Corona-Pandemie vom 24. Juni 2021 (Amtsbl. I
S. 1645 _44) wird wie folgt gedndert:

1. § 51 wird wie folgt gefasst:

»§ 51
Gastronomie

Gastronomische Betriebe im Saarland diirfen unter
Beachtung folgender Mafinahmen 6ffnen:

(1) Die Giste werden iiber die Zutrittsbeschrén-
kungen und Abstandsregelungen und sonstige Hy-
gienemafinahmen durch geeignete, gut sichtbare
Hinweise informiert.

(2) Geeignete Handdesinfektionsmittelspender
sind an den Eingiingen durch den Betreiber vor-
zuhalten, regelmifBig zu kontrollieren und gege-
benenfalls aufzufiillen. Das verwendete Handdes-
infektionsmittel hat mindestens ,,begrenzt viruzid*
Zu sein.

(3) Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des
Saarldndischen COVID-19-Maflnahmengesetzes
vom 22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3
der Verordnung zur Bekdmpfung der Corona-Pan-
demie ist sicherzustellen. Insbesondere besteht die
Verpflichtung, Vor- und Familienname, Anschrift
und Erreichbarkeit (Rufnummer oder E-Mail-Ad-
resse) sowie die Ankunftszeit zu erfassen, die er-
hobenen Daten nur zu Zwecken der Weitergabe an
die Gesundheitsdmter zu verwenden und den unbe-
fugten Zugriff auf die Daten zu verhindern. Eben-
so ist der Aufenthalt des Personals im Betrieb zu
dokumentieren. Diese Aufzeichnungen sind dem

Gesundheitsamt auf Anforderung auszuhdndigen.
Nach Ablauf von vier Wochen ist die Dokumenta-
tion zu vernichten.

(4) Tagungen und Konferenzen sind entsprechend
den Vorgaben in Bezug auf Kontaktbeschréankun-
gen, Teilnehmerzahlen, Abstinden und Raumgro-
Ben, die in der jeweils giiltigen Fassung der Verord-
nung zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie des
Saarlandes geregelt sind, zuldssig. Bestuhlungen
haben entsprechend dieser Vorgaben zu erfolgen.

(5) Private Veranstaltungen in der Gastronomie
mit zuvor eindeutig festgelegtem und nachverfolg-
barem Teilnehmerkreis wie beispielsweise Hoch-
zeitsveranstaltungen oder Geburtstagsfeiern, sind
auf der Grundlage der jeweils giiltigen Fassung
der Corona-Verordnung erlaubt. Hierbei gelten die
entsprechenden Vorgaben fiir Veranstaltungen. Das
Abstandsgebot nach der geltenden Verordnung zur
Bekampfung der Corona-Pandemie ist, wo immer
moglich, einzuhalten; dieses kann im Rahmen von
iiberwiegend statischen Veranstaltungen bei fest-
gelegten Plédtzen an Tischen entfallen. Die Doku-
mentation der Kontaktdaten der Personen erfolgt
entsprechend § 51 Absatz 3 durch den Betreiber.

(6) In Shishabars diirfen Wasserpfeifen jeweils
nur von einer Person genutzt werden. Es sind aus-
schlieBlich Einweg-Schlauche und -Mundstiicke
zuldssig, die in geschlossener Umverpackung an
den Konsumenten ausgehdndigt werden miissen.
Eine Wiederverwendung dieser Teile ist nicht zu-
lassig. Alle Teile der Wasserpfeife, die wiederver-
wendet werden (Wasserbehélter, Tauchrohr, Rauch-
sdule usw.) sind nach der Nutzung bei mindestens
60° C in der Spililmaschine zu reinigen. Der Auf-
enthalt in Shishabars ist auf 2 Stunden pro Tag zu
begrenzen. Bei einem Aufenthalt {iber Mitternacht
hinaus ist keine Verlangerung des 2-Stunden-Inter-
valls gestattet. Der Betreiber ist flir die Einhaltung
dieser Regelungen verantwortlich. Liiftungsanla-
gen haben kontinuierlich auf maximaler Stufe zu
laufen, unabhéngig von gemessenen Kohlenmono-
xidwerten.

(7) Es diirfen sich ausschlielich Personen im Be-
trieb aufhalten, die keinerlei Erkrankungszeichen
aufweisen, die auf eine Infektion mit SARS-CoV-2
gemal den Publikationen des RKI hinweisen konn-
ten. Das Personal ist verpflichtet, eine Mund-Na-
sen-Bedeckung zu tragen, sofern nicht arbeits-
schutzrechtliche Bestimmungen entgegenstehen
oder eine andere, gleichwertige Infektionsschutz-
mafBnahme gewihrleistet ist. Mund-Nasen-Bede-
ckungen im Sinne des Satzes 2 sind medizinische
Gesichtsmasken (OP-Masken) oder auch Masken
der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder hoherer
Standards.

Diese Verpflichtung gilt auch fiir Giste wihrend
des Aufenthaltes in Gaststitten oder sonstigen
Gastronomiebetrieben jeder Art im Innenbereich
abseits eines festen Platzes sowie bei der Abholung
oder Entgegennahme von Speisen, auch in den ge-
gebenenfalls entstehenden Warteschlangen.
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(8) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben beson-
ders auf eine vorbildliche Handehygiene zu achten.
Dies beinhaltet Hindewaschen oder eine Hénde-
desinfektion nach Kontakt mit Zahlungsmitteln
oder anderen Gegenstdnden, die vom Gast genutzt
wurden. Dazu notwendige Handwaschgelegen-
heiten und Desinfektionsmittelspender sind vom
Betreiber an gut erreichbaren Stellen vorzuhalten
und zu nutzen. Eine Tischreinigung/Desinfektion
erfolgt nach jedem Gastwechsel. Der haptische
Kontakt der Géste zu Bedarfsgegenstinden (Spei-
sekarte, Menagen, Tabletts, Servietten und Ahnli-
ches) ist auf das Notwendige zu reduzieren. Diese
sind beim Gastwechsel zu reinigen/desinfizieren.

(9) Die Reinigung von gebrauchtem Geschirr
(Besteck, Glaser, Teller und Ahnliches) ist mit
mindestens 60° C und geeignetem Reinigungsmit-
tel durchzufiihren.

(10) Die Abstandsregeln und GruppengroBen am
Tisch und an der Theke sind in der jeweils giilti-
gen Fassung der Corona-Verordnung der Landes-
regierung des Saarlandes geregelt. Der Betreiber
hat sicherzustellen, dass diese eingehalten werden.
Als Bezugsgrofle gilt der Abstand von Person zu
Person, nicht von Tisch zu Tisch!

(11) Alle Raumlichkeiten, die den Gésten zur Ver-
fligung stehen sowie alle Arbeitsrdume, sind konti-
nuierlich bestmoglich zu liiften.

(12) Der Thekenbetrieb sowie der Aufenthalt an der
Theke sind unter Einhaltung des Mindestabstands
und der GruppengroBe, geregelt in der jeweils giil-
tigen Fassung der Verordnung zur Bekdmpfung der
Corona-Pandemie, erlaubt. Es ist durch Vorkeh-
rungen sicherzustellen, dass der Mindestabstand
zwischen hinter der Theke arbeitendem Personal
sowie sich an der Theke authaltenden Personen si-
chergestellt ist. Alternativ ist die Verwendung von
Abtrennungen (zum Beispiel Plexiglas) moglich.
Ebenso ist sicherzustellen, dass zu Schankanlagen,
Lebensmitteln, Gldsern, Geschirr und Ahnlichem
ein ausreichender Sicherheitsabstand (1,5 Meter)
von den Gisten ohne MNB eingehalten wird. Al-
ternativ sind diese Gegenstinde durch Abtrennun-
gen vor Tropfchenkontamination zu schiitzen. Es
ist sicherzustellen, dass dem Personal ausreichend
Platz an Thekendurchgéngen zur Verfiigung steht.
Hierzu sind gegebenenfalls Areale zu sperren.

(13) Buffets mit Selbstbedienung sind nur zulissig,
wenn die Géste vor jeder Nutzung an bereitgestell-
ten Desinfektionsspendern die Hénde desinfizieren
und bei der Nutzung eine MNB sowie Einmalhand-
schuhe tragen. Ebenso ist sicherzustellen, dass fri-

sche Teller, Besteck und Ahnliches nicht von ande-
ren Gésten beriihrt werden kénnen (zum Beispiel
durch Eindecken am Tisch, kein Wiihlen im Be-
steckkasten). Die Speisen sind durch Abdeckungen
oder Spuckschutz zu schiitzen.

(14) Die gleichzeitige Nutzung von Personenauf-
ziigen durch mehrere Personen ist entsprechend
der GroBe der Aufziige so zu beschrinken, dass
Abstdnde eingehalten werden kénnen.

(15) In den Géstetoiletten ist eine engmaschige
Reinigung sicherzustellen (Aushang der Reini-
gungszyklen mit Unterschrift der Reinigungskraft).
Es wird sichergestellt, dass Fliissigseife, Einmal-
handtiicher und Desinfektionsmittel fiir die Géste
zur Verfiigung stehen. Je nach GroBe und Giste-
aufkommen ist eine geeignete Zugangsregelung zu
schaffen.

(16) Es gelten die Vorgaben des § 7 Absatz 2 Ver-
ordnung zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie.*

§ 62 wird wie folgt gefasst:
»§ 62

In den Schwimmbaidern haben alle Personen, die
nicht nach § 1 Absatz 2 der Verordnung zur Be-
kdampfung der Corona-Pandemie in der jeweils
geltenden Fassung von der Abstandswahrung aus-
genommen sind, immer (im Wasser wie aul3erhalb
des Wassers) einen Mindestabstand von eineinhalb
Metern einzuhalten. Hiervon ausgenommen ist
der Sportbetrieb des Vereinsschwimmsports. Falls
moglich sind in den Schwimmbecken Bahnleinen
zur besseren Kontrollierbarkeit zu spannen. Die
Betreiber der Schwimmbéder haben dazu in ihren
Konzepten organisatorische und rdumliche Mafi-
nahmen festzulegen und umzusetzen.*

§ 96 wird wie folgt gefasst:

»3 96
Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 9. Juli 2021 in Kraft und
mit Ablauf des 8. August 2021 auBer Kraft.”

Artikel 2

Die Verordnung tritt am 9. Juli 2021 in Kraft.

Saarbriicken, den 7. Juli 2021

Die Ministerin fiir Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie

Bachmann



1683 44 Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 7. Juli 2021

Bezugsbedingungen ab 1. Januar 2016

Abonnenten:

Das Amtsblatt des Saarlandes erscheint nach Bedarf, in der Regel einmal pro Woche. Die Abonnenten des Amtsblattes konnen zwischen zwei Bezugsvarianten wéhlen:
Abonnement-Variante A beinhaltet die Bereitstellung der elektronischen Version von Amtsblatt Teil I und Amtsblatt Teil II im Verkiindungsportal www.amtsblatt.saarland.de.
Abonnement-Variante B beinhaltet die elektronische Version von Amtsblatt Teil I im Verkiindungsportal www.amtsblatt.saarland.de und die Papierversion von Amtsblatt Teil II.
Fiir alle Abonnenten dieser Variante steht auch die elektronische Version von Amtsblatt Teil II kostenfrei im Verkiindungsportal zur Verfiigung.

Im Vergleich zu Nichtabonnenten kénnen alle Abonnenten des Amtsblattes im Verkiindungsportal erweiterte Suchfunktionalititen nutzen und sich auf Wunsch per E-Mail iiber
neue Veroffentlichungen informieren lassen. Sie haben iiberdies die Moglichkeit, auch die Ausgaben der Amtsblétter der Jahre 1999 bis 2009 im Verkiindungsportal abzurufen.
Abonnenten, die zugleich Nutzer des juris Landesrechts Saarland sind, profitieren ferner von einer Verlinkung der Amtsblattinhalte mit dem saarlédndischen Landesrecht.

Beide Abonnement-Varianten (A und B) konnen per Brief, Fax, E-Mail oder iiber das Verkiindungsportal www.amtsblatt.saarland.de bestellt werden.

Der Preis fiir das Jahresabonnement betrégt fiir Variante A 30,00 Euro und fiir Variante B 35,00 Euro. Der Preis fiir das Halbjahresabonnement betrégt fiir Variante A 15,00 Euro
und fiir Variante B 17,50 Euro. MaB3geblich ist das jeweilige Kalenderjahr bzw. Kalenderhalbjahr.

Bestellungen, die nicht rechtzeitig zu Beginn einer Abonnementperiode (Jahresbeginn bzw. Halbjahresbeginn) wirksam werden, starten in der Regel zum nichsten vollen Quartal
und werden bis zum Ende der Restlaufzeit der Abonnementperiode mit 7,50 Euro (Variante A) bzw. 8,75 Euro (Variante B) pro Quartal berechnet. Wiinschen Sie den sofortigen
Bezug wihrend eines laufenden Quartals, so wird Thnen dafiir das volle Quartal berechnet.

Alle Leistungen sind zahlbar im Voraus. Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da die Landesregierung mit der Herausgabe des Amtsblattes eine nicht der Umsatzsteuer
unterliegende hoheitliche Aufgabe erfiillt.

Abbestellungen fiir die jeweilige Folgeperiode miissen beim Halbjahresabonnement bis zum 1. Juni bzw. 1. Dezember, beim Jahresabonnement bis zum 1. Dezember der laufen-
den Abonnementperiode per Brief, Fax oder E-Mail bei Satzweiss.com Print Web Software GmbH eingegangen sein. Erfolgt die Kiindigung des Abonnements nicht fristgerecht,
verldngert sich dieses automatisch um ein Kalenderhalbjahr bzw. Kalenderjahr.

Nichtabonnenten:

Das Amtsblatt Teil I wird im Verkiindungsportal des Saarlandes unter www.amtsblatt.saarland.de amtlich veréffentlicht und kann dort als Gesamtdokument kostenfrei gelesen
werden. Die abgerufenen Dokumente sind mithilfe einer Volltextrecherche durchsuchbar und diirfen unentgeltlich gespeichert bzw. ausgedruckt werden.

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit, das Amtsblatt Teil I bei der Amtsblattstelle der Staatskanzlei des Saarlandes und bei den Amtsgerichten im Saarland wéhrend der Ge-
schiftszeiten in elektronischer und gedruckter Form einzusehen. Die Amtsblattstelle und die Amtsgerichte leisten Unterstiitzung beim Aufruf und Auffinden der elektronischen
Dokumente und gewahrleisten, dass jeder auf seine Kosten Ausdrucke oder Kopien eines elektronischen Dokuments erhalten kann. Auf Verlangen iiberlassen die Amtsblattstelle

und die Amtsgerichte gegen Ubernahme der Kosten einen beglaubigten Ausdruck eines elektronischen Dokuments. Daneben ist es moglich, das Amtsblatt Teil I wahrend der
Geschiftszeiten bei den saarldndischen Gemeinden einzusehen und dort auf eigene Kosten Ausdrucke oder Kopien anfertigen zu lassen.

Die Amtsblattstelle berechnet fiir den Ausdruck oder die Fotokopie einer Seite des Amtsblattes Teil I 0,15 Euro und fiir die Beglaubigung des Ausdruckes 3,00 Euro, bei Post-
versand jeweils zuziiglich Postgebiihren.

Das Amtsblatt Teil II kann fiir das laufende Jahr und drei Vorjahre als Einzelexemplar (elektronisches Gesamtdokument im PDF/A-Format oder Papierdokument) gegen Erstattung
des jeweiligen Einzelheftpreises zuziiglich der Postgebiihren bei Satzweiss.com Print Web Software GmbH bestellt werden. Lieferungen sind zahlbar im Voraus.

Die Preise enthalten keine Mehrwertsteuer, da die Landesregierung mit der Herausgabe des Amtsblattes eine nicht der Umsatzsteuer unterliegende hoheitliche Aufgabe erfiillt.

Hinweis fiir Inserenten:

Das Amtsblatt des Saarlandes erscheint in der Regel jede Woche an einem Donnerstag. Damit eine Veroffentlichung eines Inserententextes an einem Donnerstag gewéhrleistet
werden kann, miissen diese Texte in der Vorwoche bis jeweils Mittwoch, 12.00 Uhr, bei der Amtsblattstelle eingegangen sein und die Riickgabetermine fiir erforderliche Korrek-
turabziige eingehalten werden. Der Preis pro mm Verdffentlichungstext betriagt 0,90 Euro.

Herstellung und Vertrieb, Entgegennahme von Bestellungen im Namen und fiir Rechnung des Herausgebers:

Satzweiss.com Print Web Software GmbH, Mainzer Stralle 116, 66121 Saarbriicken, Telefon (06 81) 6 55 60, Telefax (06 81) 6 55 70
Amtsblattverkaufsstelle in Saarbriicken, Mainzer Strafie 116, 66121 Saarbriicken. Offnungszeiten: Montag bis Freitag, 9.00 — 17.00 Uhr.

Herausgeber und Redaktion: Saarland — Der Chef der Staatskanzlei — Amtsblattstelle, Am Ludwigsplatz 14, 66117 Saarbriicken,
Telefon: (06 81) 501-11 13, Telefax: 501-11 35, E-Mail: amtsblatt@staatskanzlei.saarland.de


http://www.amtsblatt.saarland.de
http://www.amtsblatt.saarland.de
http://www.amtsblatt.saarland.de
http://www.amtsblatt.saarland.de
https://satzweiss.com/
mailto:amtsblatt%40staatskanzlei.saarland.de?subject=

	Amtsblatt des Saarlandes Teil I Nr. 52A vom 7. Juli 2021 2021
	A. Amtliche Texte
	Verordnungen
	235	Verordnung zur Änderung 	infektionsrechtlicher Verordnungen 	zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
	236 Änderung der Verordnung  zu Hygienerahmenkonzepten  auf der Grundlage der Verordnung  zur der Bekämpfung Corona-Pandemie



	Bezugsbedingungen ab 1. Januar 2016 

		2021-07-07T17:35:47+0200




